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T ITELTHEMA

Deutschland in den inter-
nationalen Beziehungen Das Projekt Kompass 2020

D A S S  D I E  G R E N Z E N  Z W I S C H E N  I N N E N -  U N D  A U S S E N P O L I T I K immer
mehr verwischen, dass innerstaatliche Prozesse mit globalen Entwicklungen eng verwo-
ben sind und vieles vernetzt, verschränkt und verbunden ist, gehört landauf, landab zum
festgesetzten Textbaustein politikwissenschaftlicher Abhandlungen. Die Bewältigung der
Interdependenz wird seit 15 Jahren als eine der zentralen Herausforderungen politischen
Handelns identifiziert.

Zugleich hat sich das
Feld der Außenbezie-
hungen sowohl mit
Blick auf die Themen
als auch die Akteure
erheblich ausdifferen-
ziert. Durch die Ein-
brüche von Konflikten
in die sicher geglaubte
und prosperierende
westliche „Normalität“
wurde zudem die Ein-
sicht in die Verwund-
barkeit moderner Ge-
sellschaften verstärkt. 
Die Grundlagen deut-
scher Politik in den in-
ternationalen Bezie-
hungen sind über die
letzten Jahrzehnte
sehr stabil geblieben.
Dazu gehören das Be-
kenntnis zur außenpo-
litischen Bewältigung
der deutschen Vergan-
genheit, die Westori-
entierung, die Skepsis
gegenüber militäri-
schen Mitteln und der
Verzicht auf traditio-
nelle Machtpolitik, die
Integration und der
bewusste Souveräni-
tätsverzicht, die Beför-
derung von Frieden
und Sicherheit in Eu-
ropa sowie die welt-
weite Achtung des Völ-
kerrechts und der

Menschenrechte. In
den letzten Jahren ist
es jedoch zunehmend
schwieriger geworden,
die zum Teil partei-
übergreifend formu-
lierten vorrangigen
Ziele deutscher Au-
ßenbeziehungen in 
gewohnter Weise 
auch umzusetzen. 
Starke politische Part-
ner und vor allem
auch funktionsfähige
multilaterale Institu-
tionen waren die bei-
den Säulen des außen-
politischen Erfolgs in
der Nachkriegszeit. 

Heute ist das multilaterale

System, allen voran die Eu-

ropäische Union, in einer

schwierigen Umbruch-

phase. 

Erkennbar ist, dass die
Grundmaximen deut-
scher Politik in den in-
ternationalen Bezie-
hungen zwar weiter in
Anspruch genommen
werden, doch scheinen
sie bei vielen akuten
Problemen an Orien-
tierungskraft zu verlie-
ren. Kontinuität als
Maxime darf nicht da-
von entbinden, über

neue Strategien nach-
zudenken, wie diese
Prinzipien unter den
Bedingungen eines
veränderten außenpo-
litischen Umfelds auch
tatsächlich umgesetzt
werden. Daran
schließt sich die Frage
an, wie Prioritäten
identifiziert und (au-
ßen)politische Hand-
lungsfähigkeit herge-
stellt werden können.
Es gibt – ganz grob –
folgende Angebote: 
• Der Konkurs: Ange-
sichts der Komplexität,
des „generellen Dra-
mas der Politik“, wird
von den einen bereits
der politische Konkurs
beantragt und das En-
de jeder wirksamen,
verändernden und ef-
fizienten kollektiven
Handlungsfähigkeit
behauptet. Politik
kann hier allenfalls
noch moderieren,
Probleme verdrängen
oder kosmetisch korri-
gieren. 
• Das alte/neue
Freund-Feind-Denken:
bei anderen wächst
wieder die Sehnsucht
nach deutlicheren
Konturen. Neue,

scheinbar trennschar-
fe Dichotomien sollen
die Lücke, die das ent-
schwundene Freund-
Feind-Schema des
Kalten Krieges hinter-
lassen hat, wieder fül-
len – Fukuyamas Ende
der Geschichte, in dem
die Welt in Demokrati-
en und Nicht-Demo-
kratien unterteilt wird,
Huntingtons heftig
umstrittener Topos
vom „Kampf der Kul-
turen“, bei dem der
Westen gegen eine
konfuzianisch-islami-
sche Allianz antritt,
oder Kagans Welt, in
der (der amerikani-
sche) Mars und (die
alteuropäische) Venus
um das Verständnis
von Macht und Moral
ringen, sind die be-
kanntesten. Der 
Charme der klaren
Fronten führte bisher
jedoch kaum zu ange-
messenen Antworten
auf außenpolitische
Probleme. 
• Die dicken Bretter:
eine dritte Gruppe hält
dagegen und geht da-
von aus, dass erstens
Komplexität ausgehal-
ten werden muss, dass



zweitens auch globale
Verhältnisse nach Ide-
en und Interessen ge-
formt werden, und es
sich damit drittens
lohnt, Komplexität zu
gestalten. Hier über-
wiegt die Einsicht,
dass verbindliche glo-
bale Ordnungsrahmen
und Regelwerke zur
Zivilisierung der Be-
ziehungen zwischen
den Staaten (und in
den Staaten selbst)
beigetragen haben,
dass globale und re-
gionale Kooperation
nicht zu mehr, sondern
zu weniger Komplexi-
tät führt, dass deshalb
auch der beharrliche
Ausbau effizienter und
tragfähiger Politi-
knetzwerke von globa-
ler Reichweite – Global
Governance – betrie-
ben werden muss. 
Moderne Außenpolitik
wird stets wider-
sprüchlich bleiben.
Gerade deshalb
braucht Deutschland
eine breitere und in-
tensivere Debatte als
Handlungsgrundlage,
die die politische Um-
setzung orientieren
und damit auch unter-
stützen kann. Ange-
sichts der weiteren
Verschränkung außen-
und innenpolitischer
Problemlagen, der kri-
senhaften Entwicklung
des europäischen In-
tegrationsprojektes
und einem sichtbare-
ren (und zum Teil ris-

kanteren) außenpoliti-
schen Engagement so-
wie knapper Haus-
haltslagen wird auch
der öffentliche Be-
gründungszwang für
außenpolitisches Han-
deln zunehmen. Politi-
sche Analyse, politi-
sche Debatte und poli-
tisches Handeln
müssen stärker inei-
nander greifen. 
Mit dem Projekt „Kom-

pass 2020 – Deutsch-
land in den internatio-
nalen Beziehungen –
Ziele, Instrumente,
Perspektiven“ möchte
die FES einen Beitrag
zu dieser Diskussion
leisten. In insgesamt
rund 30 Einzeltexten
gibt das Projekt einen
Überblick über die
wichtigsten Themen
und Regionen deut-
scher Außenbeziehun-

gen. Im Schwerpunkt-
teil dieses Heftes wer-
den auf den Seiten 23
bis 35 die Kurzzusam-
menfassungen – Ab-
stracts – von elf dieser
Texte vorgestellt.

Jochen Steinhilber, 
Koordinator des 

FES-Projekts 2020
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DEUTSCHLAND

Europäischer Vergleich der
Familienpolitik  Schlusslicht Deutschland
„ M E H R  M Ä N N E R  I N  D I E  F A M I L I E  und mehr Frauen in den Beruf“, lauten die

Empfehlungen für die Umsetzung einer gleichstellungsorientierten Familienpolitik in
Deutschland, die aus den Ergebnissen der FES-Studie „Familienpolitik aus der Gleichstel-
lungsperspektive. Ein europäischer Vergleich“ hervorgehen. 

Im Auftrag des Forums
Politik und Gesell-
schaft der FES unter-
suchten Anneli Rüling
und Karsten Kassner
(Institut für sozialwis-
senschaftlichen Trans-
fer, Berlin), inwiefern
Gleichstellungsaspekte
in die Familienpolitik
Großbritanniens,
Schwedens, Frank-
reichs und Deutsch-
lands integriert sind. 
Vorgestellt wurde die
Studie im Rahmen ei-
ner internationalen
Konferenz am 1. Feb-
ruar in Berlin. Mit der
Verbindung von Fami-

lien- und Gleichstel-
lungspolitik rückte die
FES dabei eine bislang
stark vernachlässigte
Dimension in den Mit-

telpunkt. Familienpoli-
tik erfreut sich in
Deutschland derzeit ei-
ner hohen politischen
Konjunktur. Nach An-
sicht der ehemaligen
Bundesministerin
Christine Bergmann
beschränken sich die
politischen Debatten
jedoch auf die „Abmin-
derung des demogra-
phischen Schocks“ und
sind keinesfalls mit Ge-
schlechtergerechtig-
keit verbunden. 
In Großbritannien lie-
gen laut Meg Munn,
britische Under Secre-
tary of State for Wo-

men and Equality, die
größten Herausforde-
rungen für eine gleich-
stellungsorientierte
Familienpolitik in der

Überwindung der
enormen Lohnun-
gleichheit, im Ausbau
des Kinderbetreuungs-
angebots und in der
Flexibilisierung der
Arbeitszeiten. In
Frankreich werde Fa-
milienpolitik als In-
strument der Arbeits-
marktpolitik einge-
setzt, erklärte Jeanne
Fagnani vom Centre
National de la Recher-
che Scientifique in Pa-
ris. Mit dem Ausbau
der Kinderbetreuungs-
angebote könnten
Mütter zum einen
schneller in die Ar-
beitswelt zurückkeh-
ren, zum anderen
würden Arbeitsplätze
im Betreuungssektor
geschaffen. Trotz der
höchsten Geburtenrate
in Europa und einer
sehr häufigen Mütter-
erwerbstätigkeit bliebe
die Familienarbeit in
Frankreich jedoch wei-
terhin eine Domäne
der Frauen. 
Schweden ist, wenn es
um die Vereinbarung
von Familien- und
Gleichstellungspolitik,
unbestrittener Vorrei-
ter. Das Land weist die
häufigste Mütterer-

werbstätigkeit, ein
ausgewogenes Verhält-
nis der Erwerbstätig-
keit von Männern und
Frauen sowie die
höchste Beteiligung
von Männern an der
Familienarbeit vor. Die
schwedische Reichs-
tagsabgeordnete und
ehemalige Sozialminis-
terin Berit Andnor
führt diese Erfolge auf
das Sozialversiche-
rungssystem zurück,
gepaart mit einem flä-
chendeckenden Be-
treuungsangebot sowie
hohen monetären An-
reizen – auch für Väter.
Die niedrigste Gebur-
tenrate und Mütterer-
werbstätigkeitsquote
sind nur zwei Indikato-
ren, die belegen, dass
Deutschland in Sachen
Familienpolitik das
Schlusslicht unter den
vier Vergleichsländern
bildet. Malte Ristau,
Abteilungsleiter im
Bundesfamilienminis-
terium, sieht einen er-
heblichen Anpassungs-
bedarf bei den ökono-
mischen Anreizen
sowie auch in der kul-
turellen Neubestim-
mung von „Familie“.
Mit der Einführung des

Europas Vielfalt auf
dem Podium: 
v.l. Moderatorin Melin-
da Crane, Malte Ristau,
Jeanne Fagnani, Meg
Munn, Berit Andnor
(Foto: Liebe)
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Jugendliche in der Warteschleife 
40% aller ausbildungs-
willigen Schulabgänger
finden keinen regulä-
ren Ausbildungsplatz
mehr und landen im
Übergangssystem. Zu
diesem aufrüttelnden
Ergebnis kommen
Prof. Dr. Baethge und
Prof. Dr. Solga von der
Universität Göttingen
in einer Studie, die im
Auftrag der FES er-
stellt und am 8. Febru-
ar der Öffentlichkeit
vorgestellt wurde.
Die Studie analysiert
den bedrohlichen Zu-
stand des deutschen
Systems der Berufsbil-
dung. Duale Ausbil-
dungsstrukturen ver-
lieren zunehmend an
Bedeutung. Der bisher
gepriesene Vorbildcha-
rakter des dualen Sys-

tems wird durch das
ständig sinkende Ange-
bot an Ausbildungs-
plätzen in Frage ge-
stellt. Das führt für
große Teile der heuti-
gen Schulabgänger zu
massiven Problemen
beim Übergang ins Er-
werbsleben. Jugendli-
che landen in Warte-
schleifen, in denen sie
keine qualifizierte Aus-
bildung, sondern un-
terschiedliche Maß-
nahmen der Berufsvor-
bereitung vermittelt
bekommen. Das Gut-
achten thematisiert au-
ßerdem den drohenden
Fachkräftemangel, der
eine Gefährdung für
die Innovationskraft
der deutschen Wirt-
schaft darstellt. Die
Studie zeigt darüber

hinaus die Herausfor-
derungen und Chancen
auf, die mit dem Pro-
zess der Europäisie-
rung der deutschen Be-
rufsbildung verbunden
sind. Welche Konse-
quenzen ergeben sich
aus dieser Analyse? Als
zusätzlichen Impuls für
die öffentliche Diskus-
sion hat das Netzwerk

Bildung der FES eine
politische Stellungnah-
me verfasst, die kon-
krete Anforderungen
an eine langfristige
(Berufs-)Bildungspoli-
tik formuliert. 

Elterngeldes und dem
geplanten Ausbau von
Kinderbetreuungsan-
geboten sei nun ein
markanter Richtungs-
wechsel angestoßen.
Bärbel Dieckmann,
Oberbürgermeisterin
der Stadt Bonn und
stellvertretende SPD-
Parteivorsitzende,

mahnte jedoch, die 
Debatte um Geschlech-
tergerechtigkeit nicht
auf die Familienpolitik
zu verkürzen. Gleich-
stellungsaspekte müss-
ten beispielsweise
auch in der Arbeits-
marktpolitik stärkere
Berücksichtigung fin-
den.

„Familienpolitik aus der Gleichstellungsperspek-
tive. Ein europäischer Vergleich“, von Anneli Rü-
ling und Karsten Kassner (Berlin, Institut für so-
zialwissenschaftlichen Transfer), online unter
http://library.fes.de/pdf-files/do/04262.pdf

Printexemplare können unter forumpug@fes.de
bestellt werden.

D I E  S T U D I E

http://library.fes.de/pdf-
files/stabsabteilung/04258/ 

S T U D I E  U N D  S T E L L U N G N A H M E

Mit Beginn der EU-Ratspräsidentschaft hat das
Forum Politik und Gesellschaft eine weitere Pub-
likation veröffentlicht, die einen Überblick über
den Stand der Umsetzung gleichstellungspoliti-
scher Regelungen in Europa gibt sowie Erwartun-
gen an die deutsche Ratspräsidentschaft auflistet:

„Mehr Gleichstellung für ein stärkeres Europa“.
Die Broschüre ist online verfügbar unter: 
http://library.fes.de/pdf-files/do/04291.pdf
Bestellungen von gedruckten Exemplaren an: 
forumpug@fes.de 



O R I E N T I E R U N G  I N  B E W E G T E N  Z E I T E N

Die Akademie für Soziale Demokratie
„Ich freue mich, dass
in der Akademie für
Soziale Demokratie
Wissenschaftler und
Politiker mit engagier-
ten Bürgerinnen und
Bürgern zusammen-
kommen, um gemein-
sam gute Argumente
für eine soziale und
gerechte Politik zu ent-
wickeln. Wertorien-
tiert, fachlich kompe-
tent und praxisbezo-
gen“, damit benennt
Prof. Dr. Gesine
Schwan, Präsidentin
der Europa-Universität
Viadrina, eines der
wichtigsten Ziele der
neu gegründeten Aka-
demie in der FES: In

der Auseinanderset-
zung mit politischen
Grundwerten der So-
zialen Demokratie soll
die eigene Argumenta-
tionsfähigkeit weiter-
entwickelt werden.

Denn nur wer die Ziele
seines Handelns klar
benennen und begrün-
den kann, wird auch
andere überzeugen

und begeistern.
Ab März 2007 können
sich nun politisch En-
gagierte in Ehrenamt,
Mandat und Betrieb,
interessierte Bürgerin-
nen und Bürger, Mitt-

ler der politischen
Kommunikation und
politische Führungs-
kräfte aller Ebenen in
den Seminaren der

Akademie für Soziale
Demokratie mit den
grundlegenden Ideen
und Prinzipien der So-
zialen Demokratie ver-
traut machen. 
In einem Grundlagen-
seminar werden we-
sentliche Unterschiede
zur libertären Demo-
kratie deutlich ge-
macht. Während diese
Freiheit allein durch
die formale Geltung
von bürgerlichen und
politischen Grundrech-
ten verwirklichen will,
geht die Soziale Demo-
kratie einen entschei-
denden Schritt weiter.
Sie fragt auch nach
den sozialen und ge-
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P O D I U M S G E S P R Ä C H  I N  L E I P Z I G

Die Zukunft des Alterns 

In 20 Jahren werde bis
zu einem Drittel der
Bevölkerung in Europa
über 65 Jahre alt sein,
so der TV-Moderator
Max Schautzer bei ei-
nem Podiumsgespräch
am 30. Januar in Leip-
zig über „Die Zukunft
des Alterns“. Schaut-
zer, der gerade die
Gründung eines TV-
Kanals für Ältere vor-
bereitet, setzt sich seit
Jahren für einen Dia-
log der Generationen
und die Anerkennung
der Lebensleistungen

älterer Menschen ein.
Nach Überzeugung
von Martin Dulig, ei-
nem der jüngsten Ab-
geordneten des Säch-

sischen Landtages, ge-
he es bei der Diskussi-
on über die alternde
Gesellschaft allzu oft
nur um  die Zukunft

der sozialen Siche-
rungssysteme. Ebenso
entscheidend sei aber
die Wettbewerbsfähig-
keit der Wirtschaft, die
künftig um Ihren
Nachwuchs ringen und
ihr Innovationspotenti-
al erhalten müsse.
Mehr noch als bisher
müsse Bildung und le-
benslanges Lernen ge-
rade auch für ältere
Arbeitnehmer die
Möglichkeit bieten, in
Beruf und Gesellschaft
ihren Platz zu finden,
so Dulig. 

Max Schautzers Fernsehkanal Bono-TV steht unter dem Slogan: Das 
erste Programm für die zweite Hälfte des Lebens (Foto: Waldeck).



Reformen gleichzuset-
zen mit dauerhaften
Einschnitten ist ein
Weg, der stabile politi-
sche Mehrheiten ver-
hindert und damit den
Konsens für dringen-
den gesellschaftlichen
Wandel blockiert, warn-
te der SPD-Vorsitzende
Kurt Beck auf der Po-
diumsveranstaltung
des Managerkreises
am 22. Januar in Ber-
lin. Rund 350 Teilneh-

mer waren zur Diskus-
sion über die „Soziale
Gerechtigkeit morgen“
in die FES gekommen. 
Für den Managerkreis
hat die Chancengleich-
heit beim Zugang zu
Bildung und Arbeits-
markt Vorrang vor Er-
gebnisgerechtigkeit,
die im schlimmsten
Fall eine für Individu-
en anreizlose Vertei-
lung von Einkommen
als gerecht ansieht.

Arbeit müsse deshalb
lohnender werden und
auf jeden Fall den Vor-
rang vor staatlichen
Transferleistungen ha-
ben. Lohnergänzungs-
leistungen sei deshalb
immer der Vorzug vor
Lohnersatzleistungen
zu geben. Ulrich Pfeif-
fer, Sprecher des Ma-
nagerkreises, verwies
insbesondere auf not-
wendige Maßnahmen
zum Umbau der Sozi-

alsysteme sowie zur
Optimierung des Bil-
dungswesens. Als wirt-
schaftspolitische Stra-
tegie formuliert der
Managerkreis eine
neue Wachstumspoli-
tik von links, die alle
Anreize, den Sozial-
staat ohne Not zu be-
lasten, eliminiert.
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sellschaftlichen Bedin-
gungen, die erfüllt sein
müssen, damit Rechte
nicht nur formal gel-
ten, sondern auch real
ausgeübt werden kön-
nen. Neben diesem
Grundlagenseminar
werden sechs weitere
Themenfelder im Bil-
dungsangebot der
Akademie wissen-
schaftlich fundiert und
zugleich immer auch

praxisorientiert be-
handelt: 
• Wirtschaft und So-
ziale Demokratie 
• Globalisierung und
Soziale Demokratie
• Sozialstaat und So-
ziale Demokratie 
• Europa und Soziale
Demokratie
• Kultureller Pluralis-
mus und Soziale De-
mokratie
• Staat, Zivilgesell-

schaft und Soziale De-
mokratie 
Drei Personengruppen
bilden das Rückgrat
der Seminare:
• Wissenschaftlich
qualifizierte Seminar-
leiterinnen und Semi-
narleiter begleiten die
gesamten Seminare.
• Renommierte Wis-
senschaftlerinnen und
Wissenschaftler liefern
Inputs zum Auftakt

der Seminare.
• Politische Prakti-
ker/innen stehen zu
Hintergrundgesprä-
chen zur Verfügung. 

Informationen über die Semi-
nare, Materialien zu Grund-
fragen der Sozialen Demokra-
tie und ein Seminarplaner für
2007 unter: www.fes-soziale-
demokratie.de. 

M E H R  Z U M  T H E M A

M A N A G E R K R E I S  D E R  F E S

Kann Ungleichheit gerecht sein?

Diskussionsrunde des Mangerkreises: Dr. Thomas Middelhoff, Vorstands-
vorsitzender der Karstadt Quelle AG; Prof. Dr. Jutta Allmendinger, Direk-
torin, Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung; Florian Gerster,
Staatsminister a. D.; Kurt Beck, Vorsitzender der SPD; Ulrich Pfeiffer,
Sprecher des Managerkreises. (Foto: Zensen)

Das Thesenpapier unter:
www.managerkreis.de 

M E H R  Z U M  T H E M A

FES + + + TELEGRAMM
+ + + Im Gesprächskreis „Moderne Produktion in Berlin“
des Arbeitsbereichs BerlinPolitik der FES wurde das Thema
Von der Innovation zum Lead Market – Wege der konkreten
Umsetzung diskutiert. Die Idee eines „Lead Markets“ mit der
öffentlichen Hand als „Lead Customer“ regt die Schaffung
innovativer regionaler Wertschöpfungsketten an. Konkret
wurde das Thema mit Blick auf den Flughafen Berlin Bran-
denburg International (BBI) und die Nutzung universitärer
Kompetenzen für dieses Investitions- und Innovationsvorha-
ben besprochen. Ergebnis dieser Debatte ist ein in Gang ge-
setzter Dialog zwischen den Berliner Universitäten und der
Flughafengesellschaft. + + +
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FES-Gesprächskreis zu Ver-
braucherschutz bei Kunden-

karten und RFID-Chips
Auf dem Weg zum 
gläsernen Verbraucher

So gibt es inzwischen
allein in Deutschland
rund 100 Millionen
Kundenkarten, mit de-
ren Hilfe Unternehmen
eine Vielzahl persönli-
cher Daten und Infor-
mationen über das
Kaufverhalten von

Kunden erhalten kön-
nen. Vorausgesetzt, sie
stimmen zu, dass ihre
Daten für Werbe- und
Marktforschungszwe-
cke verwendet werden
dürfen. 
Vielfach unbekannt
sind die so genannten
RFID-Chips, die unauf-
haltsam Einzug in
Wirtschaft, Wissen-
schaft und öffentliche
Einrichtungen halten.
RFID steht für Radio-

frequenz-Identifikati-
on. Mit einem solchen
Chip ausgestattete Wa-
re kann auf ihrem Weg
mühelos verfolgt wer-
den. Per Funkerken-
nung können Waren
und Objekte automa-
tisch identifiziert und

lokalisiert werden, das
bedeutet, es kann
auch unbemerkt und
ohne Wissen der Be-
troffenen passieren. 
„Jede Datenerhebung
birgt die Gefahr, dass
die Daten auch zu an-
deren Zwecken ver-
wendet werden als zu-
nächst beabsichtigt.
Daher sollte schon die
Erhebung von Daten
so beschränkt werden,
dass Missbrauch so

weit wie möglich aus-
geschlossen ist“, er-
klärte Jürgen Karwe-
lat, Leiter des Referats
Verbraucherschutz 
in der Informations-
und Dienstleistungs-
gesellschaft beim Bun-
des-ministerium für
Ernährung, Landwirt-
schaft und Verbrau-
cherschutz. 
Kritisiert wurde die
mangelnde Transpa-
renz der Einwilli-
gungserklärungen, so
dass von freiwilliger
Zustimmung und be-

wusster Entscheidung
der Kunden für die
Nutzung ihrer persön-
lichen sowie ihrer kon-
sumbezogenen Daten
keine Rede sein könne.
„Fakt ist, dass die Da-
tenerfassung und -ver-
arbeitung schon heute
zu negativen Effekten
für die Verbraucher
führen kann“, illust-
rierte Dr. Christian
Thorun von der Ver-
braucherzentrale Bun-
desverband e.V. an
mehreren Beispielen.
Die Verbraucherzent-

FES + + + TELEGRAMM

+ + + Orientierung und Hilfestellung wollten die
Europaabgeordnete Evelyne Gebhardt und die
„ZEIT“-Journalistin Christiane Grefe auf der Ver-
anstaltung „Globalisierung und Alltag“ des Fritz-
Erler-Forums Baden-Württemberg geben. Sie
machten deutlich, dass der Alltag der Menschen
von Vor- und Nachteilen des weltweiten Freihan-
dels geprägt ist. Sorge bereitet vor allem die zu-
nehmende Dominanz der Wirtschaft und der da-
mit einhergehende Machtverlust von National-
staaten und ihrer Politik. Für Evelyne Gebhardt ist
klar: „Die Menschen fühlen sich machtlos und
müssen mehr Möglichkeiten zur Mitgestaltung er-
halten.“ Ebenso müsse von der Wirtschaft mehr
Verantwortung für das Gemeinwohl eingefordert
werden: „Die Wirtschaft muss für die Menschen
da sein, nicht umgekehrt.“ + + +

Ü B E R  D E N  V E R B R A U C H E R  W E R D E N  I M M E R  M E H R  I N F O R M A T I O N E N  G E -

S A M M E LT. Datensammler des 21. Jahrhunderts ist nicht allein der Staat, Datensammler
sind in immer stärkerem Maß auch Unternehmen; Anlass für den FES-Gesprächskreis Ver-
braucherpolitik, dieses Thema am 6. Dezember 2006 in Wuppertal aufzugreifen. 

RFID-Chips halten un-
aufhaltsam Einzug in
Wirtschaft, Wissen-
schaft und öffentliche
Einrichtungen (Foto:
albln-fotolia)
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ralen würden zurzeit
mit Beschwerden über
ungewollte Werbean-
rufe überhäuft. Viele
Verbraucher seien er-
staunt darüber, über
wie viele Informatio-

nen der Anrufer be-
reits verfügt. 
Während Verbrau-
cher- und Datenschüt-
zer umfassende Rege-
lungen im Zusammen-
hang mit der Nutzung

von RFID-Chips for-
derten, sahen Anwen-
der und Hersteller 
von RFID keinen
Handlungsbedarf. In
Deutschland seien die
datenschutzrechtli-

chen Rahmenbestim-
mungen so eindeutig,
dass eine missbräuch-
liche Verwendung der
RFID-Technik eigent-
lich ausgeschlossen
sei. 

Wer bietet weniger? 

Die Debatte um den europäischen Steuerwettbewerb
ist aktueller denn je. Durch die EU-Osterweiterung
hat sich die Konkurrenz zwischen den EU-Staaten im-
mer weiter verschärft – die Folge ist ein „race to the
bottom“ bei den Unternehmenssteuern. Ist dadurch
der Wohlfahrtsstaat bedroht? Wie lässt sich verhin-
dern, dass sich die Steuerlast immer mehr auf Arbeit
und Konsum verschiebt? Der Arbeitsbereich Interna-
tionale Politikanalyse der FES hat sich zum Ziel ge-
setzt, Antworten auf diese Fragen zu finden und das
Thema zum Schwerpunkt für 2007 zu machen. Auf-
takt für das Projekt war die Konferenz „Harmonisie-
rung – Kooperation – Wettbewerb. Steuerpolitische
Vorschläge in und für Europa“ am 4. und 5. Dezem-
ber 2006 in Berlin. Christian Kellermann und Jana
Zitzler haben mit einem der Teilnehmer, dem Bundes-
tagsabgeordneten Jörg-Otto Spiller, gesprochen. 

FES: Was sind die Folgen
einer offensiven Niedrig-
steuerstrategie in Euro-
pa?
SPILLER: „Das System
von Wirtschaftsförde-
rung innerhalb der Euro-
päischen Union kommt
ins Schwanken. Und dass
man am Anfang hin-
nimmt, dass ein Land,
das einen hohen Nachholbedarf hat, eben solche
Lockvogelangebote macht, das mag sein. Irland ist da
sehr erfolgreich gewesen. Ich glaube, dass die meis-
ten Mitglieder der EU dankbar dafür waren, dass Ir-
land zu wirtschaftlicher Dynamik gefunden hat, aber
das ist kein Dauerzustand. Es kann nicht sein, dass

Länder auf die Erhebung einer angemessenen Unter-
nehmenssteuer verzichten und erwarten, dass die üb-
rigen Länder der Gemeinschaft ihre Infrastruktur be-
zahlen.“

FES: Befürworten Sie Mindestsätze für die Unterneh-
mensbesteuerung in Europa?
SPILLER: „Dafür muss man erst einmal die einheitli-
che Bemessungsgrundlage haben. Dann könnte es
auch sinnvoll sein, über Mindestsätze nachzudenken.
Rein verfahrensmäßig könnte ich mir die Konstrukti-
on so ähnlich vorstellen wie heute bei der Gewerbe-
steuer in Deutschland: einheitliche Regeln zur Ermitt-
lung der Bemessungsgrundlage; Entscheidung vor
Ort über den Steuersatz, bei den Steuersätzen also
durchaus Vielfalt; allerdings darf ein Mindestsatz nir-
gendwo unterschritten werden.“

FES: Wie stehen die Chancen zu einer Regelung für ei-
ne gemeinsame Bemessungsgrundlage der Unterneh-
menssteuern in Europa  zu kommen?
SPILLER: „Bis eine solche Regelung in Kraft tritt, wird
es noch etwas länger dauern. Aber dass die gewiss
schwierigen Vorarbeiten der Expertenrunden in
Brüssel so gedeihlich vorankommen, dass die Kom-
mission Ende 2008/Anfang 2009 einen konkreten
Vorschlag unterbreiten kann, hoffe ich sehr. Es hat
keinen Zweck, die Dinge zu vertagen. Es wird Wider-
stände und Zögern geben, aber wir müssen das Pro-
jekt vorantreiben. Ich glaube, es kann auch gut gelin-
gen, dafür Partner in Europa zu finden.“   

I N T E R V I E W  M I T  J Ö R G - O T T O  S P I L L E R , MdB und finanzpolitischer Sprecher
der SPD-Bundestagsfraktion, über den Steuerwettbewerb in Europa

www.fes.de/internationalepolitik

W E I T E R E  I N F O R M A T I O N E N
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In Deutschland ist
dieses Verfahren je-
doch verboten, da es

als unvereinbar mit
dem Embryonen-
schutzgesetz gilt. In
anderen europäischen
Ländern wird PID da-
gegen seit Jahren
praktiziert. Die Be-
fürchtungen der 
PID-Gegner, dass die
Zulassung eine unge-
bremste Embryonen-
auswahl nach sich
zieht, hat sich nicht

bewahrheitet.
Prof. Dr. Irmgard Nip-
pert von der Universi-
tät Münster hat diese
Frage in ihrem von
der FES in Auftrag ge-
gebenen Gutachten
„Präimplantationsdi-
agnostik – ein Länder-
vergleich“ in Belgien,
Frankreich und Groß-
britannien untersucht.
Trotz der erheblichen
Unterschiede bei den
gesetzlichen Regelun-
gen und den gesell-
schaftspolitischen
Rahmenbedingungen
hat sich PID jedoch in
keinem Land zu einem
Massenphänomen ent-
wickelt. Im Gegenteil –
die Anwendung von
PID unterliegt stren-
gen Kontrollen und
aufwändigen Zulas-
sungsverfahren. Das
PID-Verbot hierzulan-
de führt dazu, dass
deutsche Paare ge-
zwungen sind, die Un-
tersuchung im Aus-
land vornehmen zu
lassen. Etwa die Hälfte
aller „PID-Touristen“,
die belgische Institute
aufsuchen, kommen
aus Deutschland. 
Gibt es also Anlass,
das PID-Verbot in
Deutschland zu über-

denken? Diese Frage
stand im Mittelpunkt
der FES-Fachkonfe-
renz „PID -Anwen-
dungsperspektiven 
in Europa“. 
Prof. Braude vom
King’s College in Lon-
don und Prof. Died-
rich, Präsident der
Deutschen Gesell-
schaft für Gynäkolo-
gie, plädierten auf-
grund ihrer langjähri-
gen Erfahrung mit
Betroffenen für eine
Zulassung. Für Frau-
en, die bereits ein
schwer erkranktes
Kind haben oder früh
verloren haben, stellt
PID eine weniger be-
lastende Alternative
dar als Untersuchun-
gen während der
Schwangerschaft mit
dem Risiko einer spä-
ten Abtreibung.
Auch Ethiker befür-
worten z.T. eine vor-
sichtige Erlaubnis von
PID. Der evangelische
Theologe Prof. Dr.
Hartmut Kreß von der
Universität Bonn hält
dies für vertretbar, da
neben dem Schutz des
Embryos auch der Ge-
sundheitsschutz der
Frau eine Rolle spielt.
Selbst Kritiker einer

PID-Zulassung wie der
katholische Theologe
Prof. Dietmar Mieth,
Eberhard-Karls-Uni-
versität Tübingen, 
signalisieren Offen-
heit, über eine Ände-
rung der derzeitigen
Rechtslage zu disku-
tieren. Denn das gel-
tende Recht schützt
den Embryo im Rea-
genzglas besser als
den Fötus im Mutter-
leib. Dieser Wider-
spruch sollte aufgelöst
werden. Wolf Michael
Catenhusen, Staats-
sekretär a.D., sieht
Chancen für Deutsch-
land, den Umgang 
mit der PID zu über-
denken. 

www.fes.de/biotech

Gutachten von Prof. 
Nippert: „Präimplantati-
onsdiagnostik – ein Län-
dervergleich: die aktuel-
le Situation hinsichtlich
der gesetzlichen Rege-
lung, der Anwendung
und der gesellschaftli-
chen Diskussion in Belgi-
en, Frankreich und
Großbritannien“
http://library.fes.de/ 
pdf-files/stabsabteilung/
04250.pdf 

M E H R  Z U M  T H E M A

Anwendungsperspektiven
der Präimplantations-
diagnostik in Europa 

Verbot überdenken?
M I T  H I L F E  D E R  P R Ä I M P L A N T A T I O N S D I A G N O S T I K  ( P I D )  können genetisch

vorbelastete angehende Eltern zu einem sehr frühen Zeitpunkt feststellen lassen, ob der
Embryo eine erblich bedingte Krankheit in sich trägt oder nicht.



Trotz eines leichten
Anstiegs bewege sich
das Interesse der Ju-
gendlichen an Politik
weiter auf historisch
niedrigem Niveau, er-
klärte Dr. Gudrun
Quenzel, Mitautorin
der 15. Shell-Jugend-
studie, anlässlich ei-
ner Tagung des FES-
Forums Politik und 
Gesellschaft am 4. De-
zember. Sie wies da-
rauf hin, dass insbe-
sondere Parteien auf
der Vertrauensskala
junger Menschen am
unteren Ende rangie-
ren. Zumindest im eu-
ropäischen Vergleich
gehörten die deut-
schen Jugendlichen je-

doch zu den politisch
Interessierteren, wie
Sabine Westphal, Pro-
jektkoordinatorin der 
EUYOUPART-Studie,
betonte.
Die intensive Diskus-
sion zwischen den 
Jugendlichen, Wissen-
schaftler/innen, Politi-
ker/innen und Mitglie-
dern von Jugendver-
bänden offenbarte
Übereinstimmungen,
aber auch interessante
Abweichungen zu den
Ergebnissen der vor-
gestellten Studien. Als
politisch interessiert
würden die Schüler/in-
nen sich demnach
durchaus bezeichnen.
Themen, die ihnen am

Herzen liegen, sind z.
B. der Tier- und Um-
weltschutz, die Außen-
politik und der Kampf
gegen Rechtsextremis-
mus. Die geäußerten
Gründe für das Miss-
trauen gegenüber den
politischen Parteien
blieben eher auf der
Gefühlsebene: „Die
nehmen uns ja eh
nicht ernst“, oder 
„Politiker reden nur
viel“, waren oft zu hö-
rende Kommentare.
Kerstin Griese, MdB
und Vorsitzende des
Jugendausschusses im
Bundestag, machte
deutlich, dass Engage-
ment in einer Partei
auch die Möglichkeit,

Veränderungen zu be-
wirken, mit sich bringt.
Fünf Teilnehmer/innen
können sich von der
Arbeit einer Abgeord-
neten bald selbst ein
Bild machen: Sie wur-
den von Kerstin Griese
eingeladen, einen Tag
lang im Bundestag ih-
re Arbeit zu begleiten.
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B I S C H O F  M A R X  Z U  G A S T  B E I M  M A N A G E R K R E I S  N R W  D E R  F E S

Gesellschaftliche Verantwortung 
und Unternehmensführung
„Profitstreben kann
nicht ausschließliches
Ziel eines Unterneh-
mens sein“, betonte
Bischof Dr. Reinhard
Marx vor der Regio-
nalgruppe NRW des
Managerkreises der
Friedrich-Ebert-Stif-
tung. Nach Ansicht
von Marx, der als
Hauptredner in die ka-
tholische Akademie
nach Mülheim an der
Ruhr kam, stehe die
Kapitalrendite vor al-

lem bei Großunter-
nehmen im Mittel-
punkt des Wirtschaf-
tens. Die nahezu 250
Gäste waren jedoch
genauso wie Bischof
Marx überzeugt da-
von, dass Unterneh-
mer und Vorstände 
eine immer größere
Verantwortung trügen.
Wirtschaftsprozesse
würden aufgrund von
Globalisierung, zuneh-
menden Umweltanfor-
derungen, schnellerer

Informations- und
Kommunikations-
technologie immer
komplexer. Trotzdem
und gerade deshalb
dürfe es in Unterneh-
men keine „ethikfrei-
en“ Räume geben, so
Marx. 
Die von Marx ange-
sprochenen Leitbilder
gäbe es bereits in den
meisten Unternehmen,
erwiderte Christoph
Dänzer-Vanotti, einer
der Sprecher des Ma-

nagerkreises und Mit-
glied des Vorstands
der E.ON AG in Düs-
seldorf. So habe man
bei E.ON entschieden,
auf einen langfristigen
Unternehmensbestand
und nicht auf das
kurzfristige Ziel einer
hohen Kapitalrendite
zu setzen.

www.managerkreis.de

M E H R  Z U M  T H E M A

T A G U N G  Z U M  P O L I T I S C H E N  E N G A G E M E N T  D E R  J U G E N D  

Politik-, partei- oder gar nicht verdrossen?

Ergebnisse der 
EUYOUPART-Studie:
www.sora.at/de/
start.asp?b=14 

Ergebnisse der Shell-
Studie: www.shell.de

M E H R  Z U M  T H E M A
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Im Rahmen der Ta-
gung „Wir bringen Eu-
ropa auf Kurs! Eine
junge Agenda für die
deutsche EU-Ratsprä-
sidentschaft“ am 23.
Januar in Berlin ka-
men zunächst ca. 60
Studierende und junge
Erwachsene in einem
Europe-Café zusam-
men. Sechs themati-
sche Prioritäten wur-
den bestimmt und heiß
diskutiert. Von der
Vermittlung europäi-
scher Politik, über das
Europäische Sozialmo-
dell, die Asyl- und
Flüchtlingspolitik, Kli-
maschutz und Ener-
giepolitik bis hin zur
Gemeinsamen Außen-
politik und dem Akti-
onsbereich Jugend
und Bildung: für die
jungen Teilnehmer/in-
nen liegt die Zukunft
Europas eindeutig in
konkreten Projekten
und pragmatischen
Initiativen, die den
Mehrwert Europas im
Alltag spürbar ma-
chen.
Diese Sicht auf Europa
war im zweiten Teil
der Tagung Gegen-
stand einer öffentli-

chen Diskussionsver-
anstaltung, die den
Verfasser/innen der
Agenda Gelegenheit
bot, ihre Ziele und
Forderungen mit Ent-
scheidungsträger/in-

nen zu diskutieren.
„Die Themen der jun-
gen Agenda sind ge-
nau richtig gesetzt“,
urteilte der Direktor
des Walter-Hallstein-
Instituts für Europäi-
sches Verfassungs-
recht, Prof. Ingolf Per-
nice. Die Agenda
verliere sich nicht in
irrelevanten Grund-
satzfragen, sondern
werfe einen Katalog
der Aufgaben auf, für
die die Jugend Europa
heute und in Zukunft
brauche. Dr. Angelica
Schwall-Düren, MdB

und stellvertretende
Vorsitzende der SPD-
Fraktion, schloss sich
den Forderungen der
jungen Agenda nach
verbindlichen sozialen
Mindeststandards in

Europa an und beton-
te, dass dadurch die
angestrebte Anglei-
chung der Lebensstan-
dards vorangetrieben
werden könne. Dr.
Gerhard Sabathil, Lei-
ter der Kommissions-
vertretung in Deutsch-

land, unterstrich sei-
nerseits die Notwen-
digkeit einer besseren
Vermittlung europäi-
scher Politik und be-
grüßte die Initiativen
der Teilnehmer/innen,
die u.a. eine stärkere
Berücksichtigung Eu-
ropas in den Unterhal-
tungsmedien fordern.
Auch mit ihrem The-
menkatalog zur Ener-
gie- und Klimapolitik
deckt sich die junge
Agenda generell mit
den Prioritäten der
deutschen Präsident-
schaft, wie Dr. Hardy
Böckle, stellvertreten-
der Leiter des Arbeits-
stabs EU-Ratspräsi-
dentschaft im Auswär-
tigen Amt, betonte.

Jugendliche erarbeiten
Agenda für die deutsche

EU-Ratspräsidentschaft  
Europa auf Kurs gebracht

D A S  F O R U M  P O L I T I K  U N D  G E S E L L S C H A F T hat den Beginn der deutschen
EU-Ratspräsidentschaft zum Anlass genommen, einmal genauer nachzufragen: Welches
Europa wünscht sich die junge Generation? Decken sich die Prioritäten aus deutschen
Ministerialbüros mit dem, was den jungen Europäer/innen unter den Nägeln brennt? Wie
sähe die Präsidentschaftsagenda aus, wenn die Jugend das Sagen hätte?

http://library.fes.de/
pdf-files/do/04332.pdf

M E H R  Z U M  T H E M A

Jugendliche erarbeiteten einen Katalog der Aufgaben, die sie in und von
Europa gelöst sehen wollen (Foto: Liebe).

FES + + + TELEGRAMM

+ + + Seit Ende des Jahres 2006 bietet das FES-Lan-
desbüro Thüringen allen Schulen des Freistaats politi-
sche Bildung für Schulen und Jugendliche. In den ers-
ten zwei Monaten des Jahres 2007 wurden sechs Veran-
staltungen mit knapp 500 Schülern und Jugendlichen
durchgeführt. Zu den Veranstaltungsformen gehören Ge-
spräche mit Aussteigern aus der rechtsextremen Szene,
Schülerzeitungsseminare oder Theaterworkshops. Das
Planspiel Kommunalpolitik und die Jugendplanungszel-
le ermöglichen eine spielerische Annäherung an die
Kommunalpolitik. + + +
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S C H Ü L E R / I N N E N  B R I N G E N  I N T E R N E T B A S I E R T E S  P L A N S P I E L  Z U M  A B S C H L U S S

Hitzige Debatten über Europa

„Bildungsoffensiven
und verbesserte Sozial-
standards, europawei-
te Mindestlöhne, weite-
re und tiefgreifendere
energiepolitische Maß-
nahmen, Abschaffung
der Atomkraft“ und
vieles weitere wurde
auch schon am 15. De-
zember bei der Ab-
schlusskonferenz des
internetbasierten Plan-
spiels meet europe! für
die Zukunft Europas
unter deutscher EU-
Ratspräsidentschaft
gefordert. Schüler/in-
nen aus ganz Nord-
rhein-Westfalen verab-
schiedeten nach hitzi-
gen Debatten ein
gemeinsames Kommu-
niqué. Die Delegierten
waren aus Bad Hon-
nef, Duisburg, Güters-
loh oder Paderborn an-
gereist, um bei der si-
mulierten Abschluss-

konferenz in der FES
in Bonn zu gemeinsa-
men Entscheidungen
und Zielen zu gelangen.
Die Abschlusskonfe-
renz – ein simulierter
EU-Gesamt-Gipfel –,
bei dem die Schüler/in-
nen das erste Mal leib-
haftig zusammentra-
fen, war zugleich Hö-
hepunkt und Ende der
fast zweimonatigen
virtuellen Diskussio-
nen. Zwölf verschiede-
ne Politik- oder Sozial-
wissenschaftskurse
hatten sich für meet
europe! angemeldet.
Die ca. 200 Schüler/in-
nen zwischen 15 und
19 Jahren schlüpften
in die verschiedenen
Rollen und diskutierten
als Kommission, Euro-
päisches Parlament,
Ministerratsvorsitz
Deutschland oder einer
der Mitgliedsstaaten. 

Inhaltliche Schwer-
punkte waren globale
Ressourcenknappheit
und die Sicherheit der
Energieversorgung,
das Europäische Wirt-
schafts- und Sozialmo-
dell, die Lissabon-Stra-
tegie, die Wirtschafts-
und Währungsunion,
EU-Umweltpolitik und
Erweiterung der EU. 
Positionen und Stel-
lungnahmen zu den
verschiedenen Politik-
feldern wurden online
ausgetauscht. Bilatera-
le Gespräche, Presse-
mitteilungen, Gesamt-
konferenzen in Form
von Chats – die Home-
page www.meet-euro-
pe.org war der zentra-
le Vermittlungsknoten. 
Bei dem simulierten
EU-Gipfeltreffen fan-
den die Schüler/innen
Unterstützung bei Ge-
sprächspartner/innen

aus europäischen und
deutschen Institutio-
nen. So skizzierte Bar-
bara Gessler, Leiterin
der Vertretung der EU-
Kommission in Bonn,
einige zentrale europä-
ische Fragestellungen
und Problemfelder und
zeigte die Erwartungen
an die deutsche Rats-
präsidentschaft auf.
Auch die Europaabge-
ordnete Mechtild Rothe
war eigens angereist,
um mit den Schüler/in-
nen über die europäi-
schen Realitäten in
Brüssel und Strassburg
zu diskutieren. Sie be-
endete den langen Tag
mit der feierlichen Er-
nennung der Schü-
ler/innen zu EU-Bot-
schaftern meet europe!
2006 und der Überga-
be der Zertifikate für
Schulen und Schü-
ler/innen.

FE S + + + TELEGRAMM

+++ „Anerkennung selbst erfahren – die Gleichwertigkeit an-
derer respektieren“, unter diesem Titel fand die Abschlusstagung
der Standpunktereihe 2006 des FES-Arbeitsbereiches BerlinPoli-
tik statt. Die Teilnehmer/innen suchten nach Antworten auf die
Fragen: Sind Jugendeinrichtungen und Schulen Orte der Demo-
kratie oder Orte der Unterordnung? Wie demokratisch sind diese
Institutionen organisiert? Welche Veränderungen sind nötig, da-
mit die Anerkennung aller gesichert und demokratische Beteili-
gung für alle zugänglich wird? + + +

+ + + Das Leben einer jungen Pakistanerin zwischen zwei Kul-
turen in England zeigt der Film „Yasmin“: 1500 Berliner Schü-
ler/innen wollten ihn sehen, aber das FES-Forum Politik und
Gesellschaft hatte nur für 1000 Platz. Die anschließende Dis-
kussion machte sehr deutlich, wie schwierig die Kommunika-
tion zwischen den Schüler/innen ist. So warf eine muslimische
Schülerin einem Deutschen vor, während des Films unpassend
gelacht zu haben. Ein muslimischer Schüler beklagt sich: „Wenn
ich mich drei Tage nicht rasiert habe, guckt ihr mich an wie ei-
nen Terroristen!“ Sanem Kleff, Landeskoordinatorin von „Schu-
le ohne Rassismus – Schule mit Courage“, ermutigte die Schü-
ler/innen sich für einen interkulturellen Dialog zu engagieren
statt in gegenseitig anklagender Passivität zu verharren. + + +

(Foto: Himsel)
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E I N  I N T E R R E L I G I Ö S E R  F R A U E N D I A L O G

Rollenbilder in den Religionen

Religiöse Traditionen
prägen vielfach nach
wie vor die gesell-
schaftlichen Vorstel-
lungen von Werten
und von Moral. Dies ist
auch in Bezug auf das
Geschlechterverhältnis
zu beobachten. Häufig
sind es religiös moti-
vierte Rollenbilder, die
als Ursache für die
Diskriminierung der
Frau in bestimmten
Bereichen gelten kön-
nen. Vor diesem Hin-
tergrund organisierte
das FES-Forum Politik
und Gesellschaft in Ko-
operation mit dem Ma-
rie-Schlei-Verein im
Dezember 2006 einen
interreligiösen Frau-
endialog über „Ge-
schlechterrollenbilder
in den Religionen“.
Prof. Monika Wohlrab-
Sahr von der Universi-
tät Leipzig wies in ih-
rem Impulsreferat da-
rauf hin, dass es
Geschlechtertrennung
und traditionelle Rol-
lenverständnisse in al-
len religiösen Kontex-
ten gebe. Die Aufklä-
rung gegen die im
religiösen Traditiona-
lismus verankerten
Geschlechterrollenbil-
der fände ihre Gren-
zen, nicht in den Quel-
len so Wohlrab-Sahr,
sondern in den Frau-
en, die sich diesen

Traditionalismus zu
Eigen machten. Zum
Teil geschehe dies aus
durchaus nachvoll-
ziehbaren Gründen:
Religiös sanktionierte
Grenzziehungen zwi-

schen den Geschlech-
tern – z.B. das Tragen
eines Kopftuches oder
die Geschlechtertren-
nung in Schulen oder
Gebetsräumen – könn-
ten Frauen gewisse
Freiräume eröffnen. 

Die Vertreterinnen vier ver-

schiedener Glaubensrich-

tungen – Judentum, Islam,

Katholizismus und Protes-

tantismus – waren sich ei-

nig, dass das Frauenbild der

drei großen monotheisti-

schen Religionen große

Ähnlichkeiten aufweise. 

Die Islamwissen-
schaftlerin Katajun
Amirpur wies auf die
sozialrevolutionäre

und feministische Bot-
schaft des Koran zum
Zeitpunkt seines Ent-
stehens hin. Frauen-
feindliche Tendenzen
seien erst im Laufe
der Jahrhunderte hi-

neininterpretiert wor-
den. Es sei ein Fehler,
so Amirpur, sich heute
an den Wortlaut des
Korans zu klammern;
das damalige Fort-
schrittsdenken müsse
analog auf die gegen-
wärtige Situation an-
gewendet werden.
Amirpur forderte die
Musliminnen dazu auf,
eigene Deutungen des
Korans zu erarbeiten. 
Magdalena Bogner,
Bundesvorsitzende
der Katholischen
Frauengemeinschaft
Deutschlands, unter-
strich, dass der Ver-
lauf der Kirchenge-
schichte eine „Lei-
densgeschichte“ für

die katholischen Frau-
en sei; bis heute hät-
ten diese unter einer
paradoxen Situation
zu leiden: Die Kirche,
zu der die Frauen sich
zugehörig fühlten,
grenze sie in vielen
Bereichen aus. Die
Mehrheit der katholi-
schen Frauen, so Bo-
gner, halte das Zölibat
und den Ausschluss
der Frauen vom Pries-
teramt für überholt. 
Barbara Traub, ehe-
malige Vorstandsspre-
cherin der Israeliti-
schen Religionsge-
meinschaft Württem-
berg, betonte, dass
das orthodoxe Juden-
tum, das Frauen bis
heute nicht zu religiö-
sen Ämtern zulasse,
deshalb nicht negativ
zu sehen sei. Für viele
Menschen, insbeson-
dere in der Diaspora
stelle es einen wichti-
gen Teil ihrer Identität
dar und biete Halt.
Professorin Johanna
Haberer, evangelische
Theologin an der Uni-
versität Erlangen, be-
zeichnete die Aus-
grenzung der Frauen
eine „Selbstschwä-
chung“ der jeweiligen
Religionsgemein-
schaft.

Im Dialog: Dr. Katajun Amirpur, Islamwissenschaftlerin, Barbara Traub,
ehemalige Vorstandssprecherin der Israelitischen Religionsgemeinschaft
Württemberg, Shelly Kupferberg, Rundfunk Berlin-Brandenburg/
DeutschlandRadio Kultur (Moderatorin) (Foto: Liebe)
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Sprache als Schlüssel für den Schulerfolg

Im deutschen Bil-
dungssystem ist Chan-
cengleichheit nicht
verwirklicht. Dies be-
legen verschiedene in-
ternationale Ver-
gleichsstudien. Die
ethnische und soziale
Herkunft der Schüler
ist mit entscheidend
für den Schulerfolg. Im
Rahmen einer Konfe-
renz zum Thema
„Schule in der Ein-
wanderungsgesell-
schaft,“ zeigte Prof. Dr.
Klaus Klemm am 3.
Februar in Bonn an-
hand der Ergebnisse
von PISA und IGLU,
dass Kinder aus unte-
ren Sozialschichten
und Schüler, deren
beide Elternteile im
Ausland geboren sind,
im deutschen Schul-
system gravierende
Benachteiligungen er-

fahren. Besorgniserre-
gend ist, dass die Be-
nachteiligungen der
Schüler mit Migrati-
onshintergrund im
Laufe der Bildungs-
karrieren zunehmen.
Deshalb sieht Britta
Altenkamp, stellver-
tretende Vorsitzende
der SPD-NRW, in der
Reform des Bildungs-
systems eine vordring-
liche politische Aufga-
be. Prof. Dr. Ingrid Go-
golin plädierte für eine
durchgängige Sprach-
förderung. Die Etap-
pen des dreigliedrigen
deutschen Bildungs-
systems seien zu kurz,
um für Schüler mit
Migrationshintergrund
eine nachhaltige
Sprachförderung zu
verwirklichen. Wie ein
Konzept der interkul-
turellen Erziehung im

Grundschulbereich
aussehen kann, erläu-
terte Franz Legewie,
Rektor der städtischen
Gemeinschaftsgrund-
schule An St. Theresia
in Köln. Dort hat das
Kollegium gemeinsam
mit muttersprachli-
chen Lehrern pädago-
gische Ansätze entwi-
ckelt, die Sprachkom-
petenz der Schüler in
zwei Sprachen zu ver-
bessern. Wichtig sei ei-
ne intensive Elternar-
beit und eine perma-
nente Qualifizierung
der Lehrer.
Die vielfältigen bil-
dungs- und integrati-
onspolitischen Aspekte
der „Realität Einwan-
derungsgesellschaft“
waren auch Thema ei-
ner Sitzung des Netz-
werk Bildung der FES
am 8. Februar in der

Berlin. Der Berliner
Senator für Bildung,
Wissenschaft und For-
schung, Prof. Dr. Jür-
gen Zöllner, plädierte
für ein klares Bekennt-
nis zu Toleranz und
Vielfalt. Konflikte über
die gesellschaftliche
Ausgestaltung von

Verschiedenheit seien
unabdingbar in einer
Einwanderungsgesell-
schaft und stellen kei-
nen Beleg für ihr
Scheitern dar. 

Gutachten „Segregation in
den Städten“, von Prof. Dr.
Klaus Peter Strohmeier, Ge-
sprächskreis Migration und
Integration der Friedrich-
Ebert-Stiftung. 
Volltext online: http://libra-
ry.fes.de/pdf-files/as-
fo/04168.pdf

M E H R  Z U M  T H E M A

Die Deutsch-Türkischen Kulturwochen in München
wurden von der Initiative „Deutschland- Land der
Ideen“ als „Ausgewählter Ort 2007“ ausgezeichnet.
Die Preisverleihung durch einen Vertreter der Deut-
schen Bank fand vor über 250 Gästen während der
Eröffnungsveranstaltung am 5. Februar im Bayeri-
schen Landtag in Anwesenheit des türkischen Gene-
ralkonsuls Bilgic und des Fraktionsvorsitzenden der
SPD im Bayerischen Landtag Franz Maget statt.
Die Deutsch-Türkischen Kulturwochen finden 2007
bereits zum siebten Mal statt. Unter der Schirmherr-
schaft des Münchner Oberbürgermeisters Christian
Ude, des türkischen Botschafters in Deutschland,
Mehmet Ali Irtemçelik, und Franz Maget wird ein

vielseitiges Programm geboten. Klassische Musik,
Jazzabende und Lesungen sowie Podiumsdiskussio-
nen, Konferenzen und Gesprächsrunden sollen die
türkische Kultur den Deutschen näher bringen. Den
Abschluss bildet die Verleihung des Deutsch-Türki-
schen Freundschaftspreises am 24. Mai in München.
Veranstaltet werden die Kulturwochen von der
Deutsch-Türkischen Freundschaftsföderation (DTF)
e.V., dem BAYERNFORUM der Friedrich-Ebert-Stif-
tung sowie der Stelle für Interkulturelle Arbeit der
Landeshauptstadt 
München.

Preis für Deutsch-Türkische Kulturwochen

www.bayernforum.de

M E H R  Z U M  T H E M A
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1 2 5  J A H R E  V E R L A G  J . H . W.  D I E T Z  N A C H F O L G E R

Unvergessene Gesichter der Arbeiterbewegung

J.H.W. Dietz Nachfol-
ger, ein kleiner Verlag
mit großer Geschichte
und sozialdemokrati-
scher Tradition, wird
125 Jahre alt. Zum
Jahresende 2006 hatte
im Berliner Haus der

FES u.a. der Parteivor-
sitzende der SPD, Kurt
Beck, den Beitrag ge-
würdigt, den dieser
Verlag für die Siche-
rung und Weiterent-
wicklung von Theorie
und Praxis der sozia-
len Demokratie in
Deutschland geleistet

hat. Im Februar wurde
nun in Bonn dieser Ge-
burtstag mit über 300
Vertretern des politi-
schen, wissenschaftli-
chen und kulturellen
Lebens gefeiert. 
Die Ausstellung der
Bibliothek der FES
„Ein Verlag zeigt sein
Gesicht – 125 Jahre
J.H.W. Dietz“ ist jetzt
auch in Bonn zu besu-
chen. Neben Expona-
ten zur interessanten
Verlagsgeschichte und
seinen illustren Auto-
ren sind seltene alte
Titel zu sehen, darun-
ter Meisterwerke der
Buchkunst des frühen
20. Jahrhunderts. Dr.
Rüdiger Zimmermann,
Leiter der Bibliothek,
führte in die Ausstel-
lung ein. 
Die Festrede hielt der
Historiker und Dietz-
Autor Professor Dr. Pe-
ter Brandt (Fernuni-
versität Hagen). Sein
Vortrag über die Ent-
wicklung der Schrift-
kultur von den Anfän-
gen der Zivilisation bis
zum Erwachen der Ar-
beiterbewegung
spannte einen an-
spruchsvollen Bogen

über die Jahrtausen-
de. Brandt unterstrich
auch, wie einst bereits
Iring Fetscher betont
hatte, dass die Ge-
schichte des demokra-
tischen Sozialismus in
Deutschland ohne den
Verlag J.H.W. Dietz
nicht zu denken ist. 
In einem  Grußwort
erinnerte die Bonner
Oberbürgermeisterin
Bärbel Dieckmann an
den Namensgeber Jo-
hann Heinrich Wil-
helm Dietz: „Er öffnete
1881 einen neuen
Raum für den sozial-
demokratischen Dis-
kurs. Er gab Autoren
wie Karl Marx, Karl
Kautsky, August Bebel,
Adolf Grimme und Ro-
sa Luxemburg ein Fo-
rum und dokumentier-
te in seinen Schriften
politische Auseinan-
dersetzung. Viele Pub-
likationen dieser An-
fangsjahre zählen in-
zwischen zu den
Standardwerken der
Sozialdemokratie.
Heute gehört der Ver-
lag J.H.W. Dietz
Nachf. in Bonn zur
Friedrich-Ebert-Stif-
tung. Ohne ein Partei-

verlag zu sein, setzt er
die gute Tradition von
Debatte und Diskurs,
von Auseinanderset-
zung und Impulsen
fort. Zum Verlagspro-
gramm gehören Nach-
schlagewerke wie das
Archiv für Sozialge-
schichte  ebenso wie
Titel zu Zukunftsfra-
gen oder die Berliner
Reihe der Werke Willy
Brandts.“  Dr. Roland
Schmidt, Geschäftsfüh-
rer der FES, unter-
strich die Bedeutung,
die die Verlagsarbeit
auch für die grund-
sätzlichen Ziele der
Friedrich-Ebert-Stif-
tung hat. Der Verlag
hat den Anspruch, Bei-
träge zu leisten, um
die Verbindung zur
Geschichte der Arbei-
terbewegung herzu-
stellen, die soziale 
Gestaltung der Globali-
sierung sowie nach-
haltige und geschlech-
tergerechte Politik zu
fördern und die Di-
mensionen in Gesell-
schaft, Politik und Kul-
tur von sozialer Demo-
kratie zu reflektieren
und weiterzuentwi-
ckeln.

Drei Neuerscheinungen in der Kurt-Schumacher-
Akademie: Werner Biermann, Filmemacher und
Sachbuchautor, Klaus Modick, Romancier, und Bernd

Schroeder, Romanautor und Drehbuchautor, stellten
in der Kurt-Schumacher-Akademie in Bad Münster-
eifel ihre neuen Titel vor.

Dichtung und Wahrheit

„Geburtstagsfeier“ in
Bonn: Die Festrede hielt
der Historiker Prof. Dr.
Peter Brandt.



So verschieden ihre Bücher auch sind, es gibt eine
verbindende Klammer. Sie gewinnen ihre Spannung
aus dem Kraftfeld von „Dichtung und Wahrheit“. Sie
illustrieren auf sehr unterschiedliche Weise den Trend
in Literatur, Theater und Film zur Dokufiktion.
Bernd Schroeder hat mit „Hau“ (Hanser) einen hoch-
artifiziellen und sehr erfolgreichen Dokumentarro-
man über einen realen Justizfall des vergangenen
Jahrhunderts geschrieben, der auch in seinem Buch
nicht abschließend geklärt wird. Schroeder ver-
schmilzt Dokument und Fiktion, er nähert sich der
Realität, ohne zu einer „Wahrheit“ zu gelangen.
Werner Biermann liefert mit seinem Buch „Strauß.
Aufstieg und Fall einer Familie“ (Rowohlt Berlin) Bio-
graphie und Zeitbild der alten Bundesrepublik in ei-
nem. Er folgt streng der Realität, dokumentiert sie
aber nicht protokollhaft, sondern erzählt sie so leben-
dig, dass sich sein politisches Sachbuch in weiten Pas-
sagen wie ein Roman liest. Verleger, die die Sucht der
Leser nach authentischen Erinnerungen und Be-

kenntnissen bedienen, nimmt Klaus Modick in seinem
Roman „Bestseller“ (Eichborn) satirisch auf die Schip-
pe. Seine Fiktion basiert auf vielen teils mit Klarna-
men, teils verschlüsselt dokumentierten kleinen und
großen Literaturskandalen und mündet in der Poin-
te, dass die als Wahrheit verkaufte Fälschung zum
denkbar größten Erfolg wird.
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Mit Blick auf die Herausforderungen durch die Glo-
balisierung verfolgte Prof. Dr. Jürgen Kocka, Präsi-
dent des Wissenschaftszentrums Berlin und Mitglied
des Kuratoriums der Friedrich-Ebert-Stiftung, in sei-
nem Vortrag im „Gesprächskreis Geschichte“ des His-
torischen Forschungszentrums in Bonn die Spuren
der neueren Geschichtsschreibung. Er widmete sich
darin der in letzter Zeit viel diskutierten Wendung in
der Geschichtswissenschaft, die sich von der „Nation“
als erzählerischem Rahmen löst und sich stattdessen

auf die Verflechtungen zwischen Staaten und Gesell-
schaften konzentriert. 
Für Kocka stellt dieser neue Ansatz noch längst kei-
nen Umbruch in der Geschichte dar. Für viele Aspek-
te sei die sogenannte „Transnationalisierung“ eine
Bereicherung der bisherigen Geschichtsschreibung,
so beispielsweise für die Fragen von Grenzziehungen,
sozialen Räumen und Migration, aber aus seiner Sicht
bleibe die Nation die bestimmende Kategorie. 

Geschichtswissenschaft im Umbruch?

„Marx ist ein Plural, eine Vielzahl von Geistern und
Einflüssen“, so kommentiert Jacques Derrida in sei-
nem Buch „Marx’ Gespenster“ die Auseinanderset-
zung mit der Theorie von Marx und seinem Erbe.
Derrida ist nur einer von vielen Künstlern, die sich im
Rahmen des Projektes der Europäischen Kultur-
hauptstadt 2007 unter dem Titel „REMARX“ mit den
Gespenstern des Marxismus beschäftigen.
REMARX ist ein Projekt der Gruppe kunstlauf in Zu-
sammenarbeit mit dem Karl-Marx-Haus der Fried-
rich-Ebert-Stiftung. Dabei geht es um die Auseinan-
dersetzung mit Marx und seinem Geist, dem plötzli-
chen Auftauchen, Spuken und Verschwinden von

Gesellschaften, die sich auf einen bestimmten „Geist“
von Marx beriefen (und es in China immer noch tun).
Robert Eikmeyer und Thomas Rummel lassen in der
gleichnamigen Interviewreihe Philosophen, Wissens-
soziologen, Historiker, Autoren und Künstler zu Wort
kommen. 
Bisher geführte Interviews im Internet unter 
www.remarx.de

Am 15. Mai 2007 wird eine Installation von Jonathan
Meese im Karl-Marx-Haus eröffnet, „Die Getreide-
kammer möge uns regieren“, die diese Interviewrei-
he begleiten wird: „Ein Geist geht um in Europa...“

Der „Geist“ von Marx

Autoren in Bad Münstereifel: (v. l.) Klaus Modick, Werner Biermann,
Bernd Schroeder (Foto: Schmitz)
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Im Januar 2007 unter-
zeichneten Jim Baker,
Direktor des Bureau
for Workers’ Activities
of the ILO, und Dr. Rü-
diger Zimmermann,
Leiter der Bibliothek
der Friedrich-Ebert-
Stiftung, einen Koope-
rationsvertrag zur
Fortsetzung und Ver-
tiefung der erfolgreich
begonnenen Zusam-
menarbeit im Rahmen
des Forschungsnetz-
werkes GURN (Global

Union Research Net-
work). GURN wurde
2004 auf Initiative des
Internationalen Bun-
des Freier Gewerk-
schaften (IBFG), der
Internationalen Ar-
beitsorganisation
(IAO/ILO), des Trade
Union Advisory Com-
mittee to the OECD
(TUAC) und des Inter-
national Institute of
Labour Studies (IILS)
gegründet, um den
Austausch zwischen

gewerkschaftlichen
und gewerkschaftsna-
hen Forscherinnen
und Forschern welt-
weit zu fördern.
Die Bibliothek der FES
bietet den GURN-Mit-
gliedern den kosten-
freien Zugang zu ihrer
Aufsatzdatenbank –
und damit zu Beiträ-
gen in rund 250 wis-
senschaftlichen Zeit-
schriften, ein Service
besonders für kleinere
gewerkschaftliche

Forschungseinrichtun-
gen in Afrika, Asien
und Lateinamerika.
Die Bibliothek baut
ebenfalls eine Daten-
bank (http://library.
fes.de/gurn/) auf, in
der wissenschaftliche
Publikationen von
GURN-Mitgliedern als
Volltexte gesammelt,
bibliothekarisch er-
schlossen und so der
Öffentlichkeit zugäng-
lich gemacht werden. 

Nadja Klinger und Jens König erhalten den Preis der
Friedrich-Ebert-Stiftung „Das politische Buch“ 

Zwölf glänzend geschriebene Reportagen über Lang-
zeitarbeitslose geben Einblick in prekäre Lebensver-
hältnisse in Deutschland. Nadja Klinger und Jens Kö-
nig machen in ihrem Buch „Einfach abgehängt. Ein

wahrer Bericht über die neue Armut in Deutschland“
(Rowohlt Berlin) Vorschläge zu einer „intelligenten Ar-
mutspolitik“ im vollen Bewusstsein, dass auch sie den
Stein der Weisen nicht gefunden haben. 
Die Jury der Friedrich-Ebert-Stiftung verleiht dem Re-
portagenband den Preis „Das politische Buch“, weil
„der schonungslose Blick auf die zunehmende Armut
die Gefährdung von Freiheit und das Fehlen von Ge-
rechtigkeit und Solidarität in unserer Gesellschaft of-
fenbart.“
Nadja Klinger, geboren 1965 in Berlin, lebt dort als
freie Autorin. Jens König, geboren 1964 in Berlin, lei-
tet das Parlamentsbüro der Tageszeitung taz.
Der mit 10.000 EURO dotierte Preis „Das politische
Buch“ wird traditionsgemäß im Mai im Berliner Haus
der FES zum mahnenden Gedenken an die Bücher-
verbrennung im Jahr 1933 verliehen.  

Bericht über die neue Armut

(Foto: Spitczok von Brisinski)

Es ist das Charakteristikum eines Geheimdienstes, dass er im

Verborgenen arbeitet, doch der Präsident des Auslandsnach-

richtendienstes Ernst Uhrlau erläuterte auf Einladung der FES

in Thüringen im Gespräch mit dem Bundestagsabgeordne-

ten Carsten Schneider zunächst, wie streng die Arbeit des

Bundesnachrichtendienstes rechtlich geregelt ist. Es gäbe

kaum Spielraum für Aktionen, wie sie das Publikum aus

Agententhrillern gewohnt ist. Auch die Kontrolle durch die

Gremien des Bundestages sei eng – aber hier sah Uhrlau ein

Problem: Neuerdings trügen oft Mitglieder dieser Gremien

Informationen nach außen, zu deren Geheimhaltung sie ver-

pflichtet seien, und behinderten damit ernsthaft die Arbeit

des Nachrichtendienstes.

F E S - B I B L I O T H E K

Kooperationsvertrag mit der ILO
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Zahlreiche Stipendiatinnen und Stipendiaten der
Friedrich-Ebert-Stiftung wurden auch 2006 mit aka-
demischen Preisen ausgezeichnet: 

Jochen Voit aus Jena erhielt auf dem 46. Deutschen
Historikertag in Konstanz den Preis des Doktoranden-
forums für seine Arbeit über „Das singende Herz der
Arbeiterklasse“, Kunst und Propaganda bei Ernst
Busch (1900-1980). Eine politik- und kulturhistori-
sche Biographie. + + + Andrea Lörincz (Augsburg) und
Nunu Mchedlishvili (Freiberg) wurden mit dem
DAAD-Preis ausgezeichnet. + + + Das Stipendium des
„Preises der Deutschen Gesellschaft e. V.“, verliehen
von Bundestagsvizepräsident Wolfgang Thierse, ging
an den Promotionsstipendiaten Adrian Schaffranietz.
+ + + Nina Weimann bekam für ihre Magisterarbeit
zum Thema „Betriebliche Mitbestimmung in ehemals
kommunalen Energieversorgungsbetrieben“ den
Preis des Sozialwissenschaftlichen Forschungs-
zimmer der Universität Erlangen-Nürnberg. + + + Von
der University of Kent wurde Kathrin Bierwirth der
„John Burton Prize“ für ihr mit Auszeichnung abge-

FES + + + TELEGRAMM
+ + + Bisher habe man in der Region Leip-
zig/Halle die großen Potentiale für ein engeres Zu-
sammenwirken der beiden Städte zwar erkannt
aber nach wie vor zu wenig gemeinsam entwi-
ckelt, sagte die neu gewählte Hallenser Oberbür-
germeisterin Dagmar Szabados am 17. Februar
bei einem Forum der FES in Leipzig. Selbstver-
ständlich befänden sich beide Städte auch im
Wettbewerb, aber man könne nur weiterkommen,
wenn man auf Zusammenarbeit setze. Der mit-
teldeutsche Ballungsraum, so Dagmar Szabados,
verfüge über eine starke Geschichte, an die es
anzuknüpfen gelte. + + +

+ + + Die veränderten Sicherheitsbedürfnisse in
der Welt standen im Mittelpunkt der öffentlichen
Vorlesungsreihe „Global Security“ des Julius-
Leber-Forums, die in einer neuen Kooperation
mit dem Institut für politische Wissenschaften an
der Kieler Christian-Albrechts-Universität zum
Wintersemester 06/07 angeboten wird. Alte und
neue Herausforderungen für Frieden und Sicher-
heit wurden beleuchtet: Die Durchsetzungsfähig-
keit des um die Dimensionen der Ökologie, Öko-

nomie und des Sozialen erweiterten Sicherheits-
begriffes in der internationalen Staatengemein-
schaft wurde ebenso diskutiert wie das Szenario
einer nuklearen Bewaffnung des Irans, der Fak-
tor Energie sowie die Perspektiven von „Global
Governance“. + + +

+ + + Die Angst vor islamistischem Terror, Kon-
flikte im Nahen Osten oder der Karikaturenstreit
– der Umgang zwischen der islamischen und west-
lichen Welt sorgt immer wieder für Zündstoff. Es
gebe nur eine Welt, aber nicht nur eine Wahrheit,
mahnte Bekir Alboga, Dialogbeauftragter der Tür-
kisch-Islamischen Union auf dem Podium des
Fritz-Erler-Forums in Mannheim. Der Bundes-
tagsabgeordnete Lothar Mark drängte auf mehr
politische Beteiligung der Migrantinnen und Mig-
ranten als wesentliche Voraussetzung für Integ-
ration. Er machte auch klar: „Die Herausforderun-
gen im Interkulturellen Dialog sind älter als die
Diskussion um einen Zusammenstoß der Kulturen.
Sie zwingen uns zu einer neuen Auseinanderset-
zung, die vielstimmiger geworden ist und vom
Blick über den Tellerrand lebt.“ + + +

Gefördert und ausgezeichnet 
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schlossenes Politikstudium verliehen. + + + Für ihre
Magister-Arbeit „Scottish Rights Vindicated – Identi-
ty and Nationalism in Mid-Nineteenth Century Scot-
land“ erhielt Tanja Bültmann den Preis der Fakultät
für Linguistik und Literaturwissenschaft der Univer-
sität Bielefeld. + + + Für den Aufsatz „Auf in den
Kampf! – Rein sportlich natürlich“ wurde Michael
Ganter im Rahmen des Studierenden-Wettbewerbs
2006 in der Kategorie Essay/Reportage ausgezeich-
net. + + + Den Wilhelm-Conrad-Röntgen Studienpreis
erhielt der Diplomphysiker Tobias Dürig für seine
Leistungen im Studium und insbesondere für seine
Diplomarbeit mit dem Thema: Visualisierung Dyna-
mischer Bruchprozesse bei Gläsern + + + Christian
Nottmeier bekam den von der Heinrich-August-und-
Dörte-Winkler-Stiftung ausgelobten Hans-Rosenberg-
Gedächtnispreis 2006. + + + Wolfgang Gründinger
wurde der Deutsche Studienpreis der Heinrich-Kör-
ber-Stiftung 2006 verliehen.



Aufgrund der Zunah-
me an Komplexität
und Ungewissheit
wächst in vielen öko-
nomischen, sozialen
und politischen Zu-
sammenhängen das

Bedürfnis, relevante
Entwicklungen früh-
zeitig zu erkennen und
zu bewerten, um vor
diesem Hintergrund
konkrete Handlungs-
optionen zu formulie-

ren. Szenariotechni-
ken finden auf vielen
Feldern Anwendung:
als Planungsinstru-
ment in der Unterneh-
mensentwicklung, als
Dialoghilfe, als Ent-

scheidungshilfe in der
Politikberatung, als
Lerninstrument in der
politischen Bildung
oder als Verteidigungs-
simulation beim Mili-
tär. 
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„Unsicher“, „komplex“ und „im ständigen Wandel be-
griffen“ sind die häufigsten Attribute, mit denen die
internationale Politik nach dem Ende des Ost-West-
Gegensatzes beschrieben wird. Zugleich scheint
kaum umstritten zu sein, dass die Außenwelt uns nä-
her rückt, dass innerstaatliche Prozesse mit globalen
Entwicklungen eng verwoben sind und sich insge-
samt die Rahmenbedingungen für deutsche Politik in

den internationalen Beziehungen in den letzten Jah-
ren erheblich verändert haben. Das Projekt der Fried-
rich-Ebert-Stiftung „Kompass 2020 – Deutschland in
den internationalen Beziehungen – Ziele, Instrumen-
te, Perspektiven“ möchte einen Beitrag zu dieser De-
batte leisten. 
In 27 Einzelartikeln, die ab Mai 2007 vorliegen werden
und die zum Großteil von Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern der FES verfasst werden, gibt das Projekt einen
Überblick über die wichtigsten Themen und Regionen
deutscher Außenbeziehungen. Die Texte haben alle
denselben Aufbau: Im Teil „Rahmenbedingungen“ in-
formieren sie über die wichtigsten Entwicklungen, die
größten Herausforderungen und die zentralen Akteu-
re. Der zweite Abschnitt analysiert die bisherige Rolle,
die Strategien und die Wahrnehmung deutscher Poli-
tik. Im Kapitel „Szenarien“ werden plausible Alterna-
tivszenarien entwickelt, die veranschaulichen, wie sich
das Politikfeld in den kommenden 15 Jahren entwi-
ckeln könnte und welche Faktoren hierfür verantwort-
lich sind. Im vierten Teil schließlich – „Handlungsoptio-
nen“ – werden mögliche Ansatzpunkte für die deutsche
und europäische Politik formuliert. 

F E S - A N A LY S E N  D E R  D E U T S C H E N  P O L I T I K  I N  D E N  I N T E R N A T I O N A L E N  B E Z I E H U N G E N  

„Unsicher“, „komplex“ und
„im ständigen Wandel begriffen“?

D I E  R A S C H E  A B F O L G E  S C H E I N B A R  G R U N D L E G E N D E R  D I S K U R S E in den
internationalen Beziehungen – vom „amerikanischen Niedergang“ und der japanisch-
asiatischen Herausforderung in den 80er Jahren über die „neue Weltordnung“ und das
„Ende der Geschichte“ Anfang der 90er Jahre, den Globalisierungsdiskurs in allen
Schattierungen bis zur neuen/alten Hegemonie der USA – zeigt an, dass es schwieriger
geworden ist, das Gebilde „Weltpolitik“ heute griffig zu fassen. 

M E T H O D E  Z U R  E N T W I C K L U N G  V O N  P O L I T I S C H E N  H A N D L U N G S O P T I O N E N

Szenarien in der internationalen Politik

• TRANSATLANTISCHES 
VERHÄLTNIS

• EUROPÄISCHE INTEGRATION
• LATEINAMERIKA
• SUB-SAHARA-AFRIKA
• NAHER UND MITTLERER OSTEN
• CHINA
• INDIEN
• BALKAN
• RUSSLAND
• POSTKOMMUNISTISCHER

RAUM
• ZENTRALASIEN
• SÜDOSTASIEN
• WELTWIRTSCHAFTLICHE 

ENTWICKLUNG 
• GESTALTUNG DER 

GLOBALISIERUNG

• AUSLANDSEINSÄTZE
• ZUKUNFT DER MULTILATERA-

LEN INSTITUTIONEN
• FRIEDENSFÖRDERUNG 
• ENERGIESICHERHEIT
• DEMOGRAFIE 

UND MIGRATION
• RELIGION UND POLITIK
• MENSCHENRECHTE UND 

SOZIALE FRAGE 
• DEMOKRATIEFÖRDERUNG
• KLIMASCHUTZ UND 

UMWELTPOLITIK
• TERRORISMUS 
• GLOBAL HEALTH 
• ORGANISIERTE KRIMINALITÄT 
• RÜSTUNG – ABRÜSTUNG – 

PROLIFERATION 
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Szenarien werden zwi-
schen der Prognose
und der Utopie ange-
siedelt. Im Unterschied
zu Prognosen erheben
Szenarien nicht den
Anspruch, die zukünf-
tige Entwicklung in ei-
nem Themenfeld vo-
rauszusagen, sondern
stellen vielmehr Alter-
nativen und Optionen
in den Vordergrund.
Sie unterscheiden sich
jedoch auch von Utopi-
en, die keinen Bezug
zur Realität haben. 

In einer Utopie ist alles mög-

lich, in einem Szenario

nicht. Szenarien werden

stets schlüssig aus der ge-

genwärtigen Situation he-

raus entwickelt. 

Ergiebige Szenarien
umfassen Aussagen
über ein Problemfeld,
beschreiben alternati-
ve Zukunftsbilder, aber
auch den Pfad („Weg-
beschreibung“), der zu
ihnen führt. Dieser
wird transparent und
nachvollziehbar aus
der Gegenwart in die
Zukunft fortgeschrie-
ben. Szenarien dienen
der Orientierung und
Entscheidungsvorbe-
reitung. Sie sollen hel-
fen, zu erkennen, was
sich verändern kann
und welche Hand-
lungsspielräume es
gibt. Szenarien vermit-
teln zum einen den
Eindruck, dass Ent-
scheidungen, die für

eine mittelfristige Per-
spektive getroffen wer-
den, grundsätzlich mit
Unsicherheit behaftet
sind; zum anderen ver-
stärken sie aber auch
die Einsicht, dass zu-
künftige Entwicklun-
gen prinzipiell gestalt-
bar und veränderbar
sind.
Auch die Friedrich-
Ebert-Stiftung arbeitet
schon seit vielen Jah-
ren mit Szenarien. Das
„Mont Fleur“-Szena-
rio-Planspiel, mit dem
die FES 1991/1992 den
Übergang Südafrikas
von der Apartheid zur
Demokratie begleitet
hatte, brachte Perso-
nen aus den unter-
schiedlichsten gesell-
schaftlichen Bereichen
Südafrikas zusammen,
um kreativ über die
Zukunft ihres Landes
nachzudenken. Ziel
war es weniger, eine
definitive Wahrheit
über die zukünftige
Politik zu präsentieren,
als vielmehr einen
Austausch in einer Ge-
sellschaft, die von tie-
fen Konflikten gekenn-
zeichnet war, zu för-
dern. Entlang von vier
Szenarien zur Zukunft
Südafrikas – „Vogel
Strauß“, „lahme Ente“,
„Ikarus“ und der „Flug
der Flamingos“ –, die
von der Gruppe entwi-
ckelt wurden, wurde
der Spielraum für eine
gemeinsame Politik
ausgelotet. Die Ergeb-

nisse fanden Eingang
in den politischen Ent-
scheidungsprozess zu
jener Zeit.
Szenarien fördern eher
das Denken in Prozes-
sen, Alternativen und
Zusammenhängen als
in bestehenden Struk-
turen und Einzelas-
pekten. Dies machte
sich auch das Projekt
der FES zunutze, dass
1999 Szenarien für die
israelische Gesellschaft
im Jahr 2025 entwi-
ckelte. Während des
Diskussionsprozesses

fanden die Mitglieder
der Gruppe über die
Arbeit an den Szenari-
en eine gemeinsame
Sprache nicht nur zur
Beschreibung der
möglichen Zukünfte,
sondern auch der Ge-
genwart ihres Gemein-
wesens. Im Rahmen
des Jerusalem-Berlin-
Forums, einer israe-
lisch-palästinensisch-
deutschen Initiative,
die von der FES ins Le-
ben gerufen wurde,

haben sich Experten
mit möglichen Szenari-
en für eine Zukunft Je-
rusalems beschäftigt.
In den angeführten
Projekten stand der
mehrmonatige Dialog
Konsultationsprozess,
in dem die Szenarien
entwickelt wurden, im
Vordergrund. Doch
auch in der politischen
Bildung, z.B. zur Rolle
von Jugendlichen in
der Politik, fand das
Instrument in der FES
Anwendung. Kompass
2020 wiederum nutzt

die Szenarienmethode
als ein Element der
Einzelartikel: Sie sol-
len die – zumeist kom-
plexen und zum Teil
auch unübersichtli-
chen – Entwicklungen
in den verschiedenen
Themenfeldern trans-
parenter, nachvollzieh-
barer und plastischer
machen und zur Dis-
kussion über Hand-
lungsoptionen anre-
gen. 
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W E G E  Z U M  L E I T B I L D  S T R A T E G I C  C O M M U N I T Y

Außenpolitische Strategiefähigkeit sichern

Außerhalb von Fußballweltmeisterschaften gerät
Deutschland selten ins Staunen über sich selbst,
doch die Entwicklung der deutschen Außenpolitik
in den letzten beiden Jahrzehnten gibt allen Grund
dazu. Heute stehen deutsche Truppen am Hindu-
kusch, im Kongo sowie vor der Küste des Libanon,
die europäische und weltwirtschaftliche Verflech-
tung des vereinigten Deutschland nimmt stetig zu.
Dazu kommen globale Risiken wie Klimawandel,
transnationaler Terrorismus und Pandemien, die
kein Visum benötigen, um die deutsche Außenpo-
litik unter Handlungsdruck zu setzen.

Das Tempo des Wandels der deutschen Außenpo-
litik ist rasant, doch die außenpolitische Strate-
giekultur in Politik und Gesellschaft hinkt der Ent-
wicklung hinterher. Es fehlt hierzulande weitge-
hend eine breite und dynamische strategic
community. Das Leitbild einer solchen Strategie-
gemeinschaft orientiert sich an drei Aspekten. 
Sektorenübergreifend: es gibt immer noch zu we-
nig Foren und Mechanismen, die Vertreter aus Po-
litik und Wirtschaft, Zivilgesellschaft und For-
schung zusammenbringen, um Politikstrategien zu
entwickeln. Sektorenübergreifend müssen auch
die Berufsbilder werden. Eine stärkere Durchläs-
sigkeit zwischen Politik, Wirtschaft und Forschung
muss zum zentralen Baustein der dynamischen
Strategiegemeinschaft werden. 

Praxisrelevant: gegenwärtig gelingt nur selten die
Bündelung vorhandener Expertise in fundierten,
präzisen und praxisrelevanten Denkprodukten,
die Entscheidungsträgern das Für und Wider ver-
schiedener Handlungsstrategien präsentieren.
Gesamtgesellschaftlich: die Strategiedebatte muss
den goldenen Käfig der Eliten verlassen. Doch in
vielen Medien herrscht (im vorauseilenden Ge-
horsam gegenüber den Konsumenten) oft mehr In-
teresse am letzten Skandal oder Stereotyp denn an
einer Debatte über Ansätze zur Gestaltung deut-
scher Außenpolitik.
Mit dem Projekt „Kompass 2020“ versucht die
Friedrich-Ebert-Stiftung einen kleinen Beitrag zur
Umsetzung des Leitbilds „dynamische Strategie-
gemeinschaft“ zu leisten. Unter der Maßgabe
„Welche Perspektiven, Ziele, Instrumente?“ möch-
te das Projekt die Debatte um zentrale außenpoli-
tische Herausforderungen inhaltlich voranbrin-
gen. Das Signum „2020“ betont den Blick über
den Tellerrand der tagespolitischen Aktualität und
den Mut zur gezielten Spekulation anhand ver-
schiedener Szenarien. 
An Herausforderungen mangelt es dabei, wie die
in der Reihe behandelten Themen deutlich ma-
chen, nicht. Deutschland und Europa sind als ein
Anker einer global ausgerichteten transatlanti-
schen Partnerschaft gefragt, Strategien zum Um-
gang mit grenzüberschreitenden Problemen und
Risiken zu entwickeln und gleichzeitig den Über-
gang in eine multipolare Welt friedlich gestalten
zu helfen. Es gilt, aufstrebende Mächte in globale
Institutionen einzubinden  und deren Bemühun-
gen zur Bereitstellung globaler öffentlicher Güter,
von der Bekämpfung von Pandemien und Klima-
wandel, der Verteidigung und Umsetzung der
Menschenrechte bis hin zur Finanzstabilität und
Energiesicherheit. Die Verwirklichung eines „ef-
fektiven Multilateralismus“ ist in der Phase des
Übergangs ein (über)lebenswichtiges Ziel – weil
der Problemdruck stetig zunimmt und gleichzei-
tig der Aufstieg neuer Mächte historisch selten
friedlich ablief. 

Ein Blick von außen auf das Projekt „Kompass 2020“: von Thorsten Benner und Sergey
Lagodinsky. Beide forschen am Global Public Policy Institute (GPPi) in Berlin
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Dabei gilt „Alle Politik ist global“ genauso wie „Al-
le Politik ist lokal“. Deutschlands und Europas
Weltpolitik kann nur erfolgreich sein, wenn sie
gesamtgesellschaftlich eingebettet ist, durch eine
breite Diskussion in den Medien und auch eine
Verankerung in den Schulen, Parteien und ande-
ren Teilen der Zivilgesellschaft. Die gegenwärtige
Lage ist prekär. Während der Handlungsdruck

wächst, steht die deutsche Außenpolitik gesell-
schaftlich auf tönernen Füßen. Das Unbehagen
wächst – ob mit Blick auf Militäreinsätze, die Eu-
ropapolitik oder den Welthandel. Umso wichtiger
ist es, gesamtgesellschaftlich Gestaltungsstrate-
gien zu diskutieren, damit das Unbehagen an der
Weltrisikogesellschaft nicht in Isolationismus, Na-
tionalismus und Protektionismus umschlägt.

M I C H A E L  D A U D E R S T Ä D T / C H R I S T I A N  K E L L E R M A N N

Risiken der 
Weltwirtschaft kontrollieren
Die enge Verflechtung
der deutschen mit der
Weltwirtschaft ist ein
wichtiger Motor für die
ökonomische Dynamik
und den Wohlstand in
Deutschland. Als Ex-
portweltmeister profi-
tiert Deutschland von
offenen globalen Märk-
ten für Güter, Dienst-
leistungen, Kapital,
Unternehmen und Ar-
beit. Gleichzeitig
schwächte die Liberali-
sierung viele nationale
staatliche Kontrollmög-
lichkeiten, soweit sie
nicht im Zuge des eu-
ropäischen Integrati-
onsprozesses auf die
Ebene der Europäi-
schen Union übertra-
gen wurden. Die ein-
seitige Exportorientie-
rung Deutschlands
sowie der zunehmende
Einfluss der internatio-
nalen Finanzmärkte
auf den Unterneh-
mens- und Bankensek-
tor bergen eine Reihe
von Risiken für die ei-
gene Volkswirtschaft
und im Extremfall

auch für die Stabilität
der Weltwirtschaft. 
Unterm Strich hat
Deutschland aber von
der Globalisierung pro-
fitiert. Soweit Deutsch-
lands Wirtschaft heute
Probleme aufweist
(Wachstumsschwäche,
Arbeitslosigkeit, zu-
nehmende Ungleich-
heit), sind sie einer
komplexen Interaktion
von außenwirtschaftli-
chen Entwicklungen
und nationaler Wirt-
schaftspolitik zuzu-
schreiben, die nicht
durch einen Rückbau
der außenwirtschaftli-
chen Verflechtung zu
lösen ist. 
Die zentralen Risiken
der Weltwirtschaft be-
stehen im kommenden
Jahrzehnt zuvorderst
in einem ungeordneten
Wertverlust des US-
Dollar und einer globa-
len Nachfrageschwä-
che. In Europa und
weltweit fehlt es durch
das Hinterherhinken
der Löhne und die von
den Risiken unterregu-

lierter Märkte getrie-
bene Sparneigung an
Massenkaufkraft, und
es droht eine Entkop-
pelung von Produktivi-
tät und Output. Ansatz-
punkte deutscher Au-
ßenwirtschaftspolitik
zur Kontrolle dieser Ri-

siken sind eine Stär-
kung der EU als Regu-
lierungsinstanz des für
Deutschland wichtigs-
ten regionalen Marktes
und die Bündelung eu-
ropäischer Einzelstim-
men für die Schaffung
einer ordnungspoliti-
schen Global Gover-
nance. Deutschland
könnte als gewichtige

Stimme in der EU und
der Weltwirtschaft die
bessere Regulierung
der globalen Märkte –
insbesondere der Fi-
nanzmärkte  – voran-
treiben und dadurch
zu einer Entschärfung
des Wirkungsverlustes

nationaler Wirtschafts-
politik beitragen. In
der längerfristigen 
Perspektive ist ein wei-
terer Eckpfeiler deut-
scher Außenwirt-
schaftspolitik der Ein-
satz für eine nachhal-
tige Welthandelsord-
nung und die Veranke-
rung globaler sozialer
Mindestschutzrechte.
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C H R I S T O S  K A T S I O U L I S / G E R O  M A A S S

Europäische Integration – Perspek-
tiven als Sicherheits- und Wohlfahrtsunion
Die EU ist der wich-
tigste Bezugspunkt
nicht mehr nur deut-
scher Außenpolitik. Sie
hat ihren Charakter in
den letzten Jahren so
stark verändert, dass
sie die Schnittstelle
zwischen Innen- und
Außenpolitik besetzt,
deutsche Politik ist da-
mit in fast jedem Be-

reich nur noch euro-
päisch denkbar.
Das einzigartige Gebil-
de aus supranationa-
len und intergouverne-
mentalen Normen
steht momentan vor
gewaltigen Herausfor-
derungen: Die Erwei-
terung auf 27 Staaten
ist vollzogen, die insti-
tutionelle Architektur
hinkt dieser Entwick-
lung jedoch weit hin-
terher. Nach der Ab-
lehnung des Verfas-
sungsvertrages in

Frankreich und den
Niederlanden ist die
Reform der Union vor-
erst auf Eis gelegt, zu-
dem zeichnet sich eine
tiefe Kluft zwischen
den Gesellschaften
und der EU ab. Dies
hängt auch mit der zu-
nehmenden Wahrneh-
mung Brüssels als
„Steigbügelhalter“ der

Globalisierung zusam-
men. Die Union sucht
nach Antworten, um
diesem sozialen Defi-
zit zu begegnen. 
Die Entwicklung der
Europäischen Union
kann sich in mehrere
Richtungen vollziehen.
Eine vollständige Auf-
lösung der EU scheint
angesichts des äuße-
ren Drucks und der
politischen Möglichkei-
ten der europäischen
Kooperation höchst
unwahrscheinlich.

Dennoch kann es zu
einem weitgehenden
Stopp der Integration
im Inneren kommen,
die bestehenden Me-
chanismen innereuro-
päischer Solidarität
würden demontiert
und die europäische
Zusammenarbeit kon-
zentrierte sich auf die
gemeinsame Außen-
und Sicherheitspolitik.
Wir befinden uns im
Szenario „Außen hui,
innen pfui“. Im Gegen-
satz dazu kann auch
eine Abschottung ge-
genüber den politi-
schen Herausforde-
rungen auf globaler
Ebene stattfinden und
eine europäische Na-
belschau einsetzen. In
diesem Szenario „die
Schweiz der Welt“
könnte die Europäi-
sche Union ihre Kräfte
nach innen bündeln
und die zahlreichen
Herausforderungen im
wirtschaftlichen, tech-
nologischen und sozi-
alpolitischen Bereich
angehen. Sie wäre ein
blühender Wirtschafts-
raum mit marginalen
ordnungspolitischen
Fähigkeiten außerhalb
des eigenen Horizonts.
Ein drittes Szenario
geht von einer vertief-
ten Integration einzel-
ner Politikfelder durch

Vorreitergruppen aus.
Die heutige Europäi-
sche Union würde in
unterschiedliche Integ-
rationsräume zerfa-
sern, die lose verbun-
den nebeneinander ar-
beiten würden, ohne
ein gemeinsames Ziel
zu verfolgen: „Europa
à la carte“.
Das Ziel deutscher Eu-
ropapolitik sollte es
sein, die positiven Ele-
mente der Szenarien
umzusetzen und da-
raus eine glaubwürdi-
ge und tragfähige Ziel-
perspektive der EU zu
entwickeln. Dazu ge-
hören die gemeinsame
Garantie äußerer und
innerer Sicherheit, ein
europäischer Wirt-
schaftsraum mit ho-
hem Innovationspoten-
tial, funktionierenden
Mechanismen des Las-
tenausgleichs und glei-
chen Chancen für alle
Bürgerinnen und Bür-
ger sowie – der Weg
dahin – abgestufte Ko-
operationsebenen, die
von einem gemeinsa-
men Ziel geeint wer-
den und Desintegrati-
onstendenzen vermei-
den. In einem Europa
der Sphären könnte ei-
ne Europäische Wohl-
fahrts- und Sicher-
heitsunion diese Per-
spektive bieten. 
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M I C H È L E  A U G A

Krisen in der entgrenzten Welt – An-
forderungen an eine deutsche Friedenspolitik
Die Rahmenbedingun-
gen des neuen Jahr-
hunderts machen eine
präventive Politik, die
Ausweitung des Si-
cherheitsbegriffs auf
nichtmilitärische Kate-
gorien, nachhaltiges
State building sowie
zivile Konfliktbearbei-
tung erforderlich.
Denn an die Stelle zwi-
schenstaatlicher Krie-
ge sind vielfach neue
Formen gewaltsamer
Konflikte getreten, die
mit herkömmlichen
Verfahren des Völker-
rechts nicht einzudäm-
men sind. Sogenannte
„neue Kriege“ führen
zu einer Privatisierung
von Gewalt, transna-
tionaler Kriminalität,
und auch zu Terroris-
mus. Trotz der allge-
meinen Auflösungsten-
denzen von National-
staatlichkeit muss der
Staat jedoch das zent-
rale Ordnungsmodell
internationaler Politik
bleiben. Gerät er aus
den Fugen, nimmt die
Wahrscheinlichkeit
der gewaltsamen Aus-
tragung von Konflikten
zu. Die Erosion staatli-
cher Steuerungskapa-
zitäten ermöglicht
Bürgerkriegsökonomi-
en und die sogenannte
„Schattenglobalisie-
rung“. Staatszerfall ist

kein unvorhersehba-
res, zufällig auftreten-
des Problem, Staats-
zerfall kündigt sich
langfristig an. Eine
zentrale Herausforde-
rung der Zukunft lau-
tet daher, gefährdete
Staaten über state-
building nachhaltig zu
stärken. Dabei ist State
building von Nation
building, das nicht a
priori friedensfördernd
ist, zu unterscheiden.
Erforderlich ist, über
die Analyse der Kern-
funktionen des Staates
hinaus einen Fokus auf
gute Regierungsfüh-
rung, gerechte Res-
sourcenverteilung und
die Zivilgesellschaft zu
richten.
In Deutschland
herrscht heute Kon-
sens darüber, dass
Friedensförderung ei-
ne Herausforderung
ist, die eines kohären-
ten Ansatzes unter-
schiedlicher Politikbe-
reiche bedarf. Der
Entwicklungszusam-
menarbeit kommt da-
bei jedoch eine ent-
scheidende Rolle zu.
Der Begriff der „Zivi-
len Konfliktbearbei-
tung und Krisenprä-
vention“ hielt erfolg-
reich Einzug in die
außenpolitische Debat-
te. Zivilgesellschaftli-

che Akteure und ihr
konfliktregulierendes
Potential gewinnen zu-
nehmend an Bedeu-
tung. Verschiedene
Grundsatzdokumente
der deutschen Politik
betonen den Gedanken
der Prävention. Der
vorliegende Artikel un-
terzieht das derzeitige
sicherheitspolitische
Denken, Planen und
Handeln der deut-
schen Außenpolitik in

Sachen Friedensförde-
rung einer Überprü-
fung. Halten die aktu-
ellen Prioritätenset-
zungen den Szenarien
einer Welt des Jahres
2020 stand?
Die Ergebnisse zeigen,
dass Deutschland das
vorhandene Potential
von Instrumenten, Ak-
teuren und finanziel-
len Ressourcen noch
nicht optimal nutzt.

Kurskorrekturen wä-
ren möglich und nötig,
sollen die Krisen der
Welt des Jahres 2020
nicht auch zu Krisen in
Deutschland führen.
Zu den Empfehlungen
für eine weitblickende
deutsche Friedenspoli-
tik gehören die Ent-
wicklung einer natio-
nalen Sicherheitsstra-
tegie, ressortüber-
greifende Konzepte,
Strategien zum Thema

State building, die
Überprüfung der der-
zeitigen Finanzie-
rungsinstrumente, Öf-
fentlichkeitsarbeit für
zivile Konfliktbearbei-
tung, verbesserte
staatliche und nicht-
staatliche Zusammen-
arbeit und die Ent-
wicklung von europäi-
schen Koordinie-
rungsstrategien.
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Der Nahe/Mittlere Osten 
und Nordafrika
Die Region des Na-
hen/Mittleren Ostens
und Nordafrikas, die
mit ca. 65 Prozent der
weltweiten Ölreserven
und gut 45 Prozent der
weltweiten Gasreser-
ven gesegnet ist, leidet
unter dem Fluch eines
ausgeprägten Demo-
kratie- und Entwick-
lungsstaus, der ur-
sächlich auf die läh-
mende Mischung aus
einem sehr hohen Aus-
maß der politischen

Konflikte und der au-
toritären Struktur der
meisten Regime in die-
sem Gebiet zurückzu-
führen ist.
Die Zukunftsperspekti-
ven der Region werden
vom zunehmenden Be-
völkerungsdruck, dem
anstehenden politi-
schen Generations-
wechsel, den Bildungs-
herausforderungen

und dem Zugang zur
Informationstechnolo-
gie mitgeprägt und
können durch die 
anhaltende Rentenab-
hängigkeit, den vor-
herrschenden Tribalis-
mus in den Gesell-
schaften und den
ungeklärten Umgang
mit dem Phänomen
des Islamismus ge-
fährdet werden. Nicht
zuletzt hängen die
Perspektiven dieses
Raumes ganz entschei-

dend von der weiteren
Entwicklung der gro-
ßen ungelösten Kon-
flikte ab: des arabisch-
israelischen Konflikts,
des Irak-Konflikts, des
regionalen schiitisch-
sunnitischen Konflikts
als Folge des jüngsten
Irak-Krieges und des
Nuklearkonflikts mit
dem Iran, deren zu-
nehmende Interdepen-

denz in dem „zufälli-
gen“ Krieg zwischen
Israel und der Hizbul-
lah im Sommer 2006
deutlich zum Ausdruck
kam.
Bleiben diese Konflikte
und strukturellen
Probleme weiterhin
ungelöst, erhöhen sich
aus deutscher und eu-
ropäischer Perspektive
auch zwangsläufig die
Gefahren für die eige-
ne Sicherheit, Stabili-
tät und Prosperität.
Um diese Gefahren zu
verdeutlichen, wurden
die Szenarien „Sturm
in der Wüste“, „Ver-
wüstung“ und „Fata
Morgana“ entwickelt,
die eines gemeinsam
haben: Sie nehmen die
weitere Entwicklung
im Atomkonflikt mit
dem Iran als Aus-
gangspunkt und spie-
len die entsprechen-
den Wirkungsketten
durch, die sich aus den
(gewaltsamen) Versu-
chen, die iranische
Atombombe zu verhin-
dern, bzw. aus den Re-
aktionen auf einen
nuklear bewaffneten
Iran ergeben. Und dies
nicht zufällig: Der Iran
steht beispielhaft für
die zunehmende Ent-
fremdung zwischen
der westlichen Welt
und den islamisch ge-

prägten Ländern. Er
versinnbildlicht als
Terrorismus unterstüt-
zender und (wahr-
scheinlich) nach der
Atombombe streben-
der Staat den Extre-
mismus im politischen
Islam und die Gefahr
der Proliferation von
Massenvernichtungs-
waffen. Als potenziel-
ler regionaler Hege-
mon ist er von ent-
scheidender
Bedeutung, was die
Lösung des arabisch-
israelischen Konflikts,
die Stabilisierung des
Irak und Afghanistans
sowie die Ausgestal-
tung des schiitisch-
sunnitischen Verhält-
nisses in der Region
anbetrifft. Nicht zu
vergessen ist der Nuk-
learkonflikt mit dem
Iran, der als rentenab-
hängiger Staat über
die drittgrößten Ölre-
serven und zweitgröß-
ten Gasreserven welt-
weit verfügt; er steht
beispielhaft für die zu-
nehmende globale
Energieversorgungs-
unsicherheit.
Vor diesem Hinter-
grund wird deutlich,
dass nur ein gemein-
samer internationaler
Vorstoß mit einem po-
litischen Gesamtkon-
zept die Krise in dieser
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Orientierungspunkte deutscher 
Rüstungskontrollpolitik
Knapp zwei Jahrzehn-
te nach dem Ende des
Ost-West-Konflikts ist
noch immer kein neu-
er strategischer An-
satz für eine globale
und europäische Ab-
rüstungspolitik jenseits
der früheren Blöcke
und Militärbündnisse
gefunden. Im Gegen-
teil: Abrüstung scheint
nicht nur konzeptio-
nell als politisches
Steuerungsinstrument
gegen Instabilität und
Konflikte in Vergessen-
heit zu geraten, selbst
jene Errungenschaften
der Vergangenheit, die
zukunftsweisend sind,
werden durch fort-
schreitenden Zerfall
bedroht. Der Vertrag
zur Beschränkung von
Raketenabwehrsyste-
men ist bereits Ge-
schichte, der univer-
selle Weltraumvertrag
steht vor dem Aus, der
Vertrag über die
Nichtverbreitung von
Atomwaffen ist durch

ein heraufziehendes
neues Wettrüsten in
den Grundfesten er-
schüttert. Warum wird
einem der wichtigsten
Stabilisierungskonzep-
te aus der Zeit des
Kalten Krieges so we-
nig Aufmerksamkeit
beigemessen? Sind
vertragliche Abrüs-
tung und Rüstungs-
kontrolle nur noch Re-
likte aus der Ära zwi-
schenstaatlicher
Großkriege und für die
bewaffneten asymmet-
rischen Konflikte der
Gegenwart wertlos?
Welche Perspektiven
für Frieden und Si-
cherheit drohen, wenn
Vereinbarungen zur
Rüstungskontrolle für
veraltet gehalten wer-
den, ohne Ersatzlösun-
gen bereit zu haben?
Werden die Chancen
für einen neuen globa-
len Abrüstungsansatz
nicht bald ergriffen,
drohen Instabilität und
Unberechenbarkeit in

den internationalen
Beziehungen. Deutsch-
land hat als ein poli-
tisch und militärisch
multilateral veranker-
tes und als ein außen-
wirtschaftlich beson-
ders abhängiges Land
ein natürliches Inte-
resse an Frieden und
äußerer Stabilität, ge-

stützt auf kooperative
Rüstungskontrolle.
Seine Stimme hat Ge-
wicht und es hat sich
in den letzten Jahren
Achtung in der Welt
erworben. Seine Mög-

lichkeiten zur Förde-
rung neuer Initiativen
zur Abrüstung nutzt es
jedoch bisher nicht
ausreichend konse-
quent. Der Aufsatz be-
handelt neben den Ri-
siken und den Gefähr-
dungen, die durch eine
mangelnde Wertschät-
zung für internationale

Abrüstungszusam-
menarbeit entstehen
können, auch Optio-
nen einer zukunftsori-
entierten und präven-
tiven deutschen Ab-
rüstungspolitik.

Region umfassend und
nachhaltig entschärfen
kann. Deutschland
kann aufgrund seiner
politischen und wirt-
schaftlichen Bedeu-
tung sowie seines Be-
ziehungsgeflechtes mit
den entscheidenden

externen und regiona-
len Akteuren unter
Hervorhebung der fol-
genden zehn Eckpunk-
te einen wichtigen Bei-
trag dazu leisten: Har-
monisierung der
europäischen Politik,
Wiederbelebung des

umfassenden Nahost-
friedensprozesses, Si-
cherung Israels und
Durchsetzung Palästi-
nas, Stärkung des Li-
banon, Einbeziehung
Syriens, Integration
des Iran, Stabilisie-
rung des Irak, Aufbau

einer breit angelegten
Abrüstungs- und Ent-
spannungspolitik, För-
derung der sozioöko-
nomischen Entwick-
lung und Integration
und schließlich Einfor-
derung der politischen
Öffnung.
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Der Balkan – 
von Krieg, Frieden und Europa
Je größer die Europäi-
sche Union, desto klei-
ner wird der weiße
Fleck der Länder, die
außerhalb der EU-
Grenzen auf eine Mit-
gliedschaft hoffen. Für
den westlichen Balkan
stellt sich die Frage,
welche europäische
Zukunft ihn erwartet.
Der Beitritt Rumäni-

ens und Bulgariens
zur EU und der Fort-
schritt Kroatiens und
Mazedoniens auf dem
Weg nach Brüssel
könnten die restlichen
Staaten des Balkans in
ihrem Transformati-

onsprozess weiter er-
mutigen; dem politi-
schen Fortschritt wür-
de der wirtschaftliche
Aufschwung folgen,
was sich positiv auf
die Beschäftigungssi-
tuation und die Ar-
mutsbekämpfung aus-
wirken könnte. Span-
nungen zwischen den
Ethnien würden nicht
länger als Begründung
innenpolitischer Mise-
ren oder als Rechtfer-
tigung politischen
Handelns bemüht. Wir
schrieben die zwanzi-
ger Jahre des 21.
Jahrhunderts – die
Golden Twenty-Twen-
ties. Es wäre die Zeit
der Reformer – und
zugleich die Zeit
Deutschlands und der
Europäischen Union,
deren friedenssichern-
de Außenpolitik und
auf Nachhaltigkeit set-
zende Demokratieför-
derung sichtbare Er-
folge zeitigte. Ein
denkbares Szenarium,
wenn auch ein wohl-
wollendes. Doch der
Balkan steht am
Scheideweg, und
ebenso denkbar ist
seine Zukunft als Bal-
kan Black Box: Der
Prozess der Annähe-
rung an die EU käme
fast gänzlich zum Er-
liegen, die demokrati-

schen, proeuropäi-
schen Kräfte verlören
an Rückhalt in der Be-
völkerung. Der politi-
schen Stagnation wür-
de die wirtschaftliche
folgen, selbst die re-
gionale Wirtschaftsko-
operation gestaltete
sich aufgrund der un-
terschiedlichen Dyna-
miken in Südosteuro-
pa einerseits und der
bürokratischen
Hemmnisse und Visa-
restriktionen anderer-
seits zunehmend
schwierig. Je größer
aber die soziale und
wirtschaftliche Misere,
desto mehr wird der
Nationalismus durch
politische Eliten in-
strumentalisiert, ge-
waltsame Konflikte
stünden erneut bevor.
Das große Projekt
Deutschlands und der
EU, der ehemaligen
Kriegsregion Frieden,
Stabilität, Wohlstand
und den EU-Beitritt zu
bringen, wäre fehlge-
schlagen.
Ein drittes Szenarium
– der Balkan „...still a
rat in a cage“ – nimmt
an, dass die Staaten
des Balkans große
Fortschritte in ihren
Reformbemühungen
machen und die EU-
relevanten Kriterien
erfüllen, aber die EU

selbst das Projekt ei-
ner europäischen Ver-
fassung zur Priorität
erklärt und bis zu de-
ren Verabschiedung
jegliche Erweiterung
verweigert hat. Diese
Erkenntnis würde de-
motivierend wirken,
die Bevölkerung wä-
ren enttäuscht von ih-
ren proeuropäischen
Regierungen, zu-
nächst noch optimisti-
sche Investoren zögen
sich wieder zurück,
die Suche nach Alter-
nativen begänne: Bos-
nien könnte drohen
auseinander zu bre-
chen, die Frage eines
„Groß-Kosovo“ be-
stimmte die Nachrich-
ten und bei der NATO
und den Vereinten Na-
tionen würden erneut
Sondersitzungen zum
Balkan anberaumt.
Alle Szenarien hängen
vom Zusammenspiel
wesentlicher Faktoren
ab, allen voran dem
Beitritt zur EU, damit
eng verknüpft dem
wirtschaftlichen und
sozialen Fortschritt,
der Reife und Stabili-
tät demokratischer In-
stitutionen sowie der
Lösung ungeklärter
Territorial- und Sta-
tusfragen im Kosovo
und in Bosnien.
Die Entwicklung des
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Zentralasien – Kampf um Macht, 
Energie und Menschenrechte
Die fünf zentralasiati-
schen Republiken be-
finden sich nach 15
Jahren Unabhängig-
keit weiter im Prozess
des Systemwandels
von der sowjetischen
Planwirtschaft zu ei-
ner Art Marktwirt-
schaft, vom Totalitaris-
mus zur gelenkten De-
mokratie. Den häufig
ineffizienten Staatsbü-
rokratien steht dabei
entweder keine aktive
Zivilgesellschaft zur
Seite, oder sie ist von
den Regierungen nur
mit geringem Einfluss
erwünscht. Vielmehr
setzen die Staaten der
Region, Kasachstan,
Kirgisistan, Tadschi-
kistan, Turkmenistan
und Usbekistan, auf ei-
ne „autoritäre Moder-
nisierung“. Der Staat
initiiert Reformen, die
nicht selten mehr dem
Machterhalt der Eliten
als den Bedürfnissen
des Volkes dienen. Als
einziges europäisches
Land ist Deutschland
in jedem Land Zentral-
asiens mit einem Bot-
schafter vertreten. Zu-
nächst bezog sich das
Interesse vornehmlich

auf die Russlanddeut-
schen.
Seit 2001 und der Sta-
tionierung deutscher
Soldaten in Usbekistan
als Teil der internatio-
nalen Streitmacht zur
Befriedung Afghanis-
tans unterstützt
Deutschland den
Kampf gegen den in-
ternationalen Terroris-
mus. Deutschland be-
müht sich um eine
dauerhafte Stabilisie-
rung. So steht es im
Zentralasienkonzept
der Bundesregierung
aus dem Jahr 2002.
Der politische und
wirtschaftliche Wandel
der Republiken Zent-
ralasiens kann sich in
Zukunft sehr unter-
schiedlich entwickeln.
Viele Szenarien sind
denkbar, auch unter-
schiedliche innerhalb
der Region. Doch grob
lassen sich zwei Sze-
narien formulieren:
Entweder die Region
betreibt die in Worten
häufig beschriebene
demokratische Trans-
formation mit Nach-
druck, oder die Länder
erstellen eine Fassa-
dendemokratie, die

angeblich die Beson-
derheiten der Mentali-
tät und des geschicht-
lichen Prozesses in der
Region berücksichtigt.
Tauwetter steht einer
Periode der Eiszeit ge-

genüber. Der Kollaps
einiger Staaten ist
nicht auszuschließen.
Deutschland hat Zent-
ralasien als einen au-
ßenpolitischen Schwer-
punkt während der
EU-Ratspräsident-
schaft im ersten Halb-
jahr 2007 gewählt. In
dieser Zeit soll eine
ZA-Konzeption der EU
erarbeitet werden. Da-
rüber hinaus besteht
eine Handlungsoption
für die deutsche Au-
ßenpolitik in der von

Kasachstan angestreb-
ten Präsidentschaft
der OSZE.
Deutschland sollte eine
Außenpolitik des guten
Vorbilds betreiben und
Felder benennen,

die für die Entwick-
lung der Region und
der EU von Vorteil
sind. Dazu zählen 
Verteilung von Was-
serressourcen und 
der Export von Ener-
gie. Erdgas und Erdöl
sind für die EU und
Deutschland von gro-
ßem Interesse, regio-
nale Zusammenarbeit,
Demokratie und
Rechtsstaatlichkeit
sind dabei vor Ort die
Ziele.

Balkans und die
Glaubwürdigkeit der
deutschen und euro-

päischen Außenpolitik
sind eng miteinander
verzahnt; verstärkte

Anstrengungen zur
Beförderung dieser
Faktoren sind erfor-

derlich für eine ge-
meinsame Zukunft in
Europa.

(Karte: PUBLIX)
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Grundzüge einer 
deutschen Russland-Strategie
Deutschlands best-
mögliche Handlungs-
option ist eine Strate-
gie der Partnerschaft,
die auf dem Wege
wachsender Interde-
pendenzen im schlech-
testen Fall eine diver-
gente Entwicklung der
Beziehungen verhin-
dert und im besten
Fall zur Integration

Russlands in die euro-
atlantischen Institutio-
nen führt. 
Diese Strategie ergibt
sich einerseits als Re-
flexion auf die beiden
Szenarien 2020, die im
vorliegenden Text ei-
nen aus deutscher
Sicht schlechten und
einen günstigen Ver-
lauf umreißen, ande-
rerseits aus der gegen-
wärtigen Positionie-
rung Deutschlands
und Russlands in Eu-
ropa und in der Welt.

Sie besteht in einer
partnerschaftlichen
Zusammenarbeit, von
der gar nicht erwartet
wird, dass sie in die
vollständige Integrati-
on Russlands in die
euro-atlantischen In-
stitutionen mündet.
Heute ist Deutschland
von einem „Ring von
Freunden“ umgeben,

die bis auf die Schweiz
der Europäischen Uni-
on angehören.
Deutschland ist am
Ausbau der EU-Insti-
tutionen interessiert
und möchte die ge-
meinsame Außen- und
Sicherheitspolitik stär-
ken. Russland erlebte
nach dem Zerfall der
Sowjetunion eine fort-
schreitende Desinteg-
ration des postsowjeti-
schen Raums und
kehrt heute auf die
Weltbühne zurück, auf

der in der Zwischen-
zeit NATO und EU den
eigenen Landesgren-
zen ständig näher ge-
rückt sind. Es hat sich
zwar kein „Ring von
Feinden“ gebildet,
doch werden die neu-
en Freunde im euro-
atlantischen Raum zu-
nehmend als geopoliti-
sche Rivalen
wahrgenommen. Der
von Russland und der
EU gleichermaßen an-
gestrebte „Vertrag
über strategische Part-
nerschaft“ soll die ge-
meinsamen Interessen
fördern und Rivalitä-
ten abbauen.
Deutschland sollte sich
für einen „Vertrag
über strategische Part-
nerschaft“ einsetzen,
der verbindlicher ist
als die Deklarationen,
die sich in der Folge
des auslaufenden Part-
nerschafts- und Koo-
perationsabkommens
ergeben haben. Er
sollte zudem seine
strategische Wirkung
entfalten können, in-
dem er gemeinsame
Prinzipien und Ziele
festlegt, die auch tat-
sächlich umgesetzt
werden können. Nach
einem ungünstigen
Szenarium, das man
„launischer Bär“ tau-
fen könnte, wird sich

das gegenwärtig ent-
stehende autoritäre
Kreml-Regime als
schwieriger Partner
herausstellen. Die
richtige Strategie ist
es, sich auf diesen Fall
einzustellen und nicht
darauf zu spekulieren,
dass das wesentlich
günstigere Szenarium
„verzauberter Prinz“
eintritt.
Deutschland sollte die
bereits sehr breite Pa-
lette von Interdepen-
denzen mit zusätzli-
chen Initiativen anrei-
chern und die Felder
gemeinsamer Interes-
sen so weit wie mög-
lich erweitern. Bei
ausreichend vernetz-
ter Interaktion wird
auch ohne prioritäre
Reklamierung der
Wertegemeinschaft,
die für ein vereintes
Europa unabdingbar
sei, ein stiller Werte-
transfer erreicht.
Russland ist bereits
Mitglied des Europa-
rats. Die Existenz ei-
ner spezifisch euro-
päischen Zivilisation
bestreitet Russland
nicht, betrachtet sich
vielmehr im längeren
historischen Kontext
geradezu als Schutz-
macht derselben. Als
„Bär“ möchte es aber
nicht von Deutschland
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und der EU an den
Pranger gestellt wer-
den, weil es diese Wer-
te unzureichend ein-
hält. Die Annäherung
des „Bären“ an die Eu-
ropäische Union sollte
nicht durch Konditio-
nierungspolitik erfol-
gen. Angesichts der
beschränkten Hand-
lungskraft der EU blie-

be nur Schelte als
„Peitsche“ übrig, als
„Zuckerbrot“ stünden
weder genügend Geld
noch eine Beitrittsper-
spektive zur Verfü-
gung.
Die wichtigsten Felder
der strategischen Part-
nerschaft sind Wirt-
schaft, Energie und die
gemeinsame Nachbar-

schaft in Osteuropa.
Wenn sich die Partner-
schaft in diesen Sekto-
ren bewährt, wird sie
auf andere Bereiche
ausstrahlen. Wenn der
Ausbau der gemeinsa-
men europäischen
Räume Wirtschaft,
Bürgerfreiheiten und
Bürgersicherheit, äu-
ßere Sicherheit sowie

Bildung, Wissenschaft
und Kultur gelingt, die
einen substanziellen
Teil des „Vertrags über
strategische Partner-
schaft“ bilden sollten,
kann mit wachsenden
Interdependenzen eine
stille „Europäisierung“
Russlands erreicht
werden. 

R I C H A R D  M Ö R B E L / S Ö N K E  S C H M I D T

Verhütung und Bekämpfung 
der organisierten Kriminalität
In der EU sind nach
Angaben von Europol
ca. 4000 organisierte
kriminelle Gruppen
mit sehr unterschiedli-
chen Organisationsfor-
men aktiv. Globalisier-
te und intensivierte
Handelsbeziehungen
sowie technologische
Fortschritte haben er-
heblich zur Internatio-
nalisierung ihrer Akti-
vitäten über kulturelle,
rechtliche und wirt-
schaftliche Schranken
hinweg beigetragen.
Das tatsächliche Aus-
maß der Bedrohung
durch organisierte Kri-
minalität ist jedoch
nur schwer festzustel-
len; der überwiegende
Teil der kriminellen
Aktivitäten bleibt un-
erkannt. 
Da kriminelle Vereini-
gungen Europa als
einheitlichen Hand-
lungsraum ansehen,

bedarf es eines eben-
solchen gesamteuro-
päischen Bekämp-
fungsansatzes, in den
die nationalen Politi-
ken der Mitgliedsstaa-
ten der EU integriert
sein sollten. Dieser Be-
kämpfungsansatz, der
sowohl repressive als
auch präventive Maß-
nahmen umfasst, sollte
sich auf eine Gesamt-
strategie für die innere
Sicherheit in der EU
stützen können. Eine
solche Strategie muss
u.a. darauf abzielen,
grenzüberschreitende
Ermittlungen zur
Selbstverständlichkeit
werden zu lassen und
europäische Institutio-
nen wie Europol und
Eurojust weiter zu
stärken. In Bezug auf
die zwischenstaatliche
Kooperation ist ein
Quantensprung erfor-
derlich: Alle Strafver-

folgungsakteure soll-
ten in ein umfassendes
europäisches Informa-
tions- und Kooperati-
onsnetzwerk einge-
bunden werden. Die
gegenseitige Anerken-
nung von Urteilen, Be-
schlüssen und Verfah-

ren muss weiter vo-
rangetrieben werden,
wenn nötig auf der Ba-
sis weiterer Harmoni-
sierungsschritte etwa
in verfahrensrechtli-

chen Bereichen. Der
Datenschutz darf da-
bei nicht auf der Stre-
cke bleiben, muss aber
modernisiert werden:
Alle technologischen
Möglichkeiten sollten
voll ausgeschöpft wer-
den, um einerseits den

Strafverfolgungsbe-
hörden die notwendi-
gen Abwägungsspiel-
räume zu gewährleis-
ten und gleichzeitig
Missbrauch nachprüf-
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Global Health – ein Politikfeld 
von unterschätzter Bedeutung
Globalisierung hat zu
einem fundamentalen
Wandel der Vorausset-
zungen für Global
Health geführt. Die
schnellere Verbreitung
von Krankheiten stellt
eine verstärkte Bedro-
hung auch für den
Norden dar, die sozio-
ökonomischen Folgen

der schlechten Ge-
sundheitssituation in
großen Teilen des Sü-
dens behindern Ent-
wicklung und tragen

zu sozialer und politi-
scher Instabilität bei.
Gleichzeitig stärken
vor allem zivilgesell-
schaftliche Akteure
die normative Bedeu-
tung von „Gesundheit“
als sozialem Men-
schenrecht. Ange-
sichts dieser wachsen-
den Bedeutung des

Politikfeldes Global
Health und der eher
abnehmenden Fähig-
keit zwischenstaatli-
cher Organisationen,

diese Probleme effek-
tiv zu bearbeiten, ha-
ben zunehmend zivil-
gesellschaftliche und
privatwirtschaftliche
Akteure den globalen
politischen Raum „be-
setzt“. Die so entstan-
dene Akteursvielfalt
führte zu einer kom-
plexen Architektur
von Global Health Go-
vernance (GHG), wo-
durch globale Gesund-
heitsprobleme ver-
stärkt zum Thema
inter- und transnatio-
naler Politik wurden.
Während die Novellie-
rung der International
Health Regulations
(IHR) eine partielle
Stärkung der WHO er-
möglicht hat, mobili-
sieren die Konflikte
um den Zugang zu
Medikamenten und
die Bekämpfung von
HIV/AIDS die gesamte
Vielfalt der Akteure
von Global Health Go-

vernance (und zusätz-
liche Ressourcen).
Aufgrund zunehmen-
der Koordinations-
probleme ist die Ver-
besserung mangel-
hafter Gesundheitssys-
teme und sanitärer
Bedingungen in armen
Ländern allerdings
nicht erleichtert wor-
den.
Die deutsche Politik
hat wenig Initiative im
Bereich von Global
Health gezeigt. Zwar
fördert das Bundesmi-
nisterium für wirt-
schaftliche Zusam-
menarbeit und Ent-
wicklung (BMZ)
interessante Projekte
im Kampf gegen
HIV/AIDS, doch in den
Diskursen zu zentra-
len Problemen globa-
ler Gesundheitspolitik
spielte Deutschland
praktisch keine Rolle.
Bezogen auf das Pro-
Kopf-Einkommen

bar zu machen. So-
dann müssen Politik,
Wirtschaft und Öffent-
lichkeit effektiver mo-
bilisiert und in einen
breiteren Meinungsbil-
dungsprozess einge-
bunden werden. Die
Politik muss deshalb im
ureigensten Interesse
den Kampf gegen die

organisierte Kriminali-
tät nicht nur unterstüt-
zen, sondern aktiv vo-
rantreiben. Die durch
die EU bereitgestellten
Finanzmittel werden
sich zwischen 2006
und 2013 auf etwa 150
Mio. Euro verzehnfa-
chen und können zur
Intensivierung entspre-

chender Bemühungen
effektiv beitragen. 
Schließlich darf die
Kooperation zwischen
den Strafverfolgungs-
behörden nicht an den
Grenzen Halt machen.
Wenn kriminelle Grup-
pierungen global agie-
ren, muss alles getan
werden, damit die Ge-

genmaßnahmen eben-
falls weltweit greifen.
Aufgrund ihrer spezifi-
schen Erfahrung im
Bereich der zwischen-
staatlichen Sicher-
heitskooperation kann
die EU dabei in ihrem
eigenen Interesse in
Zukunft eine Vorreiter-
rolle übernehmen. 
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Zu viele oder zu wenige? Demo-
graphische Entwicklung und internationale
Migration bis zum Jahr 2020
Die Weltbevölkerung
wird bis 2020 um 17%
(2005 = 100) wachsen,
von 6,5 Mrd. (2005)
auf ca. 7,56 Mrd. Men-
schen. Der weit über-
wiegende Teil dieses
Wachstums wird in
der Dritten Welt statt-
finden und hierbei
wiederum der stärkste
Zuwachs in den am
wenigsten entwickel-
ten Ländern. Der An-
teil der am wenigsten

entwickelten Länder
(LLDC) an der Weltbe-
völkerung wird von
11% auf 14% im Jahr
2020 anwachsen, der
der heutigen Entwick-
lungsländer insgesamt
von 81,3% auf 83,6%.
Gleichzeitig wird die
Zahl der weltweiten
Migranten weiter stei-
gen. Von 1960 – 2005
ist deren Zahl von 75
Mio. auf 191 Mio. ge-
stiegen. Bis 2050 wer-

den netto ca. 100 Mio.
Menschen von der
Dritten in die Erste
Welt abwandern. Die
Faktoren, die in der
Vergangenheit Wande-
rungsbewegungen ge-
trieben haben – vor al-
lem die Einkommens-
unterschiede zwischen
den verschiedenen Re-
gionen – werden auch
in Zukunft wirksam
sein. Auf absehbare
Zeit ist nicht mit ei-

nem Schließen der
Einkommensschere
zwischen Erster und
Dritter Welt zu rech-
nen, vielmehr deuten
viele Faktoren auf ei-
ne weitere Öffnung 
hin (mit der Ausnah-
me Chinas).
Innerhalb Europas
wird Deutschland –
das zurzeit ca. 31%
der europäischen Be-
völkerung ausländi-
scher Abstammung

bleibt der deutsche
Beitrag im Bereich
HIV/AIDS weit hinter
dem anderer OECD-
Länder zurück. Die
bisherigen Erklärun-
gen zur deutschen
Doppelpräsidentschaft
(G8 und EU) lassen
kaum erwarten, dass
neue Impulse in die-
sem Politikbereich ge-
setzt werden.
Drei Szenarien sind
denkbar: Ein breites
globales Engagement
mit ausreichenden
Transferleistungen
kann grundlegende
Verbesserungen der
Gesundheitssituation
in den Entwicklungs-
ländern erreichen,
was sich dann auch
positiv auf die globale

Kontrolle von Krank-
heiten sowie die sozia-
le und politische Stabi-
lität auswirkt (1). Eine
sehr enge Orientie-
rung der OECD-Län-
der an eigenen kurz-
fristigen Interessen
(Abwehr der Ausbrei-
tung von Krankheiten,
effektive Isolierung ge-
genüber Gesundheits-
problemen in armen
Ländern) ist unter Ein-
satz der International
Health Regulations
und anderer Mittel der
Kontrolle von Epide-
mien nicht unwahr-
scheinlich (2), kann al-
lerdings leicht in ein
globales Krisenszena-
rio (3) umschlagen. In
diesem Fall werden
globale Probleme ten-

denziell unkontrollier-
bar.
Zunehmende politi-
sche Konflikte in Kri-
senregionen behindern
den Ausbau von Ge-
sundheitssystemen,
und die Ausbreitung
von Epidemien betrifft
auch viele Menschen
im Norden. Eine deut-
sche „Gesundheitsau-
ßenpolitik“ könnte die
Entwicklung zum Sze-
nario 1 fördern, wenn
eine weltweite Sozial-
und Gesundheitspolitik
als Teil 
einer globalen Ord-
nungspolitik angese-
hen wird, die auch in
diesem Bereich Rechte
und Verpflichtungen,
vor allem zu einem
deutlich wachsenden

Ressourcentransfer
anerkennt. Bisher ste-
hen Initiativen zu einer
umfassenden Verbes-
serung der Gesund-
heitssituation in armen
Ländern eher im Hin-
tergrund gegenüber
der Kontrolle von In-
fektionskrankheiten,
vor allem von HIV/
AIDS. Ein Vorstoß für
eine konsequente eu-
ropäische Politik und
für Verpflichtungen
der G8 zur Stärkung
von Global Health Go-
vernance im Sinne der
Verbesserung der Ge-
sundheit in armen
Ländern könnte einen
wichtigen Impuls zum
Ausbau von Global
Health darstellen.
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Menschenrechte 
und internationale Sozialpolitik
Als Reaktion auf die
Katastrophen des 20.
Jahrhunderts, den
Ersten Weltkrieg, fa-
schi-stische Gewalt-
herrschaft, Holocaust,
Diktatur und II. Welt-
krieg entstanden der
Völ-kerbund, die Inter-

nationale Arbeitsor-
ganisation (1919) und
dann die Vereinten
Nationen (1945). UN
Charta, Völkerrecht
und internationales
Recht, Menschenrech-
te und soziale Stan-
dards verbinden sich

in der Grundfunktion,
den Frieden nach in-
nen und außen zu si-
chern und den Men-
schen Freiheit, Gleich-
heit und sozialen
Fortschritt zu gewäh-
ren. Gegen die Anar-
chie der Macht werden

gemeinsame multilate-
rale Regeln gestellt
und eine gemeinsame
Verpflichtung der
Staatenwelt für deren
Umsetzung und Absi-
cherung. Als Wertori-
entierung sind Men-
schenrechte das Fun-

beherbergt (Frank-
reich 14%, GB 12%,
Italien 9%) – weiterhin
das Hauptzuwande-
rungsland sein. Be-
rechnungen des Statis-

tischen Bundesamtes
operieren mit Szenari-
en von jährlichen lega-
len Netto-Zuwande-
rungszahlen von
200.000 – 300.000
Menschen in diesem
Zeitraum. Deutschland
wird damit nach den
USA das zweitgrößte
Netto-Empfängerland
von legalen Migranten
sein und weiterhin be-

sonders für Zuwande-
rer aus europäischen
Nicht-EU-Staaten und
Osteuropa attraktiv
sein, mit einem beson-
deren Schwergewicht

auf der Türkei. Die il-
legale Migration wird
weltweit weiter stei-
gen; bereits heute sind
Menschenhandel und
Schlepperwesen die
drittgrößte Branche
des weltweiten organi-
sierten Verbrechens.
Die beiden Szenarien
für das Projekt Kom-
pass 2020 basieren
auf unterschiedlichen

Entwicklungen in den
beiden für Wande-
rungsbewegungen
nach Europa beson-
ders wichtigen Gebie-
ten, Osteuropa und
dem Krisenbogen im
Mittleren und Nahen
Osten. Je nach Ent-
wicklung in diesen Ge-
bieten (politisch und
ökonomisch) wird sich
die Zuwanderung
nach Westeuropa in
sehr verschiedener
Form entwickeln.
Die Einwirkungschan-
cen deutscher und eu-
ropäischer Politik auf
die entscheidenden
Ursachen von Migrati-
on – Bevölkerungs-
wachstum und Ein-
kommensunterschiede
in einer globalisierten
Welt – sind bei realisti-
scher Betrachtung
sehr gering. Hand-
lungsmöglichkeiten er-
geben sich daher am
ehesten bei der Zu-
wanderungssteue-
rung. Angesichts des
unverminderten Zu-

wanderungsdrucks
vor allem aus der Drit-
ten Welt wird die EU
eine gemeinsame Poli-
tik der gesteuerten
Immigration vor allem
gut ausgebildeter und
junger Menschen und
des effizienten Schut-
zes der Außengrenzen
gegen unerwünschte
Zuwanderung entwi-
ckeln müssen. Integra-
tionspolitik wird ein
zentraler Faktor für
die gesellschaftliche
Verarbeitung der wei-
ter erfolgenden Zu-
wanderung bleiben
und als Politikfeld da-
her dauerhaft wichtig
sein. Gleichzeitig be-
darf es zur Lösung der
demographischen
Probleme Deutsch-
lands einer Bevölke-
rungs- und Familien-
politik, die die Gebur-
tenrate auf das Niveau
der in dieser Hinsicht
erfolgreicheren west-
europäischen Staaten
hebt.



dament demokrati-
scher Ordnung. Primär
haben Sie eine Schutz-
funktion gegen den
Staat und dessen mög-
lichen Absolutheitsan-
spruch. Sie dienen der
Begrenzung von Herr-
schaft und staatlicher
Willkür, dem Schutz
des Menschen als
„Mensch“ und als
Grundlage der „Ver-
rechtlichung“ der Be-
ziehung zwischen
Staat und Bürger. Sie
sind Grundpfeiler ei-
ner Konstitutionalisie-
rung der internationa-
len Ordnung. Die De-
batten über 60 Jahre
UN-Menschenrechts-
politik sind geprägt
von Auseinanderset-
zungen um die Uni-
versalität ihrer Gel-
tung, ihre Interde-
pendenz und Gleich-
rangigkeit, vor allem
aber um das Verhält-
nis zwischen staatli-
cher Souveränität, wo-
nach Menschenrechte
in die „innere Zustän-
digkeit“ der Staaten
fallen; und einer ge-
meinsamen Verant-
wortung der Staa-
tengemeinschaft für
ihren Schutz und die
Durchsetzung, aus 
der sich Kontrollfunk-
tionen und – in Ext-
remfällen – auch das
Recht auf Interventio-
nen herleiten würden.
Haben Menschenrech-
te und internationale
Sozialstandards unter

den Bedingungen der
Systemkonkurrenz
auch politisch-instru-
mentelle Funktionen,
wird ihre Gültigkeit
heute zusätzlich infra-
ge gestellt durch Ge-
wichtverschiebungen
im internationalen
System, Glaubwürdig-
keitsverlust der Propo-
nenten und den zu-
nehmenden Wettbe-
werbskonflikt unter
den Bedingungen der
Globalisierung. 
Deutschland hat vor
dem Hintergrund sei-
ner Geschichte einen
bemerkenswert aner-
kannten Platz im in-
ternationalen System
gefunden, bleibt aber
nach Einschätzung
vieler merkwürdig
profillos und politisch
hinter seinen Möglich-
keiten zurück. Koor-
dination und Kohärenz
sind die größte Heraus-
forderung für die in-
ternationalen Orga-ni-
sationen und die Poli-
tik ihrer Mitglieds-
staaten. Die Hand-
lungsfähigkeit interna-
tionaler Organisatio-
nen ist wesentlich be-
grenzt durch das, was
die Staaten ihnen vor-
geben und ermögli-
chen. Die Macht zur
Gestaltung der Globa-
lisierung und der in-
ternationalen Ordnung
liegt nur vermittelt bei
den internationalen
Organisationen. Ver-
antwortung und politi-

sche Initiativen liegen
bei den Mitgliedsstaa-
ten, ihrer Suche nach
Handlungsoptionen,
Konsens und Interes-
senausgleich sowie 
der Bereitschaft zu
materiellen Angebo-
ten. Dies gilt für Men-
schenrechtspolitik und
internationale Sozial-
politik ebenso wie für
die Felder der Frie-
denssicherung, der
globalen Wirtschafts-
und Entwicklungspoli-
tik. Hier ist konkretes
und praktisches staat-

liches Handeln gefor-
dert und das bewusste
und abgestimmte
Agieren in allen Fel-
dern des internationa-
len Systems. Deutsch-
land bleibt nach außen
nur handlungsfähig,
wenn es gelingt, die
Herausforderungen
von Demographie, Ge-
nerationenkonflikt und
sozialem Wettbewerb
positiv aufzunehmen
und zu beantworten

und damit Menschen-
rechte und sozialen
Ausgleich im Inneren
wie nach außen zu si-
chern. Ein Land, zer-
rissen von Generatio-
nenkonflikt, Fremden-
hass und sozialer
Spaltung, verliert auch
seine internationale
Handlungsfähigkeit
und den Einfluss, die
Politik internationaler
Organisationen (mit)
zu gestalten.
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K O N T A K T  Z U M  P R O J E K T

Der UN-Menschenrechtsrat in Genf
(Foto: UN Photo/ J.-M. Ferre)



Europa müsse den Mut
haben, seine Grenzen
zu fixieren, erklärte
der ehemalige franzö-
sische Außenminister
Hubert Védrine, denn
nur so könnten zukünf-
tige Erweiterungen ins
Auge gefasst werden.

Die Osterweiterung
von 2004 sei mit
Schuld am Nein der
Franzosen im europäi-
schen Verfassungsrefe-
rendum gewesen; da-
mals sei Frankreichs
Position von seinen eu-
ropäischen Partnern

nicht verstanden wor-
den, heute sei sie All-
gemeingut. Védrine
sprach auf dem vom
Pariser Büro der FES
und von „Europarte-
naires“ am 25. Januar
veranstalteten Euro-
Kolloquium in Paris.

Verständnis für diese
Position äußerte vor
allem der frühere Prä-
sident des Europa-Par-
laments, Klaus
Hänsch. Die Osterwei-
terung sei erstmals
nicht von einer „Vertie-
fung“, also einer Re-
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Das sagte die sozialis-
tische Senatorin und
ehemalige französi-
sche Kulturministerin
Catherine Tasca auf ei-
ner Podiumsdiskussion
im Pariser Heinrich-

Heine-Haus am 22. Ja-
nuar, die gemeinsam
von den Pariser Büros
der Friedrich-Ebert-
und der Konrad-Ade-

nauer-Stiftung veran-
staltet wurde. Als wei-
tere Aufgaben der
deutschen Ratspräsi-
dentschaft bezeichnete
Tasca die Lösung der
Verfassungsfrage und

die Stärkung des Ge-
wichts der Europäi-
schen Union in der
Welt. Dem stimmten
die übrigen Podiums-

teilnehmer im Prinzip
zu, doch warnte vor
allem die CDU-Euro-
paabgeordnete Doris
Pack vor zu großen 
Erwartungen: in sechs
Monaten könne nicht
erledigt werden, was
zuvor jahrelang liegen
geblieben sei. Als ei-
nen möglichen Ausweg
aus der Verfassungs-
krise bezeichnete Pier-
re Lequiller, Vorsitzen-
der des Europa-Aus-
schusses der franzö-
sischen Nationalver-
sammlung, einen „Mi-
ni-Vertrag“, so wie ihn
der konservative Prä-
sidentschaftskandidat
Nicolas Sarkozy vorge-
schlagen hat. Danach
sollte der dritte Teil
des Verfassungsvertra-
ges, der in Frankreich
besonders umstritten

war, ganz wegfallen
und aus den beiden
ersten Teilen nur die
wichtigsten Elemente
beibehalten werden,
wie die Mehrheitsent-
scheidungen, der eu-
ropäische Präsident
und der europäische
Außenminister. Der
SPD-Abgeordnete
Steffen Reiche plädier-
te für ein pragmati-
sches Vorgehen, ohne
das Ziel der Verfas-
sung aus den Augen 
zu verlieren: zunächst
müsse der deutsch-
französische Motor
wieder zum Laufen 
gebracht werden und
dann sollten konkrete
Politikfelder wie Nach-
barschafts- oder Ener-
giepolitik und das so-
ziale Europa, in Angriff
genommen werden.

Deutsche EU-Ratspräsident-
schaft auf dem deutsch-
französischen Prüfstand 

Große Erwartungen
D I E  E R S T E  A U F G A B E  D E R  D E U T S C H E N  E U - R A T S P R Ä S I D E N T S C H A F T sei

es, „den Bürgern die Lust an Europa zurückzugeben“. Dazu gehöre auch eine Harmoni-
sierung der Wirtschafts- und Steuerpolitiken innerhalb der Euro-Zone. 

D E U T S C H - F R A N Z Ö S I S C H E S  E U R O K O L L O Q U I U M  I N  PA R I S

Europa muss sich Grenzen setzen
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form der europäischen
Institutionen, begleitet
worden. Der von Fran-
zosen und Holländern
abgelehnte Verfas-
sungsvertrag sei aber
die Voraussetzung für
das Funktionieren der
Europäischen Union
mit 27 Mitgliedern. So-
lange es keine Verfas-
sung gäbe, sei Europa
an den Grenzen seiner
Erweiterungsfähigkeit
angelangt. Hänsch plä-

dierte für einen Ände-
rungsvertrag zu den
Abkommen von Nizza,
die bis heute die
Grundlage für das (un-
zureichende) Funktio-
nieren der EU bilden;
dabei müsse die Sub-
stanz des Verfassungs-
vertrages erhalten
werden. Dem stimmte
auch die stellvertreten-
de SPD-Fraktionsvor-
sitzende Angelica
Schwall-Düren zu,

wenngleich sie beton-
te, dass für Deutsch-
land der europäische
Verfassungsvertrag
noch immer die
Grundlage aller Ver-
handlungen bilde, da
er von 18 Mitglieds-
staaten ratifiziert wor-
den sei. Wie Hänsch
und Schwall-Düren
sprach sich auch Vé-
drine gegen einen neu-
en Verfassungskonvent
aus; mit 27 Mitgliedern

könne nichts besseres
erreicht werden als
mit 15. Er schlug statt
dessen ein pragmati-
sches Vorgehen vor:
ein „Europa der Pro-
jekte“, etwa auf den
Gebieten der Sicher-
heits-, Forschungs-
und Umweltpolitik. 
Dabei könnten die Län-
der der Eurozone den
Kern einer verstärkten
Integration bilden. 

F E S - B R Ü S S E L  E R I N N E R T  A N  W I L LY  B R A N D T

„Etwas Neues muss her!“
„Wagt weiter! Willy
Brandt – Europäer und
Staatsmann (1913-
1992)“ – mit einer Aus-
stellung begleitet das
FES-Europabüro Brüs-
sel die deutsche EU-
Ratspräsidentschaft.
Die vom Archiv für So-
ziale Demokratie ent-
worfene Zusammen-
stellung aus Bildern
und Texten zum sozial-
demokratischen Weg
nach Europa und der
Rolle Willy Brandts soll
dazu anregen über die
europäische Aktualität
Brandtscher Politik zu
diskutieren: die lang-
fristigen Veränderun-
gen Europas nach dem
Beitritt der mittelost-
europäischen Staaten,
die Notwendigkeit ei-
ner fairen Zusammen-
arbeit zwischen Nord
und Süd sowie die so-
ziale Frage in Europa. 

Die Ausstellung wurde
am 31. Januar vom
SPD-Vorsitzenden Kurt
Beck und der FES-Vor-
sitzenden Anke Fuchs
eröffnet. Anke Fuchs
zitierte dabei die Wor-

te Willy Brandts aus
seiner ersten Rede vor
dem 1979 gewählten
Europaparlament:
„Wagt weiter und neu
die Wege nach vorn,
und lasst euch nicht
abspeisen mit rück-
wärts gewandten Re-

zepten. Was wir an-
streben, ist eine Gesell-
schaft, die frei ist von
Furcht, mit Hoffnun-
gen und vernünftigen,
angemessenen Chan-
cen für die junge Gene-

ration…“ Sie forderte
„etwas Neues muss
her“, nachdem der Eu-
ro oder der Wegfall der
Grenzkontrollen inzwi-
schen selbstverständ-
lich scheinen. Die eu-
ropäische Idee bedürfe
einer ständigen Erneu-

erung und benötige
dafür frische Impulse
aus der Jugend. 
„Mehr Gemeinsamkei-
ten in Europa wagen“,
damit knüpfte Kurt
Beck an die Forderung
Brandts an: „mehr De-
mokratie wagen“. Beck
erinnerte an die histo-
rische Leistung des
ersten sozialdemokra-
tischen Kanzlers der
Bundesrepublik, die
Aussöhnung mit dem
Osten Europas zu be-
treiben. Damit habe er
die spätere Öffnung
der Grenzen und
schlussendlich den EU-
Beitritt der mittelost-
europäischen Länder
ermöglicht. Nun müsse
Europa handlungs-
und entscheidungsfä-
hig werden, auch und
gerade gegenüber den
Herausforderungen
der Globalisierung. 

Für mehr Gemeinsamkeit in Europa plädierte der SPD-Vorsitzende Kurt
Beck anlässlich der Eröffnung der Willy Brandt-Ausstellung in Brüssel.
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Massenarbeitslosigkeit
ist nach wie vor eines
der großen ungelösten
Probleme der europäi-
schen Volkswirtschaf-
ten. Trotz einer Viel-
zahl von Reformen
und  Liberalisierungs-
schritten in den letzten
Jahren lag Mitte 2006
die Arbeitslosigkeit in
den EU-Ländern wei-
terhin bei durch-
schnittlich acht Pro-
zent. Die Frage, vor
die sich die Politik,
aber auch die Sozial-
partner gestellt sehen,
lautet daher ganz ein-
fach: Welche Arbeits-
marktkonzepte funk-
tionieren wirklich? 
Dieser Frage ging die
FES in Zusammenar-
beit mit der britischen
Work Foundation auf
einem Seminar in Lon-
don am 13.Dezember
nach. Experten aus
Deutschland, Großbri-
tannien, Schweden,
den USA, Italien, Polen
und Spanien widmeten
sich der Frage, welche

Reformen nicht nur
die Arbeitslosigkeit ge-
nerell reduzieren kön-
nen, sondern auch für
eine bessere Integrati-
on von Jungen, Alten
und Frauen in den Ar-
beitsmarkt sorgen
können.
Dabei zeigte sich rela-
tiv schnell, dass die
Mehrzahl der Meinung
war, dass die Arbeits-
losigkeit in der EU kei-
neswegs – wie es die
neoliberale Reformor-
thodoxie vorsieht –
über Strukturreformen
im Arbeitsmarkt allei-
ne beseitigt werden
kann. Erfolg verspre-
chend sei nur die
Kombination von
Strukturreformen mit
makroökonomisch ori-
entierter Politik, wie
sie etwa in Großbri-
tannien praktiziert
wurde. An einer der-
artigen Kombination
habe es im Euro-Raum
bisher gemangelt, so
der Staatssekretär im
Bundesarbeitsministe-

rium Kajo Wasserhö-
vel. 
Möglicherweise, so 
der Harvard-Arbeits-
ökonom Richard Free-
man, schlage Europa
mit seiner Fixierung
auf die Deregulierung
von Arbeitsmärkten
ohnehin immer noch
Schlachten von ges-
tern. Es entstehe der-
zeit eine erhebliche,
für die Beseitigung von
Massenarbeitslosigkeit
möglicherweise zent-
rale Nachfrage nach
personennahen
Dienstleistungen und
den entsprechenden
Arbeitsplätzen. 

„Familienpolitik, richtig ge-

macht“, so Freemann „ ist

gleichzeitig Beschäftigungs-

politik.“

Die klassischen dere-
gulierungsorientierten
Reformrezepte boten
weder hinreichende
Erklärungen für die
unterschiedliche Ent-
wicklung auf den Ar-

beitsmärkten Europas,
noch konnten sie einen
Pfad zur effizienten
Beseitigung von Mas-
senarbeitslosigkeit
weisen. Die Herausfor-
derung bestehe darin,
eine effiziente Mi-
schung aus aktivieren-
der Arbeitsmarktpoli-
tik, Investitionen in die
Qualifzierung von Ar-
beitskräften, der Erhö-
hung des Frauenan-
teils am Arbeitsmarkt
und einer stimulieren-
den Wirtschaftspolitik
zu finden. Diese Per-
spektive, so Kajo Was-
serhövel, werde auch
für die Bundesregie-
rung während der EU-
Ratspräsidentschaft
bestimmend sein: Es
gehe darum, das euro-
päische Wirtschafts-
und Sozialmodell so
weiterzuentwickeln,
dass eine hohe Be-
schäftigungsquote mit
hochwertiger Arbeit
und fairer Bezahlung
für alle Arbeitnehmer
erreicht wird.

S E M I N A R  Ü B E R  A R B E I T S M A R K T R E F O R M E N  I N  W E S T E U R O PA

Schlachten von gestern

„Wachstum, Arbeit und Wohlfahrt – ein Skandinavisches Modell für intel-

ligentes Wachstum“, war Titel einer Konferenz anlässlich des 60-jährigen

Jubiläums des schwedischen Gewerkschaftsdachverbandes TCO und der

aus der Genossenschaftsbewegung stammenden Versicherungsgesell-

schaft „Folksam“. Auf Einladung der FES erläuterte der parlamentarische

Staatssekretär im Bundesministerium für Arbeit und Soziales Franz Thön-

nes die Reformansätze der Bundesregierung in Hinblick auf das Phäno-

men alternder Gesellschaften (auf dem Bild v.r.: Sture Nordh, Vorsitzender

TCO, Franz Thönnes, Uwe Optenhögel, FES Stockholm)
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Dass der Dialog über die Erfahrungen bei der Reform
des Sozialstaates keine Einbahnstraße sein muss,
wurde bei der Debatte um die deutschen Erfahrungen
mit Hartz IV in Stockholm deutlich. Auf Einladung der
FES erläuterte Staatssekretär Kajo Wasserhövel aus
dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales wäh-
rend einer Tagung der sozialdemokratischen Frakti-
on im schwedischen Reichstag mit den Spitzen der
schwedischen Gewerkschaften sowie führenden Ver-
tretern aus Medien und Verwaltung die Konsequen-

zen der Arbeitsmarktreformen der jüngsten Vergan-
genheit in Deutschland. Der hier begonnene Dialog ist
für die schwedische Sozialdemokratie ein Orientie-
rungsschritt bei der Neuausrichtung der eigenen Po-
litik nach der verlorenen Wahl im Herbst 2006.
Im Rahmenprogramm wurden bei Gesprächen mit
der Staatssekretärin aus dem schwedischen Arbeits-
ministerium, Eva Udden Sonnegard, auch die arbeits-
marktpolitischen Vorstellungen der neuen Mitte-
rechts-Regierung erörtert. 

Hartz IV als Orientierung für die schwedische Arbeitsmarktpolitik?

F E S  M I T  N E U E N  A K T I V I T Ä T E N  I N  S K A N D I N A V I E N

Alles Gute kommt von Norden?

Im Rahmen eines Sym-
posiums über den Bei-
trag Schwedens und
der nordischen Länder
zum europäischen
Wirtschafts- und Sozi-
almodell eröffnete die
Vorsitzende der FES,
Anke Fuchs, Ende No-
vember das neue Büro
der Stiftung in Stock-
holm. Vor einem Publi-
kum aus Politik und
Diplomatie, Wirtschaft,
Gewerkschaften, Wis-
senschaft und Medien
erläuterte sie die
Gründe für den Aufbau
der neuen Vertretung,
die für die skandinavi-
schen Länder zustän-
dig sein wird. Während
der Veranstaltung bot
sich Gelegenheit zum
Meinungsaustausch
mit zukünftigen Part-
nerinstitutionen sowie
mit führenden Ge-
werkschaftsvertretern
und dem langjährigen
Ministerpräsidenten
und Parteivorsitzenden

der schwedischen Sozi-
aldemokraten, Göran
Persson.
Die nordischen Länder
sind zunehmend zur
Referenz für deutsche
und europäische Politi-
ker in der Auseinan-
dersetzung um die Re-
form der eigenen Sozi-
alsysteme geworden,
denn in den vergangen

beiden Jahrzehnten ist
es gelungen, die „Nor-
dischen Wohlfahrts-
staaten“ mit grundle-
genden Reformen zu
sichern und weiterzu-

entwickeln. In den
90er Jahren wurde 
mit weit reichenden
Reformpaketen Staats-
verschuldung, Rezessi-
on und Arbeitslosigkeit
erfolgreich bekämpft.
Heute rangieren die
skandinavischen Län-
der in den Nachhaltig-
keitsdaten der OECD,
bei der PISA-Studie,

ebenso wie im Report
des Weltwirtschaftsfo-
rums über die globale
Konkurrenzfähigkeit
an der Spitze der „Top
Ten“ aller OECD-Län-

der. In der sozialwis-
senschaftlichen Debat-
te über die Sozial- und
Wirtschaftsmodelle in
der Welt rangiert die
Leistungsfähigkeit des
„skandinavischen Mo-
dells“ deutlich vor den
kontinentalen und an-
gelsächsischen Typen.
Gründe genug also, um
die Modelle unserer
nördlichen Nachbarn
genauer zu betrachten.
Dies und der Versuch,
gemeinsam mit nordi-
schen Partnern deren
Erfahrungen verstärkt
in die Auseinanderset-
zung um die Gestal-
tung des europäischen
Wirtschafts- und Sozi-
almodells einzubrin-
gen, werden zunächst
die Prioritäten der Ar-
beit der FES in Stock-
holm sein. Daneben
wird das Büro versu-
chen, mehr europapo-
litische Debatten ins
EU-kritische Schweden
zu tragen.

Das neue Büro der FES in Stockholm befindet sich im historischen Ge-
bäude der schwedischen Gewerkschaften, in dessen Kellerräumen auch
das Auslandsarchiv der SPD den Zweiten Weltkrieg überdauerte.
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Ein Gespenst geht um
in Europa: Rechtspo-
pulistische Bewegun-
gen sind in vielen Län-
dern auf dem Vor-
marsch. Zunehmend
sind sie bei Wahlen
nicht nur auf lokaler
Ebene, sondern auch
auf nationaler Ebene
erfolgreich. Ihre demo-
kratieverdrossene, sys-
temkritische und im-
migrationsfeindliche
Rhetorik findet vor al-
lem bei männlichen
Wählern aus Arbeiter-
und unteren Mittel-
schichtmilieus wach-
senden Anklang. 
Eine Veranstaltung der
FES in Zusammenar-
beit mit dem britischen
Policy Network am 22.
und 23. Februar in
London, versuchte die
Ursachen dieser Ent-

wicklung zu analysie-
ren und Gegenrezepte
zu entwerfen. Exper-
ten, Wissenschaftler,
Journalisten und Poli-

tiker aus Deutschland,
Großbritannien,
Frankreich, Spanien,
den Niederlanden, Ös-
terreich, Schweden,
Belgien und Ungarn
fragten nach den moti-
vierenden Faktoren

und möglichen neuen
Politik- und Kommuni-
kationsangeboten an
Gruppen, die sich dem
demokratischen Sys-

tem entfremdet haben.
Das Spektrum muss,
das machten auch die
beiden deutschen Re-
ferenten Dieter Wiefel-
spütz und Ute Vogt
klar, von der Verfol-
gung verfassungsfeind-

licher Tendenzen bis
zu einer ernsthaften
Überprüfung eigener
Schwächen bei Politik-
und Kommunikations-
formen reichen. Die
Volksparteien der lin-
ken Mitte, so der ein-
hellige Befund, müss-
ten die Sorgen der von
Abstiegsängsten ge-
plagten Milieus der
„Globalisierungsverlie-
rer“ deutlich ernster
nehmen. Gerade beim
Thema der Immigrati-
on hätten Parteien der
linken Mitte die Aufga-
be, einen glaubwürdi-
gen neuen politischen
Diskurs zu entwickeln
und das Thema nicht
den Rechtspopulisten
zu überlassen, so der
britische Innenminis-
ter John Reid.

R E C H T S P O P U L I S M U S  I N  E U R O PA

Was kann die Linke tun?

Abstiegsängste ernst nehmen: Liam Byrne, britischer Einwanderungsmi-
nister und John Reid, britischer Innenminister, plädierten für einen glaub-
würdigen neuen politischen Diskurs.

FE S + + + TELEGRAMM
+ + + Anregungen für den Energie-Dialog in Europa
suchten die Teilnehmer des Workshops „Polnische
Energiepolitik und Energiepolitik Europa“ am 26. Feb-
ruar in Warschau. In der von der FES-Warschau veran-
stalteten Diskussionsrunde kamen die deutschen Ener-
giepolitiker und Regierungsvertreter Viktor Elbling,
Auswärtiges Amt, Martin Schultz, Arbeitsgruppe Ener-
gie der SPD-Bundestagsfraktion, und Rolf Hempelmann,
energiepolitischer Sprecher der SPD-Bundestagsfrakti-
on, mit einem ausgewählten Kreis polnischer Energie-
politiker und Energieexperten zusammen. Breite Zu-
stimmung gab es für die Notwendigkeit gemeinsamen
Agierens im Hinblick auf die Versorgungssicherheit und
gegenüber Russland. Deutliche Differenzen zeigten sich
dagegen beim Thema „Ostseepipeline“.  + + +

+ + +  „Europa gelingt nur
gemeinsam“, so Günter Glo-
ser, Staatsminister im Aus-
wärtigen Amt, während einer
Diskussionsrunde der FES-
Warschau und demosEURO-
PA mit Pawel Zalewski, Vorsit-
zender des Auswärtigen Aus-
schusses des polnischen Sejm.
Eine erfolgreiche deutsche
Ratspräsidentschaft setze die
Zusammenarbeit aller 27 Mit-
gliedsstaaten voraus, betonte
Gloser am 23. Februar in
Warschau. + + +
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E N E R G I E P O L I T I S C H E S  S E M I N A R  D E R  F E S  I N  PA R I S

Gegen „Wettbewerbsfetischismus“

Gegen den „Wettbe-
werbsfetischismus“
der EU-Kommission
wandte sich der SPD-
Bundestagsabgeord-
nete Reinhard Schultz
auf einem energiepoli-
tischen Seminar der
FES in Paris. Schultz
konstatierte große Un-
terschiede zwischen
Deutschland und
Frankreich: Deutsch-
land habe den Strom-
markt seit 1998 weit-
gehend liberalisiert
mit dem Ergebnis,
dass der teuerste An-
bieter den Preis be-
stimme und der Staat
nur wenig Möglichkei-
ten habe, regulierend
einzugreifen. In
Frankreich könne hin-
gegen der Staat auf
„seine“ Unternehmen
im Energiesektor ein-
wirken. 
Das Pariser Energiese-
minar am 29. Januar
war Teil einer europa-
weiten Serie und wur-

de gemeinsam mit der
Fondation Jean Jaurès
veranstaltet, die die
beiden energiepoliti-
schen Experten Fran-
cis Sorin und Pierre
Bacher mit der Erstel-
lung eines nationalen
Lageberichts beauf-
tragt hatte, der die
Grundlage für die Dis-
kussion bildete. 
Aus diesem Bericht
wurde deutlich, wes-
halb die Nuklearener-
gie in Frankreich mit
80% der gesamten
Elektrizitätserzeugung
immer noch hoch im
Kurs steht: Da Frank-
reich nach dem ersten
Ölschock 1973 in
Energiefragen um je-
den Preis unabhängig
von anderen Ländern
sein wollte und da es
selbst kaum über Roh-
stoffvorkommen ver-
fügt, schien der Im-
port von Uran die geo-
strategisch beste
Lösung. Zudem lässt

sich heute feststellen,
dass die CO2-Emissio-
nen in Frankreich we-
niger hoch sind als in
den meisten Nachbar-
staaten. 
In Bezug auf das von
der EU-Kommission
vorgeschriebene Ziel,
die nationalen CO2-
Emissionen bis 2020
um 20% zu senken,
steht Deutschland vor
einem Dilemma, so
Reinhard Schultz: 

Die Kernenergie ist unter

der deutschen Bevölkerung

verpönt, die Kohleenergie

belastet die Umwelt stark

und die erneuerbaren Ener-

gien sind noch lange nicht

bedarfsdeckend. 

Philippe Lorec vom
französischen Wirt-
schaftsministerium er-
klärte, das 20%-Ziel
sei in Frankreich
durchaus erreichbar,
vielleicht sogar zu
übertreffen. 

Der Energieexperte
Friedemann Müller
ging abschließend auf
die Knappheit der
Ressourcen ein, und
forderte in Einverneh-
men mit der SPD-Ab-
geordneten Gabriele
Frechen mehr staatli-
che Investitionen in
die Errichtung von
Gaspipelines, um der
Abhängigkeit von
Russland zu entkom-
men. Das Problem sei,
dass Russland sich
weigere, dem Bau von
anderen, aus dem kas-
pischen Raum nach
Deutschland führen-
den Gaspipelines zu-
zustimmen. Wenn eine
Diversifizierung der
Gaslieferungen nicht
ermöglicht werde,
würde sich die Ener-
gieversorgung immer
weiter zu einer macht-
politischen Frage ent-
wickeln. 

Das Spannungsfeld zwischen Ökologie, Ökonomie
und gesellschaftspolitischer Diskussion in der aktuel-
len Energie- und Umweltpolitik erläuterte der Staats-
sekretär im Bundesministerium für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit, Michael Müller, in ei-
nem Vortrag am 9. Januar im Europabüro der FES in
Brüssel. Er prognostizierte zunehmend härtere Ver-
teilungskämpfe um Ressourcen, wenn über fünf Mil-
liarden Menschen so ähnlich leben wollten wie die ei-
ne Milliarde in den „reichen“ Ländern bereits heute.

Bereits die Enquetekommission des Bundestages
kam Ende der achtziger Jahre schon zu dem Ergeb-
nis, dass mehr Anstrengungen zur Energieeffizienz
unternommen werden müssten. Die Nachfrage nach
energieeffizienten Systemen sei auch die Chance der
EU für ihren zukünftigen Platz in der Weltwirtschaft.
Die Politik in Europa müsse daher die notwendigen
Anreize oder Zwänge schaffen, um entsprechende In-
vestitionen zu stimulieren. 

Wettbewerbsvorteil Energieeffizienz



D I E  „ S H A D O W  G 8 “  I N  N E W  Y O R K

Auf dem Weg nach Heiligendamm

„Die G8 funktioniert,
muss aber besser wer-
den“, sagte Paul Mar-
tin, der als früherer
kanadischer Premier-
minister einst an dem
Tisch saß, an dem in
diesem Jahr in Heili-
gendamm die Staats-
und Regierungschefs
der führenden Indust-
rienationen Platz neh-
men werden. Im Feb-
ruar 2007 gehörte
Paul Martin zu einem
Kreis von renommier-
ten Ökonomen und
Parlamentariern, die

sich zu einer „alterna-
tiven Sherpa-Runde“
im Vorfeld des G8-
Treffens zusammenge-
funden hatten. Gastge-
ber der Runde an der

Columbia University,
die vom New Yorker
Büro der FES mitver-
anstaltet wurde, war
Nobelpreisträger Jo-
seph Stiglitz, der mit

der Agenda der G8 
aus seiner Zeit als
wirtschaftspolitischer
Berater von Bill Clin-
ton und Chef-Ökono-
mom der Weltbank
vertraut ist. 
Die Vorschläge der
„Shadow G8“, die 
neben den weltwirt-
schaftlichen Heraus-
forderungen auch
über zentrale Fragen
der Entwicklungs- und
der Klimapolitik disku-
tierte, sind online ver-
fügbar: www.fes-glo-
balization.org 
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„Für die Vereinten Na-
tionen ist es historisch
gesehen eine große
Chance, wenn ein neu-
er Generalsekretär ins
Amt kommt“, hat Tho-
mas Weiss beobachtet.
Er leitet das renom-
mierte „Ralph Bunche
Institute for Internatio-
nal Studies“ in New
York und gehört zu
den besten Kennern
der UN-Geschichte.
Wenn die These
stimmt, stellt sich die
Frage, was der Korea-
ner Ban Ki Moon, der
Anfang 2007 als ach-
ter Generalsekretär
die Amtsgeschäfte von
Kofi Annan übernom-

men hat, aus dieser
Chance machen sollte.
Welche inhaltlichen
Akzente sollte er set-
zen, welche Initiativen
ergreifen? Was sollte
er kurzfristig selber
anpacken, bei welchen
Projekten sollte er die
Unterstützung der UN-
Mitgliedsländer suchen
und wovon lieber die
Finger lassen? Diesen
Fragen ist das New
Yorker Büro der FES
in einer Serie von Ge-
sprächskreisen nach-
gegangen, die gemein-
sam mit Professor
Weiss und seinem In-
stitut veranstaltet wur-
den und an der nam-

hafte UN-Experten
teilgenommen haben.
Entstanden sind detail-
lierte Empfehlungen
zu den Themen Ent-
wicklung, Menschen-
rechte, Frieden und 
Sicherheit sowie Ma-
nagement und UN-
Sekretariat. So spricht
sich die Gruppe dafür
aus, dass Ban zu Be-
ginn seiner Amtszeit
eine Initiative für eine
neue Klimapolitik star-
tet, eine Antwort auf
die Tragödie in Darfur
sucht und aktiv zur Lö-
sung des Nahost-Kon-
flikts beiträgt. Ande-
rerseits rät die Gruppe
davon ab, weitere Re-

formkommissionen
einzuberufen. Auch
sollte sich Ban Ki Moon
nicht in die Diskussion
über die Reform des
Sicherheitsrats ein-
schalten, sondern das
Thema den Mitglieds-
ländern überlassen.
Die Empfehlungen des
FES-Projekts wurden
der Öffentlichkeit vor-
gestellt und haben in
Fachkreisen in New
York und Berlin ein po-
sitives Echo ausgelöst.

Nobelpreisträger Joseph Stieglitz war Gastgeber der alternativen G8-Runde.

F E S  E N T W I C K E LT  E M P F E H L U N G E N  F Ü R  B A N  K I  M O O N

Herausforderungen für UN-Generalsekretär

Der FES-Bericht „A Priority
Agenda for the next UN Se-
cretary-Generral“ online un-
ter: www.fes-globlization.org

M E H R  Z U M  T H E M A
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Trotz Winterkälte und
Schneechaos war der
über 200 Jahre alte
Vorlesungssaal der
ehrwürdigen Eliteuni-
versität Georgetown
zum Bersten voll. Un-
ter prachtvollen Ge-

mälden der amerikani-
schen Revolution war-
teten die Studierenden
gespannt auf den aus
Deutschland angereis-
ten Staatsminister, der
ihnen von der neuen
europäischen Ostpoli-

tik berichten sollte. In
das Publikum hatten
sich auch zahlreiche
Vertreter der amerika-
nischen Regierung,
der Botschaften, der
Politik, der Wirtschaft
und des Militärs ge-

mischt. Die im Februar
in Washington DC ver-
anstaltete Vorlesung
der Friedrich-Ebert-
Stiftung „Towards a
new EU-Ostpolitik?“
von Staatsminister
Gernot Erler stand in

D I E  A G E N D A  D E R  D E U T S C H E N  E U - R A T S P R Ä S I D E N T S C H A F T  I M  T R A N S A T L A N T I S C H E N  D I A L O G

Eine neue EU-Ostpolitik? 

T R A N S A T L A N T I S C H E  K O N F E R E N Z  I N  W A S H I N G T O N

Dilemma der Demokratieförderung

Mit starken Worten er-
öffnete Zbigniew Brze-
zinski, ehemaliger Si-
cherheitsberater unter
Präsident Carter, in
Washington eine
transatlantische Kon-
ferenz der FES zur De-
mokratieförderung.
Diejenigen, die Demo-
kratie in anderen Tei-
len der Welt fördern,
sollten zunächst ein-
mal ihre eigene demo-
kratische Glaubwür-
digkeit unter Beweis
stellen. Diese Kritik
Brzezinskis zielte auf
die Bush-Administrati-
on und deren offen-
sichtlich fehlgeschla-
gene Mission, den Na-
hen und Mittleren
Osten zu demokratisie-
ren. Dennoch seien die
USA gemeinsam mit
Europa weiterhin die
wichtigsten Akteure,
um wirtschaftliche
Entwicklung, Reform-
prozesse und demo-

kratischen Wandel in
vielen Ländern der
Welt zu unterstützen.
Auch der deutsche
Botschafter in den
USA, Klaus Scharioth,
betonte, dass die För-
derung nur erfolgreich
sein könne, wenn die
transatlantischen Part-
ner eng kooperierten.
Als Folge des Irak-
Krieges ist eine inten-
sive und häufig auch
emotionale transatlan-
tische Debatte darüber
entbrannt, wie am er-
folgreichsten und sinn-
vollsten demokrati-
scher Wandel in ande-
ren Gesellschaften
unterstützt werden
kann. Vor diesem Hin-
tergrund organisierten
der German Marshall
Fund of the United
States, die Deutsche
Botschaft Washington
und die FES im Febru-
ar diese Konferenz.
Die Leiter des National

Democratic Institute,
der den Demokraten
nahe stehenden politi-
schen Stiftung, und
des National Endow-
ment  for Democracy,
einer Art Dachverband
der Demokratieförder-
organisationen in den
USA, Ken Wollack und
Vin Weber, bedauerten
die derzeitige doppelte
Gegenreaktion („back-
lash”) gegen die De-
mokratieförderung, da
diese zum einen in der
amerikanischen Öf-
fentlichkeit, aber auch
in Partnerländern mit
dem Einmarsch im
Irak gleichgesetzt wür-
den. Ein Dilemma ist
den amerikanischen
Partnern auch daraus
erwachsen, dass pa-
rallel zum Irak-Krieg
die Demokratieförde-
rung zum Instrument
der US-Außenpolitik
wurde, sodass sie nach
Aussage einer rangho-

hen US-Diplomatin zu
einem „dirty word“
wurde.
Ein deutlicher Unter-
schied der transatlan-
tischen Wahrnehmun-
gen über politische
Entwicklungen und
Aussichten auf demo-
kratischen Wandel
zeigte sich bei der Dis-
kussion um die politi-
schen Entwicklungen
in Russland: Während
die europäische Seite
verschiedene Ge-
sprächsebenen mit
russischen Counter-
parts pflegt und die EU
versucht ein strategi-
sches Partnerschafts-
abkommen mit Russ-
land abzuschließen,
hielten Vertreter der
amerikanischen Seite
dagegen und sprachen
von einer neuen Inter-
nationale autoritärer
Staaten. 



F E S - D I S K U S S I O N  Z U M  E U - R U S S L A N D - V E R T R A G

Gemeinsame Werte für Zusammenarbeit
Im November 2007
läuft das bestehende
Partnerschafts- und
Kooperationsabkom-
men zwischen der Eu-
ropäischen Union und
Russland aus. Ver-
handlungen über ei-
nen neuen Vertrag zu
beginnen, gehört zu
den außenpolitischen
Prioritäten der deut-
schen EU-Ratspräsi-
dentschaft. Aus diesem
Anlass organisierte
das Moskauer FES-Bü-
ro eine Konferenz, auf
der Experten, Politiker
und Diplomaten die
Schwerpunkte des zu-
künftigen Vertrages
diskutierten. 
Die Vertreter beider
Seiten waren sich ei-
nig, dass das alte Ab-
kommen mit neuen
Kooperationsinstru-
menten ergänzt wer-

den sollte. So plädier-
ten viele für die Inten-
sivierung der Zusam-
menarbeit der Parla-
mente und für die
Einbeziehung der
Wirtschaft in den EU-
Russland-Dialog. Die
Ausarbeitung und Ra-
tifizierung des neuen
Abkommens könnte
allerdings durch die
derzeit schwierigen
politischen Rahmenbe-
dingungen verzögert
werden. Während die
neuen EU-Mitglieds-
staaten, die unter an-
derem von der russi-
schen Politik im post-
sowjetischen Raum
verunsichert sind, von
einem Wertekonflikt
zwischen Russland
und der EU sprechen,
wirft die russische Sei-
te der EU vor, sich in
innere Angelegenhei-

ten einzumischen und
dabei die von ihr ein-
geforderten Rechte se-
lektiv anzuwenden.
Die meisten Teilneh-
mer waren aber der
Meinung, dass die EU

und Russland – trotz
einiger Differenzen –
gemeinsame Werte tei-
len, auf denen die poli-
tische Zusammenar-
beit aufbauen kann. 
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der Tradition Willy
Brandts, die bis heute
das Fundament dieses
Diskurses bildet. Nur
liegen die Schwer-
punkte heute auf wirt-
schaftlicher Zusam-
menarbeit, Energie
und Menschenrechten
und es kann eher von
einem Wandel durch
Verflechtung (statt An-
näherung) gesprochen
werden.  Erler stellte
die aus drei Teilen be-
stehende „neue Ostpo-

litik“ im Rahmen der
deutschen EU-Rats-
präsidentschaft vor.

Erstens solle die EU-
Nachbarschaftspolitik
reformiert werden,

zweitens müsse es ei-
ne neue Zentralasien-
strategie geben und
drittens sei der Ab-
schluss eines Rahmen-
abkommens mit Russ-
land zentral, welches
das Partnerschafts-
und Kooperationsab-
kommen ersetzt. Da-
rüber hinaus betonte
er auch die in diesem
Kontext äußerst wich-
tige Rolle der transat-
lantischen Zusammen-
arbeit. 

In historischer Kulisse: Staatsminister Gernot Erler bei seiner Washingto-
ner Vorlesung.

FES + + + TELEGRAMM
+++ Die Jugendbegegnungsstätte Auschwitz feierte am 7.
Dezember 2006 ihr 20-jähriges Bestehen. Zum Jubiläum wur-
de die Ausstellung „Die andere Seite der Welt“ eröffnet und ein
dazugehöriger Bildband präsentiert – beide entstanden mit
Unterstützung der von der FES verwalteten Erich-Brost-Stif-
tung. Hans-Jochen Vogel, der den Grundstein gelegt und das
Haus mit eröffnet hat, wies auf den speziellen Auftrag des
Hauses hin, durch den Dialog zwischen jungen Menschen und
Zeitzeugen die Erinnerung wach zu halten. + + +

+ + + Welche Auswirkungen hätte die Einführung des
Euro auf Polen? So lautete eine der Fragen, die Wirt-
schaftsexperten und Politiker aus Deutschland, Großbri-
tannien, Irland, Polen und Spanien während einer Kon-
ferenz am 20. Februar in Warschau beschäftigten. Aus-
gangspunkt der Konferenz der FES-Warschau und des
polnischen Think-Tanks demosEUROPA war eine von de-
mosEUROPA erstellte Studie über die Folgen der Euro-
Einführung in den neuen EU-Mitgliedstaaten, die zu dem
Schluss kommt, dass bei einem zügigen Beitritt die posi-
tiven Aspekte überwiegen. + + +



Die junge Generation
ist die Hoffnung jedes
Landes, aber sie ist
auch die mobilste
Gruppe der Bevölke-
rung. Wenn sich die
ökonomischen und ge-
sellschaftlichen Rah-
menbedingungen von
ihren Erwartungen zu
weit entfernen, sucht
sie das Glück in der
Ferne. Dies gilt gerade
für die Transformati-
onsstaaten in Europa,
in deren unmittelbarer
Nachbarschaft potenti-
ell bessere Vorausset-
zungen für die Umset-
zung von Lebensent-

würfen herrschen.
Mit einer repräsentati-
ven Studie zu den (Zu-
kunfts-)Erwartungen
der 18- bis 30-Jährigen
Makedoniens haben
die FES und das „Insti-
tut für Demokratie“
abgebildet, wie diese
Generation ihr eigenes
Land sieht und welche
Chancen sie sich für
ihre eigene Zukunft
ausrechnet. Die Fra-
gen behandelten die
generelle Wahrneh-
mung, die ökonomi-
sche Situation, Aus-
wanderungswünsche,
die Bildung und die in-

ternationalen Bezie-
hungen Makedoniens.
Für diese Generation
entscheiden stabile in-
terethnische Bezie-
hungen, gute regionale
und internationale Be-
ziehungen, die Annä-
herung an die EU, ein
wettbewerbsfähiges
Bildungssystem und
Wirtschaftsreformen
darüber, ob und wie
viele von ihnen sich im
eigenen Land für des-
sen Entwicklung enga-
gieren werden. Nicht
zu vergessen die weni-
ger Leistungsstarken,
die darauf hoffen, dass

auch ihnen ein erträg-
liches Auskommen in
der makedonischen
Gesellschaft ermög-
licht und ihre Zukunft
nicht von permanen-
ten Existenzängsten
geprägt sein wird.
Die in der Studie dar-
gestellten Erwartun-
gen und daraus entwi-
ckelten Empfehlungen
sollen für Politiker und
Politikerinnen aller
Parteien, aber auch
für die Wirtschaft und
die Gewerkschaften
ein Indikator für den
erwarteten Reformbe-
darf sein. 
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„Mit dem Balkan ver-
bindet man im Westen
fast nur Negatives:
Schlendrian, Korrupti-
on – und Krieg. Aber
wer kann mit dem Be-
griff Südosteuropa
schon etwas anfan-
gen“? Der kroatische
Abgeordnete und Bür-
germeister Zvonimir
Mrsic diskutierte zu-
sammen mit den Bun-
destagsabgeordneten
Josip Juratovic und Jo-
hannes Jung auf einer
Tagung des Fritz-Er-
ler-Forums Baden-
Württemberg in Heil-
bronn über die Zu-

kunft der Nachfolge-
staaten Jugoslawiens.
Mrsic ist seit sechs
Jahren Bürgermeister
in der aufstrebenden
Kreisstadt Koprivnica,
sitzt seit vier Jahren
für die Sozialdemokra-
ten im kroatischen
Parlament und ist Mit-
glied im Ausschuss für
europäische Integrati-
on. Sein Land ist auf
dem Weg in die Euro-
päische Union, als
Kandidat Nummer 28.
Brüssel gibt Kroatien
durchweg gute Noten.
Dennoch fürchtet
Mrsic Unwägbarkei-

ten, im eigenen Land
und in Brüssel: „Bei
uns sind gelegentlich
die Gefühle wichtiger
als der Verstand.“
Für die Bundestagsab-
geordneten und Bal-
kan-Kenner Johannes
Jung und Josip Jurato-
vic ist die Sache klar:
„Kroatien ist reif für
die EU.“ In diesem
Jahr wird das Parla-
ment in Zagreb noch
70 neue Gesetze ver-
abschieden. Bis das
Verfahren im Jahr
2009 abgeschlossen
ist, werden es insge-
samt 500 bis 700 sein.

Kroatien, daran lassen
die beiden keinen
Zweifel, ist inzwischen
eine stabile Demokra-
tie. Als Problem sehen
sie derzeit viel mehr
die Krise der EU und
deren „Erweiterungs-
müdigkeit“.

D I S K U S S I O N  Ü B E R  D I E  Z U K U N F T  D E R  N A C H F O L G E S T A A T E N  J U G O S L A W I E N S

Gefühle wichtiger als der Verstand?

Zu Gast in Baden-
Württemberg: Der
kroatische Abge-
ordnete und Bür-
germeister Zvoni-
mir Mrsic.

M A K E D O N I E N :  S T U D I E  Ü B E R  D I E  Z U K U N F T S E R W A R T U N G E N  D E R  J U N G E N  G E N E R A T I O N  

Empfehlungen gegen den „Brain-Drain“
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Vor dem Hintergrund
einer anhaltenden De-
batte über den inter-
nationalen und den
deutschen Beitrag zur
Stabilisierung des Lan-
des hatte die FES am
29. Januar zu einem
Hintergrundgespräch
in das Berliner Haus
eingeladen. Für eine
hochrangige US-Dele-
gation mit Assistant
Secretary Richard A.
Boucher, Abteilung für
Süd- und Zentralasien
des US-Außenministe-
riums, den amtieren-
den amerikanischen
Botschafter in Kabul,
Ronald E. Neumann,
General Karl Eiken-
berry, Kommandeur

der US-Streitkräfte in
Afghanistan, sowie
weitere Vertreter/in-
nen der amerikani-
schen Botschaft bot
sich erstmals die Mög-
lichkeit zum Gespräch
mit einem ausgewähl-
ten Kreis deutscher
Teilnehmer/innen.
Zahlreiche Abgeordne-
te des Deutschen Bun-
destags, der Task-
Force Afghanistan der
SPD-Bundestagsfrakti-
on sowie Afghanistan-
Experten aus Ministe-
rien, Wissenschaft und
EZ-Organisationen
nutzten die Möglich-
keit, um sich im infor-
mellen Rahmen über
Ansätze des Wieder-

aufbaus und die Ver-
bindung ziviler und
militärischer Strate-
gien auszutauschen. 
Richard A. Boucher
skizzierte die gegen-
wärtige Strategie des
amerikanischen Enga-
gements. Es müsse in
Zukunft noch stärker
darum gehen, den Ein-
fluss zentralstaatlicher
Regierungsführung
auch auf Räume man-
gelnder Staatlichkeit
auszudehnen. Bot-
schafter Neumann
wies auf die Bedeu-
tung einer erfolgrei-
chen Drogenbekämp-
fungsstrategie und die
Notwendigkeit zum
Ausbau der Polizeiaus-
bildung hin. Erfolge in
beiden Bereichen und
bei der Einhaltung der
Prinzipien von „Good
Governance“ seien
Grundvoraussetzun-
gen für einen funktio-
nierenden Institutio-
nen- und Demokratie-
aufbau. Darüber
hinaus müssten sich
alle Akteure die unver-
meidliche zeitliche Lü-
cke zwischen der Aus-
weitung des finanziel-

len wie militärischen
Engagements der USA
und dem Eintritt von
Ergebnissen bewusst
machen: Mit signifi-
kanten Wirkungen sei
nicht vor 2008 zu
rechnen. 
Staatssekretärin Karin
Kortmann beschrieb
Beispiele für erfolgrei-
che Ansätze des deut-
schen Engagements in
Afghanistan. Der ehe-
malige Büroleiter der
FES in Kabul, Rolf
Paasch, hob hervor,
dass trotz positiver
Ansätze zum zivilen
Wiederaufbau die Fä-
higkeit zur Selbstkritik
seitens der internatio-
nalen Gemeinschaft
wachsen und auch
Fehler eingestanden
werden müssten. Dies
sei Voraussetzung für
einen notwendigen
Lernprozess, der sich
in den kommenden
Monaten drastisch be-
schleunigen müsse.

Transatlantisches Hinter-
grundgespräch zu 

Afghanistan 
Fähigkeit zur Selbstkritik
muss wachsen

A F G H A N I S T A N  S T E H T  V O R  E I N E M  K R I T I S C H E N  J A H R . Die Sicherheitslage
ist nach wie vor angespannt, der Aufbau funktionsfähiger Institutionen geht schleppend
voran und Fortschritte in der politischen wie wirtschaftlichen Entwicklung des Landes
werden seitens der Bevölkerung vielfach als unzureichend empfunden.

Kurzberichte aus der intern.
Entwicklungszusammen-
arbeit (Referat Asien und
Pazifik): Ursula Koch-Laug-
witz – Rückschläge für den
Demokratisierungsprozess:
Afghanistan zwischen Real-
und Reformpolitik

M E H R  Z U M  T H E M A

Einer der Schlüssel zum
Erfolg beim Wiederauf-
bau Afghanistans: Die
Zivilbevölkerung muss
Vertrauen in die Hilfe
von außen haben
(Foto: Bildstelle der
Bundeswehr)



„Zentralasien liegt nä-
her an Europa, als wir
im allgemeinen den-
ken“, diese Aussage
traf Pierre Morel, Son-
derbeauftragter der
EU für Zentralasien,
während des ersten
Berliner Zentralasien-
Gesprächskreises. 
Und deshalb, so der
Diplomat, brauche die
EU ein „langfristiges
Engagement“ in der
Region. An dem Ge-
sprächskreis, auf dem
verschiedene politi-
sche Zukunftsszenari-
en durchgespielt wur-
den, nahmen die Lei-
ter der staatlichen
Institute für Strategi-
sche Studien der Län-
der Kasachstan, Kirgi-
sistan, Tadschikistan
und Usbekistan sowie
aus jedem Land ein
Vertreter einer NGO

teil. Gesprächspartner
waren neben dem
Staatsminister im Aus-
wärtigen Amt, Gernot
Erler, der Vorsitzenden
der Deutsch-zentral-
asiatischen Parlamen-
tariergruppe im deut-
schen Bundestag, Hedi
Wegener, und Pierre
Morel auch führende
Experten aus China,
Russland, den USA,
den Niederlanden und
Deutschland. 
Gernot Erler betonte,
dass eine EU-Strategie
die regionale Zusam-
menarbeit fördern, die
Einhaltung von Men-
schenrechten unter-
stützen, die Zivilgesell-
schaft stärken, den
Austausch von Bildung
initiieren sowie einen
politischen Dialog auf
höchster Ebene führen
sollte. Russland, so der

Experte aus Moskau,
würde sehr genau be-
obachten, wie die EU
diesen Dialog führen
werde. Denn sein Land
sei an Einfluss in der
Region interessiert,
ähnlich wie die EU in
Osteuropa. Bei einem
Energietransfer unter
Umgehung Russlands
seien Konflikte jedoch
nicht ausgeschlossen.
Johannes Linn, der im
Dezember 2005 den
Human Development
Report über Zentral-
asien herausgegeben
hatte, stellte zwei Sze-
narien vor. In dem 
einen nimmt die Re-
formfähigkeit der Län-
der zu und die auslän-
dischen Mächte kon-
kurrieren nicht um
Einfluss. Das andere
Szenario beschreibt ei-
ne Entwicklung, in der
sich die regionale Ent-
wicklung verschlech-
tert und Länder wie
China, Russland, die
USA sowie die Anrai-
nerländer Iran und 
die Türkei um Einfluss
streiten. 
Die Leiter der Strategi-
schen Institute beton-
ten die Bedeutung der
regionalen Kooperati-
on, die bislang ver-
nachlässigt wurde. Zu-
dem zeigte man sich
besorgt über die zu-
nehmende Instabilität

Afghanistans. Ein wei-
teres Problem sei die
Wasserversorgung, die
zu Konflikten führen
könnte. Kurzum, so
die einhellige Mei-
nung, es mangele an
Vertrauen in der Regi-
on. Und, so die Kritik
an Brüssel, die EU sei
kaum wahrzunehmen
in Zentralasien. Selbst-
kritisch vermerkten
die zentralasiatischen
Teilnehmer, dass die
Bevölkerung an der
politischen Macht nur
unzureichend beteiligt
ist. Prof. Otto Luchter-
handt vom Institut der
Ostrechtforschung der
Universität Hamburg
prognostizierte eine
zunehmende Instabili-
tät wegen des Antago-
nismus zwischen zu-
nehmender Macht der
Eliten und machtloser
Bevölkerung.
Das Ergebnis dieses
ersten Gesprächskrei-
ses: Europa hat die Be-
deutung Zentralasiens
begriffen, denn eine in-
stabile Region könnte
eine Bedrohung auch
für die westlichen
Nachbarn darstellen.
Auf der anderen Seite
haben die Länder
Zentralasiens verstan-
den, dass ohne eine 
regionale Kooperation
keine langfristige Sta-
bilität möglich ist. 
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Keine Stabilität ohne Kooperation

Während des Aufenthalts des Geschäftsführers der Fried-

rich-Ebert-Stiftung, Dr. Roland Schmidt, in Peking Anfang

Februar anlässlich der 20-jährigen Kooperation mit der chi-

nesischen Partnerorganisation „Chinese Association for in-

ternational Understanding“ (CAFIU) wurde vereinbart, den

Themenbereich der ökologisch nachhaltigen Nutzung der

Energieressourcen in die zukünftige Projektarbeit aufzuneh-

men und auszubauen. Im Rahmen eines energiepolitischen

Dialogs sind die chinesischen Partner vor allem interessiert

an Fragen der Energieeffizienz, der alternativen Energien so-

wie der Energiesicherung und der energiepolitischen Zusam-

menarbeit auf internationaler Ebene.



Zu einem Pendant der Münchner Sicherheitskonfe-
renz hat sich in den letzten Jahren die Herzliya-Kon-
ferenz für Israel und seine strategischen Verbünde-
ten entwickelt. 
Bei der 7. Herzliya-Konferenz, die vom 21. bis 24. Ja-
nuar stattfand, stand vor allem das Thema Iran im
Mittelpunkt. Den geäußerten möglichen Optionen ei-
nes Militärschlags gegen den Iran setzte die Fried-
rich-Ebert-Stiftung in ihrem Panel „European For-
eign Policy under the German Presidency“ gemäßig-

tere Stimmen entgegen. Neben den beiden Abgeord-
neten des Deutschen Bundestages Prof. Gerd Weiss-
kirchen und Rolf Mützenich kamen auch die ehema-
lige spanische Außenministerin Ana Palacio, der ehe-
malige israelische Botschafter in Deutschland Avi
Primor sowie Christian Leffler, Direktor in der Gene-
raldirektion der Europäischen Kommission, und Prof.
Karl Kaiser, ehemaliger Vorsitzender der Deutschen
Gesellschaft für Auswärtige Politik, zu Wort.
www.herzliyaconference.org/Eng/

Israel: Europas Stimme Gehör verschaffen
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In seiner historischen
Rede vor der Knesset
wünschte sich Rau ei-
nen lebendigen Aus-
tausch vor allem der
jungen Generationen
beider Länder. Anläss-
lich des Jubiläums der
Knesset-Rede am 16.
Februar ehrte die FES
das Wirken des ehe-
maligen Bundespräsi-
denten und bot in Zu-

sammenarbeit mit der
Jerusalem Foundation
im Rahmen einer Fest-
veranstaltung die Mög-
lichkeit, über die Er-
fahrungen und Per-
spektiven des
deutsch-israelischen
Dialogs zu diskutieren. 
Rau war geprägt von
der Erkenntnis, dass
Vertrauen wachsen
müsse, dass man es

weder befehlen noch
beschließen könne.
Ihm ging es um einen
lebendigen Dialog zwi-
schen Nationen und
Generationen wie auch
um die Verbindung
von Gedenken und
verantwortlichem
Handeln. Nur so könne
man Erinnern davor
bewahren, zu einer
leeren Hülse zu wer-
den und nur so könne,
so Rau im Jahr 2000,
„Geschichte gelingen“. 
„Nur nichts dem Ver-
gessen anheim fallen
lassen!“, mahnte Peter
Struck, Vorsitzender
der SPD-Fraktion in
seinen einleitenden
Worten. Ausgangs-
punkt der Diskussion
waren die Anmerkun-
gen von Dov Ben Meir,
Vizepräsident der
Knesset a.D., der das

starke persönliche En-
gagement Raus, sein
Bekenntnis zu Israel
und die tiefe innere
Überzeugung, auf der
es fußte, schilderte.
Rudolf Dreßler, ehe-
maliger deutscher 
Botschafter in Israel,
berichtete aus der
praktischen Zusam-
menarbeit beider
Staaten. Im Gegensatz
zu dem israelischen
Historiker Moshe Zim-
mermann, der anhand
von Umfrageergebnis-
sen schilderte, wie sich
die deutsch-israeli-
schen Beziehungen
normalisierten, sprach
sich Dreßler dafür aus,
dass der Umgang bei-
der Länder immer ein
besonderer bleiben
müsse.

Deutsch-israelische Gesprä-
che über das Wirken des

früheren Bundespräsidenten 
Johannes Rau und Israel

„ I M  W I S S E N  U M  D A S  G E S C H E H E N E  H A LT E N  W I R  D I E  E R I N N E R U N G

W A C H . Mit den Lehren aus der Vergangenheit gestalten wir gemeinsame Zukunft”, so
formulierte Johannes Rau im Jahr 2000 seine Vision von deutsch-israelischer Normalität.

Zum Gedenken in 
Israel: v.l. Christina Rau,
Peter Struck, Anke
Fuchs und der Leiter
der FES-Vertretung im
Land, Hermann Bünz
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Ein dynamisches Verhältnis
Was zeichnet die
deutsch-israelischen
Beziehungen heute
aus? Vor welchen He-
rausforderungen steht
die junge Generation
in einer Zeit, in der
sich die Gründer der
deutsch-israelischen
Beziehungen nach und
nach aus dem politi-
schen Geschäft zu-
rückziehen?, in der 
die letzten Zeugen der
deutschen Verbrechen
am jüdischen Volk aus
dem Leben scheiden?
Um sich diesen und
anderen Fragen in of-
fener Diskussion zu
stellen, brachte die
FES am 15. Februar 
in Jerusalem 20 israe-
lische und deutsche
junge Erwachsene im
Rahmen eines Work-
shops zusammen. 
Unter anderem disku-
tierten und demonst-
rierten die Teilnehmer
in einer Inszenierung
von lebenden Skulptu-

ren eindrucksvoll ihre
Vision einer friedli-
chen und freund-
schaftlichen gemein-
samen Zukunft beider
Länder, die sich auf
der schwierigen Ver-
gangenheit aufbaut.
In einem Rollenspiel
als Politiker und Politi-
kerinnen des jeweils
anderen Landes soll-
ten sich Deutsche und
Israelis überlegen, mit
welchen Projekten die
gegenseitigen Bezie-
hungen in Zukunft un-
terstützt werden könn-
ten. Nach kontrover-
sen Diskussionen
kamen beide Seiten
unabhängig von einan-
der zu dem Vorschlag,
israelische und deut-
sche Jugendliche als
Volontäre in gemeinsa-
men Projekten zusam-
menarbeiten zu las-
sen. 
Auch in den Pausen
kam es zu lebhaften
Gesprächen zwischen

den Teilnehmer/innen.
Adressen und Telefon-
nummern wurden aus-
getauscht und für viele
wird dieses sicherlich
nicht das letzte Treffen
gewesen sein. Unver-
gessen bleibt den bei-
den muslimischen

deutschen Teilneh-
mern wohl besonders
ein spontaner Ausflug,
bei dem sie ein Israeli
aus der nationalreli-
giösen Siedlerbewe-
gung in die Altstadt Je-
rusalems und zu sei-

nem Gebet an die Kla-
gemauer mitnahm.
Während des gesam-
ten Workshops wurde
klar, dass die deutsch-
jüdische Geschichte
und insbesondere die
Shoah weiterhin einen
zentralen Bestandteil

der israelisch-deut-
schen Beziehungen
bilden. Nach wie vor
gilt, was Johannes Rau
in seiner Rede vor der
Knesset im Jahr 2000
sagte: „Es gibt kein Le-
ben ohne Erinnerung“.

Während seines Aufenthaltes in Israel nahm der SPD-
Fraktionsvorsitzende Peter Struck auf Einladung der
FES an einem politischen Club zum Thema „Perspek-
tiven der deutsch-israelischen Kooperationen in Wis-
senschaft und Technologie“ teil. Die Teilnehmer, un-
ter ihnen Vertreter aus der High-Tech-Branche, von
Universitäten und der Regierung waren sich einig,
dass ein immenses Potential für Kooperationen vor-
handen sei, dieses aber oft aufgrund bürokratischer
Schwierigkeiten nicht genutzt werden könne. Beide

Länder können insbesondere in den Sektoren Was-
serwirtschaft und erneuerbare Energien bereits auf
erfolgreiche Ergebnisse zurückblicken. Avishay Bra-
verman, Knessetmitglied der Arbeitspartei, sieht die
Stärke des israelischen Wissenschaftssektors vor-
nehmlich im innovativen und ideengebenden Be-
reich, während insbesondere die Entwicklung tech-
nologisch hochentwickelter Marktprodukte ein Mar-
kenzeichen der deutschen Seite sei. 

Perspektiven deutsch-israelischer Zusammenarbeit

Ziel eines besonderen
Ausflugs: Die Klage-
mauer in Jerusalem
(Foto: Legnani - fotolia)
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Die Bewegungsfreiheit
vieler Palästinenser ist
stark eingeschränkt.
Lange Wartezeiten an
den Checkpoints sind
die Regel. Reisen zwi-
schen der Westbank
und dem Gazastreifen
sind nahezu unmög-
lich. Dies trifft auch
auf die Mehrheit der
Mitglieder des Palästi-
nensischen Legislativ-
rates zu. 
Um diese Situation zu
erleichtern, übergab
der Generalsekretär
der SPD, Hubertus
Heil, am 7. Dezember
2006 in Ramallah im
Rahmen eines von der
FES organisierten Be-

ratungseinsatzes eine
Video-Konferenzanla-
ge an die Fraktion der
Fatah im Palästinensi-
schen Legislativrat in
Israel und den palästi-
nensischen Autono-

miegebieten. In seiner
Rede zum Thema 
„Opposition und parla-

mentarische Kontrol-
le“ betonte Heil die
Notwendigkeit, das
Vertrauen der Wähler
und Wählerinnen zu-
rückzugewinnen. Im
Anschluss traf Heil mit

dem palästinensischen
Präsidenten und Vor-
sitzenden der Fatah,

Mahmoud Abbas, zu-
sammen und erörterte
mit ihm das umfang-
reiche Arbeits- und
Dialogprogramm der
FES-Jerusalem.
Seit dem Tode Yassir
Arafats im November
2004 sowie der über-
raschenden Niederlage
bei den ersten demo-
kratischen Parlaments-
wahlen im Januar
2006, hat in der Fatah
ein grundlegender
Transformations- und
Reformprozess begon-
nen. Zaghafte Fort-
schritte bei der Re-
strukturierung und 
internen Demokratisie-
rung werden sichtbar.

PA R L A M E N T A R I S C H E R  D I A L O G  I N  D E N  PA L Ä S T I N E N S I S C H E N  G E B I E T E N

Fortschritte werden sichtbar

Hubertus Heil traf in Ramallah auch mit Mahmoud Abbas zusammen

Angesichts der Krise in
den palästinensischen
Gebieten entstehen
neue Herausforderun-
gen für Menschen-
rechtsorganisationen
und ihre Unterstützer,
so das Ergebnis eines
von der FES in Auftrag
gegebenen Berichts
zur dortigen Lage der
Menschenrechte. Der
Verfasser der Studie,
Ian Guest, ist außeror-
dentlicher Professor
an der Universität Ge-
orgetown und Gründer
des Advocacy Projects,

einer in Washington
ansässigen Menschen-
rechts-NRO. Guest be-
suchte im Auftrag der
FES für zwei Monate
die Westbank und den
Gaza-Streifen und traf
dort mit mehr als 60
Organisationen und
Persönlichkeiten zu-
sammen, um die Lage
der Menschenrechte
zu erörtern. 
Der Bericht entstand
in einer Zeit steigender
Armut und Gewalt.
Nach Angaben der UN
leben über 70% der

Palästinenser unter
der Armutsgrenze. Bei
Zusammenstößen be-
waffneter Gruppen gab
es seit dem Wahlsieg
der Hamas im Januar
2006 zahlreiche Tote.
Auch die Lage der
Menschenrechte ver-
schlechterte sich im
vergangenen Jahr
drastisch. Man sei dort
außerordentlich skep-
tisch gegenüber der
Relevanz von Men-
schenrechten und
Menschenrechtsorga-
nisationen würden

häufig als „elitistisch“
und realitätsfern be-
trachtet, so Guest. Der
Bericht fordert in sei-
nen 15 Empfehlungen
u.a. mehr Unterstüt-
zung für Verbände auf
der kommunalen Ebe-
ne. So fand Ian Guest
bei seiner Reise viele
hoch motivierte Grup-
pierungen, die sich für
die Belange ihrer Ge-
sellschaft engagieren.
Diesen Gruppen man-
gelt es jedoch an Mit-
teln, Qualifikation und
Kontakten.

Anforderung unter:
info@fespal.org

D E R  B E R I C H T

B E R I C H T  Ü B E R  M E N S C H E N R E C H T E  I N  D E N  PA L Ä S T I N E N S I S C H E N  G E B I E T E N

Drastisch verschlechterte Lage
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Frauen zurückgedrängt
Seit dem Sieg der na-
tionalreligiösen Hamas
bei den Wahlen zum
Palästinensischen Le-
gislativrat im Januar
2006 gingen die Mög-
lichkeiten der politi-
schen Beteiligung von
Frauen in Palästina
zurück. Während noch
2004/5 ein eigenes
Frauenministerium
geschaffen und eine
Frauenquote für Kom-
munal- und Parla-
mentswahlen einge-
führt worden war,
wurde dem Streben
nach Gleichberechti-
gung im Politischen
wie im Privaten durch

die Hamas eine klare
Absage erteilt.
Die Stärkung der po-
litischen Rolle von
Frauen ist ein zentra-
ler Bestandteil der Ar-
beit der FES in den

palästinensischen Ge-
bieten. Dies wurde
deutlich bei einem
runden Tisch an der
Birzeit University in
Ramallah, zu dem die
Stiftung anlässlich des

Besuches ihrer Vorsit-
zenden Anke Fuchs
geladen hatte, und an
dem neben palästinen-
sischen Parlamenta-
rierinnen und Mitglie-
dern von Frauenor-
ganisationen auch
zahlreiche Vertreter
der palästinensischen
Politik teilnahmen, wie
z.B. Zuheir Al-Mana-
sra, Mitglied der Gen-
fer Initiative und im
Revolutionsrat der Fa-
tah. Die FES unter-
stützt Projekte des
Womens Affairs Tech-
nical Committe und
des Fatah-Frauen-Ko-
mitees.

den palästinensischen Gebieten traf Anke Fuchs u.a. auch mit dem FES
Partner Rami Nasrallah, Leiter des „International Peace and Cooperation
Center“ zusammen.

Im Jahr 2006 verschlechterte sich die Sicherheitslage
in den palästinensischen Gebieten und dem Gazastrei-
fen drastisch. Laut einer Studie der Menschenrechts-
organisation „Al Mezan Centre for Human Rights“
überstieg die Zahl der Gewaltvorfälle bereits im Au-
gust 2006 die Gesamtzahl des Jahres 2005. Gründe
sind vor allem die schlechten Lebensbedingungen, der
Konflikt mit Israel und die Auseinandersetzung der
verschiedenen palästinensischen Milizen. Hinzu kom-
mendie Isolation durch die Abriegelung des Gazastrei-
fens und die weite Verbreitung von Schusswaffen.
Die FES hat seit 2005 als Teil des Projekts in den pa-
lästinensischen Gebieten ein Büro in Gaza-Stadt. Ei-
ne Zusammenarbeit mit dem Department of Continu-
ous Education der Al-Aqsa University in Gaza hatte in
einer dreimonatigen Seminarreihe von Juli bis Okto-
ber 2006 das Ziel, den Studentinnen und Studenten
der Erziehungs- und Medienwissenschaften die An-
wendung friedlicher Mittel zur Problemlösung nahe
zu bringen. Ausgewählt wurden die Studenten dieser

beiden Studienfächer aufgrund ihrer zukünftigen ein-
flussreichen Stellung als Lehrer oder Journalisten.
Ergebnis dieser Semi-
narreihe war unter an-
derem ein Forderungs-
katalog mit Vorschlägen
zur Beendigung des Si-
cherheitschaos, der dem
Präsidenten, dem Pre-
mierminister, dem Paläs-
tinensischen Legislativ-
rat und dem Innenminis-
ter vorgelegt wurde,
sowie eine Kampagne
mit dem Slogan „Nein
zum Sicherheitschaos, ja
zu Frieden und Toleranz
innerhalb der Gesell-
schaft“.

Friedenserziehung mit Studenten

Das Plakat zu der von den Studenten ent-
wickelten Friedenskampagne



Von den insgesamt 100
Millionen Heimarbei-
tern weltweit finden
sich allein 50 Millionen
in Südasien. In Bang-
ladesh, Sri Lanka, Ne-
pal, Pakistan und In-
dien sind es zu 80%
Frauen, die für die
Textilindustrie Teppi-
che knüpfen, Stoffe
weben oder Fußbälle
nähen. Deren Produk-
tionsstätten sind die
eigenen vier Wände.
Statt eines Arbeitge-
bers gibt es Agenten,
die die Materialien lie-
fern und die fertigen
Produkte einsammeln
und bezahlen. Gesetz-
liche Mindeststan-

dards oder Verträge,
die Auftrags- und Ein-
kommenssicherheit
garantieren, gibt es
nicht. Krankheit,
Überschwemmung
oder ein Schaden am
Webstuhl oder der
Nähmaschine haben
nicht nur den Ausfall
des Einkommens zur
Folge, sondern verur-
sachen zusätzliche
Kosten. Kranken-
oder Arbeitsunfähig-
keitsversicherungen
gibt es nicht. Was im
Katastrophenfall
bleibt, ist der Weg zum
örtlichen Geldverlei-
her, der hohe Zinsen
und als Sicherheit

häufig die Arbeitskraft
eines Familienmit-
glieds verlangt. Die
Leibeigenschaft ist in
Südasien auch im 21.
Jahrhundert noch weit
verbreitet. 
Der United Nations
Development Fund 
for Women und die in-
dische Gewerkschaft
der selbständigen
Frauen begründeten
im Januar ein regiona-
les Netzwerk zur Un-
terstützung der Heim-
arbeiter Südasiens.
HomeNet South Asia
vereint 482 Organisa-
tionen mit insgesamt
1,5 Millionen Mitglie-
dern. In Bangladesh,
Nepal, Sri Lanka, Pa-
kistan und Indien ha-
ben die im Laufe der
letzten fünf Jahre ge-

gründeten nationalen
HomeNet-Büros Da-
tenmaterial gesammelt
und politische Kam-
pagnen geführt. Wo es
keine oder nur unzu-
reichende staatliche
soziale Sicherungspro-
gramme gibt, bieten
die Netzwerke auch
medizinische Grund-
versorgung oder Klein-
kreditprogramme an. 
Gemeinsam mit Home-
Net South Asia, Home-
Net Nepal und dem
Global Labour Institut
aus Genf veranstaltete
die FES in Kathmandu
im Februar dieses Jah-
res einen regionalen
Workshop, auf dem
von nationalen und in-
ternationalen Exper-
ten gemeinsam mit
den Vertretern des Ho-
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FE S + + + TELEGRAMM
+ + + In der indischen Kultur erhöht der männliche Nach-
komme das Ansehen der Familie, während Mädchen als
wirtschaftliche Belastung angesehen werden. Deshalb wird
eines von 25 Mädchen getötet. Die Abtreibungsrate weibli-
cher Feten ist zwischen 1999 und 2000 um 49,2% gestiegen.
In der Hauptstadtregion Delhi kommen auf 1000 Jungen nur
762 Mädchen. Die indische Familienministerin Renuka
Chowdhury bezeichnete die Situation während einer FES-
Veranstaltung als „nationalen Notstand“. Die Stiftung greift
das Thema in Jugend- und Journalistenseminaren auf, un-
terstützt die Lobbyarbeit für politische Reformen und die
Umsetzung der bestehenden Schutzregelungen für Frauen
und Mädchen. + + +

Südasien Bessere Bedingungen für
Heimarbeiterinnen?

W E LT W E I T  H A T  D I E  D E Z E N T R A L I S I E R U N G  D E R  P R O D U K T I O N zur Auswei-
tung des informellen Sektors geführt. Vor allem der Anteil der Heimarbeiter ist gestiegen.
Sie bilden das letzte Glied in einer Kette von Subunternehmern im produzierenden Ge-
werbe und zunehmend auch im Dienstleistungsbereich. 
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Von der Konfrontation zur Zusammenarbeit
„Die Welt hat sich ver-
ändert, und wir müs-
sen uns ebenfalls än-
dern. Chance um
Chance haben wir ver-
passt. Die Kosten der
Nicht-Zusammenarbeit
waren sehr hoch. Las-
sen Sie uns zusammen-
wachsen und alle Län-
der des Subkontinents
in eine ostasiatische
Gemeinschaft mitneh-
men!“, mit diesem Ap-
pell wandte sich der
frühere indische Pre-
mierminister Gujral an
die Teilnehmer der in-
ternationalen Konfe-
renz „SAARC 2015:
neue Horizonte und
Zusammenarbeit “, die
das Zentrum für Süd-
Zentral- und Südostasi-
en-Studien der Jawa-

harlal-Nehru-Universi-
tät und das Indien-Bü-
ro der FES mit zahlrei-
chen amtierenden und
ehemaligen Ministern
und Botschaftern aus
allen Mitgliedsstaaten
sowie Wissenschaftlern
aus China, Korea und
der Europäischen Uni-
on Anfang Februar in
Neu-Delhi veranstalte-
ten.
Seit Gründung der
„South Asian Associa-
tion for Regional Coo-
peration“ (SAARC) im
Jahre 1985 machte die
Zusammenarbeit zwi-
schen den Mitglieds-
ländern Bangladesch,
Bhutan, Indien, Male-
diven, Nepal, Pakistan
und Sri Lanka nur we-
nig Fortschritte. Ob-

gleich sich die SAARC-
Staaten 1995 die
Meistbegünstigung in
ihren Handelsbezie-
hungen einräumten,
liegt  der Anteil ihres
Außenhandels unterei-
nander am gesamten
Außenhandel der Mit-
gliedsländer unter fünf
Prozent. Nach wie vor
sind die politischen Be-
ziehungen in Südasien
von tiefem Misstrauen
geprägt. Das soll nun
anders werden: In ih-
rer Schlusserklärung
riefen die Konferenz-
teilnehmer die Regie-
rungen der SAARC-
Mitgliedsländer dazu
auf, die Visumspflicht
abzuschaffen und den
Reiseverkehr zu er-
leichtern, die Arbeits-

märkte zu öffnen und
nicht-tarifliche Han-
delshemmnisse abzu-
bauen. 

meNet-Netzwerkes
Strategien und Pro-
gramme entwickelt
wurden, um die ILO-
Heimarbeiterkonventi-
on 177 in allen Län-

dern Südasiens umzu-
setzen. Die bereits
1996 verabschiedete
Konvention beinhaltet
sichere Arbeitsbedin-
gungen, gerechte Be-

zahlung und soziale
Absicherung für Heim-
arbeiter. Die Chancen
stehen gut, das Nepal
als eines der ersten
asiatischen Länder die

Konvention ratifiziert
und somit eine Vorrei-
terrolle übernimmt.

Indien ist dabei, seine Außenpolitik neu zu bestimmen.
Einer verstärkten Zusammenarbeit zwischen den bei-
den größten Demokratien, der Europäischen Union
und Indien, kommt dabei eine besondere Bedeutung
zu. Das FES-Büro in Indien eröffnete deshalb einen
deutsch-indischen Parlamentarierdialog und lud eine
sechsköpfige Delegation des indischen Parlaments
Mitte Januar dazu ein, in Berlin und Potsdam das Zu-
sammenwirken von Föderalismus und Parlamenta-
rismus in Deutschland kennen zu lernen. 
Im Mittelpunkt der Gespräche mit Michael Müller, par-
lamentarischer Staatssekretär im Umweltministeri-
um, und Hermann Scheer, SPD-MdB, stand das The-
ma „erneuerbare Energien“,  in einer Gesprächsrun-

Erster deutsch-indischer Parlamentarierdialog
de mit Journalisten wurde über „Indien – eine kom-
mende Supermacht“ debattiert und mit Vertretern der
Wirtschaft wurden die deutsch-indischen Wirtschafts-
beziehungen erörtert. Mit den MdBs Prof. Herta Däub-
ler-Gmelin und Elke Ferner sprachen die Gäste über
die Rechte von Minderheiten und die politische Betei-
ligung von Frauen. Eine Begegnung mit der FES-Vor-
sitzenden Anke Fuchs und Mitgliedern der deutsch-in-
dischen Parlamentariergruppe unter Vorsitz von Se-
bastian Edathy rundete den Besuch ab.
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Das 7. Weltsozialforum
fand in diesem Jahr in
Nairobi, Kenia, und
damit zum ersten Mal
auf afrikanischem Bo-
den statt. Im Vorfeld
war spekuliert wor-
den, ob das Treffen
der Globalisierungskri-
tiker nach den von vie-
len als enttäuschend
empfundenen Foren
im letzten Jahr an die
Dynamik der großen
Foren in Porto Alegre
und Mumbai würde
anknüpfen können.
Tatsächlich lag es mit
etwa 50.000 Teilneh-
mer/innen unter den
Zahlen der vergange-
nen Jahre. Auch die
Zahl der deutschen
Organisationen ging
stark zurück. Im Ver-
gleich zu früheren Fo-
ren waren kirchliche
Gruppen sehr viel prä-
senter. 
Das Forum 2007 war
inhaltlich stark von
Themen geprägt, die
in Afrika eine große
Rolle spielen, wie das

Recht auf Wasser,
Nahrung oder Bildung,
die Bekämpfung von
HIV/AIDS sowie Men-
schen- und Frauen-
rechte. Die Debatte
über Partnerschafts-
abkommen mit der EU
dominierte die wirt-

schaftspolitischen De-
batten.
Die FES beteiligt sich
bereits seit vier Jahren
am Weltsozialforum,
um ihrer Vision einer
sozial gerechten und
demokratisch gestalte-
ten Globalisierung
Ausdruck zu geben.
Auf den Panels setzten
beispielsweise der bra-

silianische Generalsek-
retär des Präsidialam-
tes, Luiz Dulci, oder
der Bundestagsabge-
ordnete Sascha Raabe
mit Vorschlägen zur
aktiven Gestaltung der
Globalisierung Impul-
se, die zu einer kon-

struktiven Diskussion
beitrugen. Insgesamt
richtete die FES zehn
Paneldiskussionen
aus, an denen insge-
samt circa 50 Referen-
ten beteiligt waren.
Das Globale Gewerk-
schaftsprojekt griff da-
bei u.a. Themen wie
die Rolle der Gewerk-
schaften bei der Orga-

nisation des informel-
len Sektors auf. Eine
weitere Veranstaltung
widmete sich der Be-
obachtung von neuen
multinationalen Unter-
nehmen aus Südafrika
und Brasilien. Das Af-
rika-Referat fragte
nach einer Gewerk-
schaftsperspektive für
eine sozial gerechte
Ausgestaltung der
Partnerschaftsabkom-
men. Das Globalisie-
rungsprojekt beleuch-
tete die Themen einer
alternativen Entwick-
lungsagenda, Entwick-
lungsfinanzierung
durch internationale
Besteuerung und glo-
bale Public private
partnerships. Die si-
cherheitspolitische
Perspektive fand sich
in der Debatte um Re-
sponsibility to Protect
und das FES-Büro in
Kenia stellte die Rolle
Afrikas im Welthandel
zur Diskussion.

D I E  F E S  B E I M  7 .  W E LT S O Z I A L F O R U M  I N  N A I R O B I

Eine andere Welt ist möglich?

Zehn Diskussionsrunden und ein Infostand: Beitrag der FES zum Weltso-
zialforum in Nairobi.

Seit September 2002
befindet sich die west-
afrikanische Côte d’I-
voire in einer schwe-
ren politischen Krise.
Am 9. Juli 2005 schien
der Frieden zum Grei-

fen nah, als die Kon-
fliktparteien unter in-
ternationaler Vermitt-
lung ein Entwaff-
nungsabkommen
unterzeichneten, das
zugleich den Weg zu

demokratischen Präsi-
dentschaftswahlen
frei machen sollte. Bis
heute kam es jedoch
weder zu den Wahlen
noch zu der verein-
barten Niederlegung

der Waffen. Stattdes-
sen verlängerte der
UN-Sicherheitsrat das
im Oktober 2006 aus-
laufende Mandat von
Staatspräsident Gbag-
bo und seiner Über-

C Ô T E  D ’ I V O I R E

Förderung einer neuen politischen Kultur
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Seit Februar 1999, mit
Beginn der Zivilregie-
rung, muss sich Nige-
rias Staatspräsident
Olusegun Obasanjo
der Herausforderung
stellen, das politisch
einst mächtige Militär
sowie die Polizei de-
mokratischen Regeln
zu unterwerfen. Die
große Präsenz des Mi-
litärs ist auf die insge-
samt 39 Jahre wäh-
renden wechselnden
Militärdiktaturen seit
der Unabhängigkeit im
Jahr 1960 zurückzu-
führen. 
Verfassungsgemäß ist

das Militär für die Ver-
teidigung und den
Schutz des Staates
nach außen verant-
wortlich. Aufgabe der
Polizei ist es hingegen,
die innere Sicherheit
zu wahren. Im Falle
Nigerias hat die lang-
jährige Dominanz des
Militärs zu zahlreichen
Überschneidungen
zwischen den Kompe-
tenzbereichen von Po-
lizei und Militär ge-
führt und macht eine
klare Abgrenzung sehr
schwer. Ein Ziel ist es
deshalb, im Rahmen
des Demokratisie-

rungsprozesses für ei-
ne klare Abgrenzung
der jeweiligen Kompe-
tenzbereiche zu sor-
gen.
Weitere Faktoren, die
den Demokratisie-
rungsprozess maßgeb-
lich behindern, sind
die unzureichende
Ausbildung und
schlechte Besoldung
von Polizei und Militär.
So führt die schlechte
Bezahlung nicht nur
zu einer hohen Beste-
chungsanfälligkeit,
sondern auch dazu,
dass Polizisten und
Soldaten durch An-

wendung von Gewalt
ihre finanzielle Lage
verbessern. 
Die FES versucht des-
halb, Militär und Poli-
zei sowie zivile Ein-
richtungen an die neu-
en Herausforderungen
heranzuführen. In Se-
minaren werden die
Grundlagen eines de-
mokratischen zivil-mi-
litärischen Verhältnis-
ses erläutert, die Mög-
lichkeit gegeben,
gegenseitig Kritik zu
üben, aber auch ge-
genseitige Verhaltens-
regeln zu erarbeiten. 

N I G E R I A

Demokratische Spielregeln für Militär und Polizei

Gemeinsam mit der „Uganda Law Society“ organisier-

te die FES in Uganda ein eintägiges Symposium zum

Internationalen Strafgerichtshof und seinem Verhältnis

zur nationalen und zur traditionellen Gerichtsbarkeit.

Die ehemalige Bundesjustizministerin Herta Däubler-

Gmelin ging in ihrem Vortrag vor allem auf das Ver-

hältnis zwischen den verschiedenen Ebenen der Ge-

richtsbarkeit – international, national und traditionell –

ein und forderte die internationale Verantwortung der

Staatengemeinschaft für die Einhaltung der Men-

schenrechte.

gangsregierung ein
weiteres Mal und legi-
timierte damit erneut
eine Führungsriege,
die nicht gelernt hat,
Kompromisse mit op-
positionellen Kräften
zu schließen oder zu
friedlichem Interes-
senausgleich beizutra-
gen. Eine der Zielset-
zungen der FES an

der Côte d’Ivoire ist 
es daher, die Entste-
hung einer neuen poli-
tischen Kultur zu un-
terstützen. Ein Aus-
bildungsprogramm
ermöglichte 25 Nach-
wuchsführungskräften
aus den Bereichen Po-
litik, Presse, Gewerk-
schaften sowie Men-
schen- und Frauen-

rechtsorganisationen
ein Grundlagenwissen
über die Entwick-
lungsprobleme und
die Konfliktursachen
ihres Landes zu erlan-
gen. Darüber hinaus
wurden sie in „soft
skills“ geschult, um
sich in demokrati-
schen Grundtugenden
wie gegenseitiger To-

leranz und friedlichem
Interessenausgleich
zu üben. In insgesamt
21 Sitzungen lernten
die jungen Männer
und Frauen in theore-
tischen und prakti-
schen Übungen, was
es heißt, Führungsver-
antwortung zu über-
nehmen. 



T O G O :  F E S  V E R Ö F F E N T L I C H T  P R E S S E K A L E N D E R  I N  W A H L K A M P F Z E I T E N

Ratschläge für Journalisten

Bereits zum dritten
Mal hat die FES in Zu-
sammenarbeit mit

dem Verband unab-
hängiger Journalisten
einen Pressekalender
im westafrikanischen
Togo veröffentlicht.
Der Pressekalender
wurde Anfang Januar
vorgestellt und an die
Medienschaffenden in
Togo verteilt. Neben
Terminkalender und
wichtigen Kontaktad-
ressen sowie grundle-
genden Pressegesetzen
behandelt der Presse-
kalender vor dem Hin-
tergrund der für 2007
anstehenden Parla-
mentswahlen das The-
ma „Medien und De-

mokratie“. Ein in Togo
heikles Thema, da erst
2005 Faure Gnassing-
bé in umstrittenen
Wahlen das Präsiden-
tenamt von seinem
verstorbenen Vater
übernommen hat. To-
gos Weg in die Demo-
kratie ist von vielen
Rückschlägen und
Enttäuschungen ge-
zeichnet. Doch seit
Mitte 2006 gibt es wie-
der hoffnungsvolle Zei-
chen: Der junge Präsi-
dent ernannte eine
Übergangsregierung
der nationalen Einheit,
die auch bisherige Op-

positionsparteien ein-
schließt. Eine Haupt-
aufgabe der neuen Re-
gierung ist die Durch-
führung von
Parlamentswahlen im
Juni 2007. Daher bein-
haltet der Presseka-
lender beispielsweise
auch einen Ratgeber
für Journalisten im
Wahlprozess. Die im
Ratgeber enthaltenen
21 Verhaltensregeln
sollen helfen, Konflikte
zu vermeiden und
gleichzeitig eine faire
und ausgewogenen
Berichterstattung zu
ermöglichen. 
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Neuer Ratgeber zum Arbeitsrecht
Wonach bestimmt sich
die Höhe des Gehaltes?
Wie lange darf die Pro-
bezeit dauern? Wie
viele Stunden dürfen
maximal am Stück ge-
arbeitet werden? Was
muss bei Entlassungen
beachtet werden? Die-
se Fragen stellen sich
im westafrikanischen
Benin sowohl Arbeit-
nehmer als auch Ar-
beitgeber. Denn Benin
verfügt zwar über ein
ausgefeiltes Arbeitsge-
setzbuch nach franzö-
sischem Vorbild, doch
es ist schwer, den
Überblick zu behalten.

Daher hat die FES in
Zusammenarbeit mit
Arbeitsrechtsspezialis-
ten einen aktualisier-
ten Ratgeber zum Ar-
beitsrecht herausgege-
ben. Darin werden
nicht nur alle Fragen
zu den Themen Ein-
stellung, Arbeitsbedin-
gungen und Beendi-
gung des Arbeitsver-
hältnisses beantwortet,
sondern auch Muster-
arbeitsverträge vorge-
stellt sowie Übungsfra-
gen als Verständnistest
angeboten. Darüber
hinaus werden die Rol-
len der Arbeitsbehörde

und der Organe des so-
zialen Dialoges erklärt. 
Die Bedeutung dieser
Publikation wurde bei
der offiziellen Vorstel-
lung auch von Arbeits-
minister Emmanuel Ti-
ando unterstrichen. Er

räumte ein, dass ge-
setzliche Regelungen
im Arbeitsleben oft-
mals nicht eingehalten
werden, da sie weder
Arbeitnehmern noch
Arbeitgebern bekannt
seien. 

FES + + + TELEGRAMM
+ + + In Kooperation mit der Parlamentarierver-
sammlung des südlichen Afrika und dem afrika-
nischen Parlamentariernetzwerk gegen Korrup-
tionorganisierte die FES-Namibia eine Konferenz
in Windhoek, an der 27 Abgeordnete aus elf Staa-
ten des südlichen Afrika teilnahmen. In ihrer Ab-
schlusserklärung verpflichteten sich die Abgeord-
neten unter anderem, Gesetze zum Schutz von
Zeugen, zum Zugang zu öffentlichen Informati-
onen bzw. zur stärkeren Transparenz des Regie-
rungshandelns auf den Weg zu bringen sowie die
Umsetzung des SADC-Protokolls gegen Korrupti-
on zu unterstützen. + + +
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Keine Demokratisierung ohne freie Medien
Der im Staatswappen
Guineas enthaltene
Wahlspruch „Travail,
Justice, Solidarité“
(„Arbeit, Gerechtig-
keit, Solidarität“) er-
scheint als blanker
Hohn angesichts eines
BIP pro Kopf von 403
US-Dollar pro Jahr, ei-
ner Analphabetenquo-
te von 70% und einer
Einschulungsquote von
50%. Zudem handelt
es sich nach Transpa-
rency International bei
Guinea um den kor-
ruptesten Staat Afrikas
und mit Platz 160 von
163 um einen der kor-
ruptesten weltweit. 
In einem traditionell
repressiven politischen
Umfeld entstand am

20. August 2005 über-
raschend mehr Frei-
raum für die Medien:
ein Dekret der Regie-
rung öffnete den Weg
zur Gründung unab-
hängiger Radio- und
Fernsehsender. Ursa-
che war von der EU
ausgehender Druck,
die die Wiederaufnah-
me der 2003 ausge-
setzten Entwicklungs-
hilfezahlungen an
mehrere Bedingungen
knüpfte, unter ande-
rem an die Liberalisie-
rung der Medien. 
Um unabhängige Me-
dien als konstitutiven
Bestandteil demokrati-
scher Willensbildung
zu stärken, unterstütz-
te die FES die Nutzung

dieser neuen Freihei-
ten. Sie informierte in
Veranstaltungen über
die neue Rechtslage
und bot Ausbildungs-
programme zum Mar-
keting und Manage-
ment von Radiosen-
dern. 
Mit der Gründung
dreier unabhängiger
Radiosender, die in-
zwischen alle auf Sen-
dung sind, werden ers-
te Erfolge hörbar. Die
Sender bieten ein un-
gewohnt freies und
buntes Programm. Der
größte Schritt in Rich-
tung Demokratisie-
rung ist mit den Pro-
grammen gemacht
worden, die sich mit
Politik, Wirtschaft und

Kultur auseinander
setzen und auch zu
Diskussion und Aus-
tausch mit den Zuhö-
rern einladen.

Konferenz zur Geschichte der Dekolonisation
Betrachtet man ehemalige Kolonialstaaten in Afrika
oder Asien etwas näher, wird deutlich, dass heutige
Probleme oft ihre Wurzeln in der Kolonialzeit haben.
Denn auch nach der Unabhängigkeit verblieben die
Staaten oftmals weiterhin in der Einflusssphäre der
alten Kolonialmächte und gerieten in die Mühlen der
Systemkonkurrenz des Kalten Krieges. So dauert die
Dekolonisation als eine fortgesetzte Emanzipations-
bewegung mit Fort- und Rückschritten bis heute an. 
Erstmalig befasste sich nun in Deutschland eine grö-
ßere Konferenz mit diesen Prozessen der Dekoloni-
sation für die Kernzeit der Ereignisse zwischen 1945
– 1990. Auf der internationalen Tagung wurde nach
Prozessen der Dekolonisation, ihren Bedingungen
und Folgen für zwischenstaatliche Beziehungen, aber
auch für innergesellschaftliche Prozesse in den neu-
en Staaten sowie den alten Kolonialmächten gefragt:
Wie versuchten die alten Kolonialmächte mit Ent-

wicklungshilfe einerseits und militärischer Einmi-
schung andererseits ihren Einfluss zu wahren? Wie
wirkte sich die Dekolonisation für die alten Kolonial-
mächte aus und v.a. für die Entwicklung der Europä-
ischen Union? 
Daneben wurden die Rollen internationaler Organi-
sationen wie der UN, aber auch der Internationalen
Arbeiterorganisation, der Kirchen und auch ganz
konkret der Friedrich-Ebert-Stiftung untersucht. Es
wurde gezeigt, wie seit Beginn der internationalen
Arbeit der FES im Jahre 1958 diese Tätigkeit auch
den Bedingungen der internationalen Situation sowie
den Ordnungsvorstellungen der jeweiligen Zeit un-
terworfen war. 
Aus dieser Tagung wird 2008 der Schwerpunkt des
Archivs für Sozialgeschichte, „Dekolonisation: Pro-
zesse und Verflechtungen 1945 – 1990“, hervorge-
hen.

Afrikanischer Balanceakt: Journalisten haben es in
Afrika nicht immer leicht.
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+ + +  Die Werke zahlreicher schwarzer Künstler
wurden während der Apartheid von Südafrika ins
Ausland gebracht. Insbesondere im größten Town-
ship des Landes, Soweto, erwarben Diplomaten und
Geschäftsleute Bilder und Skulpturen. Diese Tatsache
riss ein Loch in das südafrikanische Kulturerbe, das
die Ifa Lethu Homecoming Foundation nun schließen
möchte. Gemeinsam mit dem Johannesburger FES-
Büro lud Schirmherrin und First Lady Zanele Mbeki
im November zu einer Vernissage einstmals verlo-
rengegangener Werke nach Pretoria. + + +  

+ + +  Vertreter der parlamentarischen Rech-
nungsprüfungsausschüsseaus 13 Ländern des süd-
lichen Afrika trafen sich in Windhoek, Namibia um
sich über ihre Arbeit auszutauschen. Indem sie die ef-
fiziente Verwendung von Steuermitteln überwachen,
tragen die parlamentarischen Rechnungsprüfer we-
sentlich zu mehr Transparenz sowie zur Rechen-
schaftslegung der Regierenden bei. Der hohe Stellen-
wert, den diese Arbeit im südlichen Afrika mittlerwei-
le genießt, wurde dadurch deutlich, dass die
Konferenz durch Namibias Ministerpräsidenten Na-
has Angula eröffnet wurde. Die FES ist die derzeit ein-
zige externe Organisation, die den regionalen Zusam-

menschluss – Southern African Development Com-
munity Organisation of Public Accounts Committees
– langfristig unterstützt. Beteiligt an der Vorbereitung
und Durchführung der Konferenz waren die FES-Bü-
ros Namibia und Südafrika. + + +

+ + +  Südafrikas friedlicher Übergang vom Apart-
heidregime zu einer freien, demokratischen Gesell-
schaft inspiriert immer wieder Akteure und Beobach-
ter aus noch andauernden Konflikten. Gemeinsam
mit ihrer Partnerorganisation, dem Institute for Glo-
bal Dialogue (IGD), organisierte die FES-Johannes-
burg daher eine internationale Konferenz zum Nah-
ost-Konflikt in Pretoria. Israelische, palästinensische
und internationale Experten kamen nach Pretoria,
um Lösungsstrategien zu diskutieren. Die südafrika-
nischen Teilnehmer, wie der stellvertretende Außen-
minister des Landes Aziz Pahad, nahmen meist eine
vermittelnde Funktion in der mitunter sehr emotions-
geladenen Debatte ein. Die Geschichte des Gastgeber-
landes wurde immer wieder herangezogen, um zu
zeigen, dass ein Zusammenleben verschiedener Be-
völkerungsgruppen in einem multiethnischen Staat
auch nach einer langen Phase der Unterdrückung
und des gewalttätigen Konflikts möglich ist. + + +

„Selbst in einer Bar
traue ich mich nun,
mich mit Männern an-
zulegen!” Unter Ap-
plaus und Gejohle 
sagt eine ehemalige
Teilnehmerin eines
Kurses für den Ge-
werkschaftsnach-
wuchs diesen Satz
rückblickend über den
Einfluss, den dieses
Training auf ihr Leben
hatte. Er war Teil ih-
rer Glückwunschrede
zum zehnjährigen Be-
stehen von DITSELA,

dem gewerkschaftli-
chen „Bildungswerk“
in Südafrika. Der Satz
sagt viel aus über die
Bedeutung von ge-
werkschaftlicher Bil-
dungsarbeit in einem
Land, in dem ein gro-
ßer Teil der Bevölke-
rung durch das Apart-
heidsystem von Bil-
dung ausgeschlossen
war, in dem auch heu-
te kaum Rechtsschutz
für Arbeiter existiert
und patriarchalische
Denkmuster weiterhin

die Gesellschaft be-
stimmen.
1996 wurde das Fort-
bildungsinstitut der
Gewerkschaften (De-
velopment Institute for
Training, Support and
Education for Labour)
gegründet. DITSELA
bildet gewerkschaft-
lich Organisierte in
Verwaltungs- und Or-
ganisationsfragen fort
– einschließlich der
Organisation von Ta-
rifverhandlungen und
Streiks – und führt

Forschungsprojekte
für die Gewerkschaf-
ten durch. Seit mehre-
ren Jahren unterstützt
das Johannesburger
FES-Büro DITSELA in
diesen Aufgaben. Die
alle zwei Jahre statt-
findende Konferenz
der Fortbildungsbe-
auftragten der Ge-
werkschaften stand
diesmal ganz im Zei-
chen des zehnjährigen
DITSELA-Jubiläums. 

S Ü D A F R I K A :  Z E H N J Ä H R I G E S  J U B I L Ä U M  D E S  G E W E R K S C H A F T L I C H E N  B I L D U N G S W E R K S  D I T S E L A

Weit mehr als nur Fortbildung



Jorge Robles, Mitglied
des Frente Amplio de
los Trabajadores (FAT),
kommt ins Stottern:
„Nein, nein, natürlich
waren wir schon im-
mer transparent, aber
die anderen…” 
Cut, Kamera aus. Die
Pressekonferenz war
nur eine Simulation.
Der Trainer Luis Mi-
guel Carriedo, der tat-
sächlich für große me-
xikanische Zeitschrif-
ten schreibt, ist zufrie-
den, denn die nach-
gestellte Pressekonfe-
renz gibt viel her, um
gemeinsam mit Ge-
werkschaftsvertretern
zu analysieren, welche
Fehler man im Um-
gang mit den Medien
vermeiden sollte.   
Wie trete ich in den
Medien auf, wie brin-
ge ich meine Botschaft
an die Fernsehzu-
schauer oder Zei-
tungsleser? Mit diesen
und anderen Fragen
setzen sich die zwölf
Mitglieder des Ge-
werkschaftsdachver-
bandes Union Nacio-
nal de Trabajadores
(UNT) während eines

zweitägigen FES-Se-
minars in dem kleinen
Örtchen La Trinidad,
ca. zwei Autostunden
von Mexiko- Stadt ent-
fernt, auseinander. Die
UNT, der zweitgrößte
mexikanische Gewerk-
schaftsdachverband,
fühlt sich den demo-
kratischen Werten
verpflichtet und wurde
Mitte der 90er als Ge-
genbewegung zu dem
Dachverband CTM ge-
gründet. Das Seminar
rundete die einjährige
Beratungsarbeit der
FES-Mexiko für die
UNT ab.  
Mexikanische Gewerk-
schaften treffen in ih-
rer Außendarstellung
auf eine doppelte He-
rausforderung: ers-
tens haben sie wegen
vieler Korruptions-
skandale in den eige-
nen Reihen mit einem
schlechten Image zu
kämpfen und zweitens
findet in den haupt-
sächlich von zwei Fa-
milien kontrollierten
Medien kaum eine un-
abhängige Berichter-
stattung über ihre Tä-
tigkeiten statt. 

Aber auch die interne
Kommunikation ist ein
brisantes Thema,
denn als Dachverband
umfasst die UNT eine
große Zahl Einzelge-
werkschaften, die oft
nicht einer Meinung
sind. Die Frage, ob die
UNT immer mit einer
Stimme sprechen
muss, wird daher heiß
diskutiert. Die Befür-
worter ziehen immer
wieder die „Tortilla”
als Beispiel heran. Die
Erhöhung des Tortilla-
Preises Anfang Januar
war ein Thema, das
die mexikanische Ge-
sellschaft sehr bewegt
hat. Dass die UNT
nicht geschlossen zur

Mobilisierung gegen
die neue – unbeliebte
– Regierung aufgeru-
fen hat, wird von den
meisten UNT-Mitglie-
dern als großes Defizit
wahrgenommen. Als
es nach dem Seminar
Richtung Hauptstadt
zurück geht, fährt die
Gruppe mit zwei Akti-
onsplänen, einen für
die interne und einen
für die externe Kom-
munikation, in der Ta-
sche nach Hause. 

www.fesmex.org
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Mexiko: FES hilft Gewerk-
schaftsdachverband Kom-
munikationsstrategien zu

verbessern 

Kommunikation gegen
schlechtes Image

„ E N T S C H U L D I G E N  S I E ,  I C H  B I N  F R E I E R  J O U R N A L I S T, eine Frage, Sie laden
zu einer Pressekonferenz ein, um den Beginn der Kampagne ‚Mehr Transparenz’ in den
Gewerkschaften anzukündigen. Bedeutet das denn, dass Ihre Gewerkschaft bis jetzt
nicht transparent war?”

Wie im richtigen Leben:
Mexikanische Gewerk-
schafter trainieren in ei-
ner nachgestellten
Pressekonferenz den
Umgang mit Medien-
vertretern.
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Kolumbien: viel Leid, viel Hoffnung
Sincelejo, Hauptstadt
des kolumbianischen
Departements Sucre:
Alle Plätze im Ver-
sammlungssaal des
Hotels Marsella sind
belegt. Die Vertreter
der Opferverbände
und zivilgesellschaftli-
chen Organisationen
der Region haben eben
noch die Nationalhym-
ne gesungen. Bischof

Nel Beltrán, Vertreter
der Nationalen Kom-
mission für Wiedergut-
machung und Versöh-
nung (CNRR), begrüßt
sie zur „Sozialen An-
hörung“ (Consulta So-
cial), der ersten von
insgesamt neun, die 
in ganz Kolumbien
durchgeführt werden.
Im Mittelpunkt der
Veranstaltung stehen

die Opfer des Kon-
flikts, der das Land seit
über 40 Jahren prägt. 
Die Kommission wurde
im Jahr 2005 einge-
setzt. Ihre Aufgabe ist
es, „die Friedenspro-
zesse und die individu-
elle oder kollektive
Wiedereingliederung
der bewaffneten Grup-
pen ins zivile Leben zu
erleichtern, und dabei

die Rechte der Opfer
auf Wahrheit, Gerech-
tigkeit und Wiedergut-
machung zu gewähr-
leisten“. Kommissio-
nen mit vergleichba-
rem Auftrag wurden in
anderen Ländern ein-
gesetzt, als dort Mili-
tärdiktaturen, Bürger-
kriege oder, im Falle
Südafrikas, die Apart-
heid beendet waren.

F E S  Z I E H T  B I L A N Z  I N  G U A T E M A L A  U N D  E L  S A LV A D O R

Nach den Friedensabkommen

Am 16. Januar 1992
unterzeichneten Ver-
treter der Regierung
und der Guerillabewe-
gung in El Salvador
ein Friedensabkom-

men. Vier Jahre spä-
ter – am 29. Dezember
1996 – schlossen auch
die Rebellenbewegung
und die Regierung in
Guatemala Frieden –

nach 36 Jahren Bür-
gerkrieg. Damit konn-
te eines der dunkels-
ten Kapitel in der Ge-
schichte beider
Länder, in dem über

275.000 Menschen
den Tod fanden, been-
det werden. Die FES
nahm die Jahrestage
zum Anlass, Bilanz zu
ziehen. Weit über 900

Personen folgten in
beiden Ländern den
Ausführungen von
Wissenschaftlern,
Geistlichen und Politi-
kern, die u.a. positiv
hervorhoben, dass die
Vereinbarungen zu
mehr politischem Plu-
ralismus, einer Redu-
zierung der Streitkräf-
te, der Übertragung
der inneren Sicherheit
auf  die Polizei, zur In-
tegration der ehemali-
gen Guerillabewegun-
gen in das politische
Leben und zur Schaf-
fung von Bürgerbüros
beigetragen haben.
Doch trotz dieser Fort-
schritte bei der Demo-
kratisierung bleibt
nach Einschätzung
der Referenten der
weitere Reformbedarf
noch groß. Zu den

noch ungelösten und
teilweise sich ver-
schärfenden Proble-
men gehören die ext-
reme Verteilungsunge-
rechtigkeit, der hohe
Anteil der in absoluter
Armut lebenden Be-
völkerung, ein instabi-
les Parteiensystem so-
wie ein hohes Gewalt-
und Kriminalitätspo-
tenzial bei weitver-
breiteter Straflosig-
keit. Gefordert wurden
deshalb u. a. eine
transparente und sozi-
al ausgewogene Haus-
haltspolitik, eine bür-
gernahe Sicherheits-
politik, ein unab-
hängiges und faires
Justizsystem, sowie ei-
ne Eindämmung der
Gewaltkriminalität. 

Die Lebensverhältnisse
haben sich in Guate-
mala und El Salvador
zwar verbessert, doch
der weitere Reformbe-
darf ist nach wie vor
groß.
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Weltmarkt oder regionale Integration?
Auch wenn die neue
Präsidentin Chiles, Mi-
chelle Bachelet, die
Politik ihres Vorgän-
gers Ricardo Lagos in
den Grundzügen fort-
setzen will, kündigte
sie zu Beginn ihres
Mandats in den wich-
tigsten Politikfeldern
neue Schwerpunkte
und Reformvorhaben
an. Die FES-Chile bot
mit einer Reihe von
Seminaren die Gele-
genheit, die neuen po-
litischen Konzepte mit
Vertreterinnen und
Vertretern der Partei-
en und der Regierung
kritisch zu diskutieren.
So stellten sich am 11.
Dezember der Außen-
minister Alejandro

Foxley (Christdemo-
kratische Partei) und
die Präsidenten der in-
ternationalen Kommis-
sionen aller vier Par-
teien des Regierungs-
bündnisses
Concertación der De-
batte über die außen-
politische Strategie der
Regierung Bachelet.
Foxley widmete sich in
erster Linie der Frage,
wie sich das Bekennt-
nis der Regierung zur
lateinamerikanischen
Integration mit der
starken Weltmarktori-
entierung Chiles in
Einklang bringen lässt.
Hierbei wurde einmal
mehr deutlich, in
welch hohem Maße
sich die chilenische

Außenpolitik an den
Interessen der export-
abhängigen Wirtschaft
orientiert. In den Kom-
mentaren der Parteien
und der anschließen-

den Debatte wurden
aber auch die Fragen
aufgeworfen, welche

Rolle Chile in Latein-
amerika spielen kann,
wie das angespannte
Verhältnis zu den
Nachbarn Bolivien und
Peru verbessert wer-

den kann und welche
Zukunftsperspektiven
der Mercosur hat.

Der kolumbianische
Konflikt ist jedoch
noch lange nicht über-
wunden, was die Ar-
beit der CNRR einzig-
artig und besonders
problematisch macht. 
„Die Werkzeuge der
Nationalen Kommissi-
on für Wiedergutma-
chung und Versöhnung
sind Politik und Mo-
ral“, sagte Bischof Nel
Beltrán bei der Eröff-
nung der ersten Anhö-
rung, „trotzdem wird
sie mehr erreichen, als
ihre Kritiker glauben.“
Insgesamt wurden 13
Vertreter aus Regie-
rung, öffentlichen Insti-

tutionen, zivilgesell-
schaftlichen Organisa-
tionen und Opferver-
bänden in die CNRR
berufen. Die Idee der
Consulta Social ist es,
die Meinungen derjeni-
gen zu hören, die Opfer
von Gewalt wurden,
vor Paramilitärs oder
Guerilla von ihrem Be-
sitz fliehen mussten,
deren Angehörige ent-
führt oder umgebracht
wurden. 
Logistisch, organisato-
risch und finanziell
wird die Kommission
von internationalen In-
stitutionen und natio-
nalen NGOs unter-

stützt; die Friedrich-
Ebert-Stiftung ist ein
wichtiger Partner. In
ihren Räumen wurde
die Planung der Anhö-
rungen koordiniert.
In den Arbeitsgruppen
tritt immer wieder das
Misstrauen zutage,
welches staatlichen 
Institutionen nach wie
vor entgegengebracht
wird. Als ungerecht
wird empfunden, dass
demobilisierte Parami-
litärs in den Program-
men der Regierung 
eine materielle Unter-
stützung zur Wieder-
eingliederung erhal-
ten, ihre Opfer jedoch

kaum etwas. „Die Tä-
ter sollen nicht einfach
in Ruhe leben können,
während die Opfer un-
ter den Folgen ihrer
Gewalt leiden. Sie
müssen bestraft wer-
den“, fordert ein ande-
rer Teilnehmer. „Ich
habe in diesen beiden
Tagen viel Schmerz-
haftes gehört, aber viel
von Hoffnung und von
großem Engagement.
Wir wollen die Hoff-
nung, die die Men-
schen in die Kommissi-
on setzen, nicht ent-
täuschen“, so Monseñor
Nel Beltrán bei seiner
Abschlussrede.

Der Präsidentenpalast
in Santiago de Chile:
Wie sieht die außenpo-
litische Strategie des
Landes aus?
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Ein typischer Tag im FES-Büro Bangkok könnte
so aussehen: Chanapa, die englischsprachige
Sekretärin, hat gerade Flugtickets für Teilneh-
mer/innen gebucht, die an einem regionalen Se-
minar zur Sicherheitspolitik der FES in Singapur
teilnehmen sollen; im Anschluss müssen die Ein-
ladungen für die anstehende Podiumsdiskussion
zur Demokratiefähigkeit Thailands verschickt
werden. Sanit, der Bürofahrer, ist von einer

Stadttour zurück, bei der er Publikationen, Brie-
fe und andere Unterlagen an Partnerorganisatio-
nen überbracht hat. Weiter geht es zum Flugha-
fen, den Verfassungsexperten aus Deutschland
abholen. Sanits Tag wird lang: heute Abend be-
reits ist ein Informationsgespräch des Gasts mit
Partnern aus Wissenschaft und Politik geplant.
Die Programmreferentin Preeda recherchiert ge-
rade im Internet zur Situation von Frauen in
Konflikten; für das zum Konflikt im Süden des
Landes geplante Seminar müssen noch Veran-
staltungskonzept und Programm entworfen und
mit den Partnern diskutiert werden. Preeda wird
kurz von Panida, der Reinigungshilfe und Büro-
botin unterbrochen: Welches Menü soll für das
morgige Gespräch mit Frauenrechtlerinnen in
der Kantine des 30-stöckigen Büroturms bestellt
werden? Inzwischen telefoniert die deutsche
Buchhalterin Karin zum dritten Mal mit der
Bank: Warum wurde die Überweisung aus Bonn
immer noch nicht gutgeschrieben? Der monatli-

che Abrechnungsstapel muss noch warten – da-
bei ist morgen  Terminschluss. Sakdina, der wis-
senschaftliche Mitarbeiter, betreut in seinem Bü-
ro einen unangekündigten Besucher, informiert
über die Arbeit der FES und gibt Kontakttipps
zur Recherche über Arbeitsrecht in Thailand.
Und die Landesvertreterin Vesna Rodic? Heute
steht ein Kurzbericht zur aktuellen politischen
Lage vor Ort auf dem Programm; vor dem
Abendtermin soll noch in einer Bürobespre-
chung der Bearbeitungsstand der Informations-
und Kontaktanfragen aus aller Welt aktualisiert
werden, und die strategische Diskussion für die
Arbeit der nächsten drei Jahre will vorbereitet
werden. Der Nachwuchs in Gestalt der Prakti-
kantin Isabella editiert inzwischen einen eng-
lischsprachigen Seminarbericht über Zensur-
und Medienprobleme…
Das achtköpfige Team der FES in Thailand orga-
nisiert ca. 40-50 sogenannte „Maßnahmen“ im
Jahr. Darunter sind Seminare, Workshops, Kon-
ferenzen, Trainings und Publikationen, die der
Unterstützung des Demokratisierungsprozesses
in Thailand dienen. Nach dem Militärputsch im
September 2006 steht die in den letzten Jahren
entwickelte Arbeit in einigen Themenbereichen
wieder auf dem Prüfstand. Ein Machtvakuum
war zunächst entstanden, dann wurden die ent-
scheidenden Politiker und Bürokraten ausge-
wechselt, sodass die ohnehin schwachen Demo-
kratie- und Gewerkschaftsbewegungen bei eini-
gen Kernanliegen wieder von vorn anfangen
müssen. Die aktuellen Themen heißen: neue
Verfassung, Wahlen und politische Reformen,
der gewaltsame Konflikt im muslimischen Sü-
den, Jugend und Politik. Dauerbrenner bleiben
Gender- und Frauenpolitik, Gewerkschaften, Ar-
beits- und Sozialpolitik. Das Büro Bangkok ent-
sendet auch rund 30 Referent/innen jährlich zu
Veranstaltungen der FES im Ausland. Und nicht
zuletzt betreut es andere regionale und globale
FES-Events vor Ort, deren Vorbereitung, über
mehrere Länder und Kontinente verteilt, ent-
sprechend intensiv ist. Obwohl das Büro, das seit
1970 existiert, dieses Arbeitsprogramm zusam-

A U S L A N D S B Ü R O S  S T E L L E N  S I C H  V O R  –  D I E  F E S  I N  T H A I L A N D

Enthusiasten, Visionäre und Profis
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Im Land des Lächelns:
Das Team der FES in
Bangkok (Vierte v.l. die
Leiterin Vesna Rodic)
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A U S L A N D S B Ü R O S  S T E L L E N  S I C H  V O R  –  D I E  F E S  I N  W A S H I N G T O N

Im Zentrum der Macht 
Vom amerikanischen Kongress zwölf, von der
Weltbank acht, vom Weißen Haus vier: Das Büro
der Friedrich-Ebert-Stiftung liegt zentral und ist
von überall in wenigen Fußminuten gut zu er-
reichen. Als es zu Zeiten Präsident Jimmy Car-
ters Anfang der 80er Jahre eingerichtet wurde,
stand der transatlantische Dialog im Mittel-
punkt der Arbeit. Heute, fast drei Jahrzehnte
später, hat sich aus dem Dialog ein „Trialog“
entwickelt, der besonders bestrebt ist, neue
Partner z. B. in Zentralasien und dem Mittleren 
Osten in aktuelle politische Debatten einzube-
ziehen.
Zurzeit gibt es im Büro Washington neben der
Auslandsmitarbeiterin Almut Wieland-Karimi
die drei deutschen Mitarbeiter Monika Parson,
Knut Panknin und Michael Czogalla, die ameri-
kanische Honorarkraft Erin Wroblewski und die
zwei Praktikanten Susann Trinh Quang und
Jens Jungblut. Wenn auch auf engem Raum, so
hat sich doch in den letzten Jahren ein Team
eingespielt, das neben politischen Gesprächs-
kreisen mit hochrangigen amerikanischen und
deutschen Politikern auch die inhaltliche Pla-
nung und organisatorische Umsetzung von Sym-
posien, Podiumsdiskussionen, Workshops und
Publikationen als Herausforderung ansieht und
beständig daran interessiert ist, aktuelle The-
men zu erschließen und neue politische Akteure
für den „Trialog“ zu gewinnen. Wichtig und hilf-

reich ist dabei auch die fast tägliche Kommuni-
kation mit der FES-Zentrale in Berlin. 
Neben den zahlreichen Aktivitäten des Büros
gibt es eine Reihe von Schwerpunktthemen, die
von den Mitarbeitern bearbeitet werden. So
konzentriert sich Knut beispielsweise auf die
Themen Demokratieförderung und Konflikt-
transformation sowie den transatlantischen Ge-
werkschaftsdialog. Dabei ist ihm besonders das

FES-Projekt „Globale Atlantiker“ wichtig – ein
Netzwerk, das jährlich Politiker des Bundestags
und des Kongresses zusammenbringt, um glo-
balpolitische Themen zu diskutieren. Schon
während seines Studiums der Politikwissen-
schaften in Göttingen und Padua wählte Knut

men mit seinen thailändischen Partnerorganisa-
tionen aus Staat und Zivilgesellschaft plant und
umsetzt, sind die lokalen Kolleg/innen für den
Erfolg dieser Arbeit ausschlaggebend. Denn die
für den thailändischen Kontext bisweilen be-
fremdend wirkenden deutschen Methoden und
Richtlinien müssen „übersetzt“ und an die loka-
len Bedingungen angepasst werden. In Thailand
wirkt sich erschwerend aus, dass Englisch in
weiten Teilen der Gesellschaft kaum gesprochen
wird; die direkte Kommunikation in Thai erspart
zeitaufwändiges Dolmetschen. Und: in der ge-
sellschaftspolitischen Arbeit gilt hier die gute

persönliche Beziehung weitaus mehr als in
Deutschland, sie ist in der hierarchisch geglie-
derten Thai-Gesellschaft überhaupt Vorausset-
zung für Kommunikation und Dialog. Niemand
kann all das besser als die Ortskräfte. Während
die deutschen Auslandsmitarbeiter/innen alle
drei bis fünf Jahre den Standort wechseln, sind
die lokalen Teams das Rückgrat, der rote Faden
in der täglichen Beratungs- und Bildungsarbeit.
Für den Erfolg der Arbeit in Thailand (oder an-
derswo) sind  immer auch diese Enthusiasten,
Visionäre und Profis verantwortlich.

Ganz dicht dran: Das
Team der FES in Wa-
shington (Dritte v.l. die
Leiterin Almut Wieland-
Karimi)
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die Nordamerikastudien als Schwerpunkt. Nach
einem Praktikum nahm er Mitte 2004 die Stelle
eines Programmkoordinators im Washingtoner
Büro der FES an.
Eine ähnliche Erfahrung machte Michael, als er
nach dem Studium der Amerikanistik und Poli-
tikwissenschaft in Leipzig und Lincoln (USA) im
Herbst 2004 ein Praktikum bei der FES annahm
und wenig später zum Programmkoordinator
wurde. Seither konzentriert er sich auf die
Schwerpunktthemen religiöse Politik und politi-
sche Religion sowie den politischen Extremis-
mus und Immigration. Doch Mitarbeiter der FES
zu sein, verlangt oft auch ein gewisses Maß an
Vielseitigkeit. So fällt seit fast einem Jahr auch
die Bearbeitung und Pflege der Website in sei-
nen Aufgabenbereich.
Auch in einem Auslandsbüro der Friedrich-
Ebert-Stiftung bilden Administration und Finan-
zen das Fundament der politischen Arbeit, auf
dessen Basis Projekte, Veranstaltungen, Publi-
kationen etc. verwirklicht werden. Seit Dezem-
ber 2002 zeichnet dafür Monika verantwortlich.
Ausgebildet für den Verwaltungsdienst des Re-
gierungspräsidenten in Düsseldorf und mit ihrer
langjährigen Erfahrung im deutschen Finanz-
wesen, aber auch durch ihre umfangreichen

Auslandsaufenthalte – London, Stockholm, To-
kio –, konnte sie sich von Beginn an sehr gut in
das Team einbringen. 
Seit September 2006 bereichert Erin als studen-
tische Honorarkraft das Team. Sie studiert am
Zentrum für deutsche und europäische Studien
an der renommierten Georgetown-Universität.
Als fließend deutsch sprechende Amerikanerin,
die mehrere Jahre in Deutschland und Öster-
reich gearbeitet und studiert hat – so z.B. auch
für den Bundestagsausschuss für Menschen-
rechte und humanitäre Hilfe – fungiert sie als
Vernetzerin der „Globalen Atlantiker“ und Brü-
cke zwischen dem amerikanischen Kongress
und der FES. 
Bereichert wird das Team zudem von zwei Prak-
tikanten, die meist zwei bis drei Monate dem
Team angehören. Zurzeit ist das zum einen Su-
sann. Sie kommt aus Thüringen, hat vietnamesi-
sche Wurzeln, studiert in Leipzig, lebte in Miami
und hat ein Praktikum bei den Vereinten Natio-
nen in New York schon in der Tasche. Zum ande-
ren ist da Jens, der seit Januar als Teilzeitprakti-
kant im Büro ist. Sein zeitgleiches Studium an
der American University bietet gute Vorrausset-
zungen für das Praktikum, da er sich dort u.a.
intensiv mit Konflikttransformation beschäftigt.

H
inter den K

ulissen

„Frieden“ und „Gerechtigkeit“ sind zentrale Leitlini-
en der internationalen Arbeit der FES. In Verhandlun-
gen zur Beendigung von Gewaltkonflikten oder in
Friedensprozessen in Postkonfliktländern können
diese beiden Ziele jedoch in ein Spannungsverhältnis
geraten: Ist die Bestrafung der Täter nicht die Voraus-
setzung für die Aufarbeitung von Gewaltkonflikten?
Oder widerspricht die Suche nach Gerechtigkeit dem
Aussöhnungsgedanken? Die FES bereitet mit dem
Auswärtigen Amt, den Außenministerien von Finn-
land und Jordanien und einer Reihe weiterer Partner
daher eine Konferenz mit dem Titel „Building a Futu-
re on Peace and Justice“ vor, die vom 25. bis 27. Juni
2007 in Nürnberg stattfinden wird. Eine gemeinsame
Abschlusserklärung, ein „Nürnberger Manifest“, das
der UN-Generalversammlung vorgelegt werden soll,
wird Empfehlungen zum Aufbau eines nachhaltigen
Friedens geben, der die Dimensionen Frieden, Ge-
rechtigkeit, Entwicklung und institutionelle Reform
einschließt. 

„Building a Future 
on Peace and Justice“

Begegnung beim jährlichen Neujahrsempfang der Friedrich-

Ebert-Stiftung in Berlin: Anke Fuchs begrüßte am 16.Januar

den südafrikanischen Botschafter Moses Mabokela Chikane

(Foto: Schicke).



wärtigen Form nur noch schwer steuerbar. Es fehle
eine klare Kompetenzordnung und die EU-Institutio-
nen müssten handlungsfähiger werden. Dazu bräuch-
ten sie zuerst eine gemeinsame Verfassung. + + +

+ + +  Trotz vielfältiger Probleme hat die Mongolei
nach der Wende im Jahr 1990 eine beachtliche De-
mokratisierung erlebt. Die FES ist dort seit 1995 mit
einem Ortskraftbüro zur Stärkung des Parlamen-

tarismus, der Förderung der politischen Teilhabe von
Frauen, der Verbesserung der Interessenvertretung
der Gewerkschaften sowie dem Dialog über Partei-
programmatik, innerparteiliche Demokratie und die
Regierungspolitik vertreten. Der Vorsitzende der so-
zialdemokratischen Mongolischen Revolutionären
Volkspartei und Ministerpräsident des Landes, 
Miyeegombyn Enkhbold, verlieh dem Landesvertre-
ter der FES in China und der Mongolei, Roland Feicht,
eine Ehrenmedaille. + + +

+ + + Das Thai Labour Museum, das bisher einzige
Arbeitsmuseum Asiens und langjähriger Partner der
FES, stand auf dem Besuchsprogramm der Europa-
abgeordneten Barbara Weiler Ende November. Dort
informierte sie FES-Partner, hochrangige Vertreter/in-
nen der thailändischen Gewerkschafts- und Demokra-
tiebewegung, über aktuelle Fragen und Probleme der
europäischen Integration. Die effektivere Interessen-
vertretung für grenzüberschreitende Arbeitneh-
mer/innen sei in vielen Fällen erst durch Europas Zu-
sammenwachsen möglich geworden. Obwohl es bis
zur stärkeren Integration der südostasiatischen Ver-
einigung ASEAN noch ein weiter Weg sei, seien Fort-
schritte bei nationalen Gewerkschaftsgesetzen und so-
zialen Mindeststandards über den ASEAN-Umweg
möglicherweise leichter zu erzielen. + + +
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+ + + Wie kann die Globalisierung aktiv gestal-
tet und die Mitbestimmung auf europäischer Ebe-
ne gestärkt werden? Visionen, Leitbilder und
Grenzen eines europäischen Wirtschafts- und
Sozialmodells wollten Wissenschaftler, Gewerk-
schafter und Politiker aus Deutschland, Großbri-
tannien, Frankreich und Italien auf einer Tagung
in der FES in Berlin entwickeln. In deren Mittel-
punkt stand das Prinzip der aktiven Demokratie:
Förderung der Mitbestimmung in allen Bereichen,
gerade auch in Unternehmen und Betrieben. Da-
durch könne nicht nur eine funktionsfähige De-
mokratie gewährleistet, sondern auch die Produk-
tivität von Unternehmen erhöht werden. + + +

+ + + Weder die Versorgungssicherheit einzelner
Staaten noch globale Klimaziele lassen sich ohne ko-
ordiniertes Handeln der EU erreichen. Im Rahmen
der EU-Präsidentschaft Deutschlands organisierte
die FES-Vertretung in Großbritannien daher zusam-
men mit der deutschen Botschaft in London am 14.
Februar ein Seminar zur EU-Energiepolitik. Von
deutscher Seite nahmen der energiepolitische Spre-
cher der SPD-Bundestagsfraktion Rolf Hempelmann
und Friedemann Müller, SWP, teil. Auf britischer Sei-
te referierten die Prof. Peter Cameron (University
Dundee) und Dieter Helm (University Oxford). In Vor-
bereitung der Veranstaltung verfasste Prof. Cameron
eine Studie zu den energiepolitischen Interessen
Großbritanniens. Die Zusammenfassung der Studie
unter: www.feslondon.org.uk + + +

+ + +  Deutschland habe in seiner Ratspräsident-
schaft wichtige Aufgaben zu erfüllen, sagte Martin
Schulz, Vorsitzender der Sozialistischen Fraktion im
Europäischen Parlament bei einem Forum der FES
am 27. Januar in Leipzig. Zu diesen Aufgaben gehö-
ren die Wiederbelebung des Verfassungsverfahrens,
Fragen der Energiesicherheit und der Migration. Zu-
dem sei es wichtig, aus dem Einigungsprozess der Mit-
gliedsstaaten ein neues Gemeinschaftsbewusstsein
für die Bürgerinnen und Bürger zu stiften. Die Euro-
päische Union, so Schulz, sei allerdings in der gegen-

(Foto: Waldeck)
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PUBL IKATIONEN

Internationale Politikanalyse

Stefanie Flechtner – Demokratie ist die beste Ant-
wort im Kampf gegen den Terrorismus 

Jana Zitzler – Plädoyer für eine europäische Mindest-
lohnpolitik

Aus der Reihe „Frieden und Sicherheit“

Sven Biscop – The international security engagement
of the European Union: courage and capabilities for
a „more active“ EU. Report from the 1st European
Strategic Forum, Warsaw 

Demokratie und Terrorismus: Erfahrungen mit der
Bewältigung und Bekämpfung von Terroranschlä-
gen; Fallstudien USA, Spanien, Niederlande und Groß-
britannien

Aus der Reihe  „Europäische Politik“

Michael Dauderstädt, Barbara Lippert und Andreas Mau-
rer – Die deutsche EU-Ratspräsidentschaft 2007: ho-
he Erwartungen bei engen Spielräumen 

Alle Texte der „Internationalen Politikanalyse“ online
unter: www.fes.de/indexipa.html

Diverse Publikationen

Martin Baethge – Berufsbildung im Umbruch: Signale
eines überfälligen Aufbruchs (Netzwerk – Bildung)

Frank Ehninger, Marion Perlich, Klaus-Dieter Schuster –
Streitschlichtung und Umgang mit Gewalt an Schulen
(Landesbüro Sachsen-Anhalt)

Fällt die Gesellschaft auseinander? – Herausforderun-
gen für die Politik; Dokumentation der Auftaktveranstal-
tung des Projektes „Gesellschaftliche Integration“

Gegen Rechtsextremismus in Ost und West: andere Ur-
sachen, andere Gegenstrategien – Dokumentation einer
Konferenz 

Frank Gesemann – Die Integration junger Muslime in
Deutschland: Bildung und Ausbildung als Schlüsselberei-
che sozialer Integration (Islam und Gesellschaft, 5)

Ralph Greifenstein – Beschäftigungsfördernde Lohnpo-
litik und deutscher Mindestlohn (Arbeitskreis Arbeit –
Betrieb – Politik) 

Gabriela M. Sierck (Hrsg.) – Handbuch der Menschen-
rechtsarbeit, Ed. 2006/2007 

Felix Heiduk – Province of Aceh/Indonesia (Studien zur
länderbezogenen Konfliktanalyse)

Holger Börner 1931 – 2006: Ehrenvorsitzender der
Friedrich-Ebert-Stiftung, Ministerpräsident a.D. (Ref.
Kommunikation und Grundsatzfragen) 

Thorsten Held – Öffentlich-rechtlicher Rundfunk und
neue Dienste: Ergebnisse einer Analyse des Funktionsauf-
trags der Rundfunkanstalten im Hinblick auf digitale Ange-
bote jenseits des klassischen Rundfunks (Medien- und
Technologiepolitik)

Jürgen Kahl – Die Mongolei im Reformtief: Dauerkrise
oder „zweiter Aufbruch“? (FES-Analyse)

Kommunale Wohnungsunternehmen – Tafelsilber oder
Saatkartoffeln? – Positionen des Arbeitskreises Stadtent-
wicklung, Bau und Wohnen 

Moderner Staat im Dialog: vom Wandel der Grundlagen
zu einem neuen Staatsverständnis (Forum Berlin)

Katja Nerger – Zwischen Antisemitismus und Interes-
senvertretung: Periodika und Festschriften des Deutsch-
nationalen Handlungshilfen-Verbands in der Bibliothek
der Friedrich-Ebert-Stiftung (Veröffentlichungen der Bib-
liothek der FES; 18)

Öffentliche Güter – was ist des Staates? (Policy – Politi-
sche Akademie; 14)

Rudolf Oster – Die wirtschaftliche Betätigung der Ge-
meinden und Gemeindeverbände (Kommunalpolitische
Texte; 29)

Partnership with Russia in Europe: scenarios for a futu-
re partnership and cooperation agreement (Ref. Mittel-
und Osteuropa) 

Alfred Pfaller – Rumänien: neues Tigerland oder Prob-
lemkind der EU? (FES-Analyse)

Preisverleihung „Das politische Buch 2006“: Erhard 
Eppler „Auslaufmodell Staat?“ (Politische Akademie)

Reform der Arbeitsvermittlung: Wissen Deutschland;
(Berliner Forum Wissenschaft und Innovation)

Anneli Rüling – Familienpolitik aus der Gleichstellungs-
perspektive: ein europäischer Vergleich (Forum Politik
und Gesellschaft)

Soziale Gerechtigkeit morgen: Thesenpapier des Mana-
gerkreises der Friedrich-Ebert-Stiftung 

Vorsorgender Sozialstaat (Policy - Politische Akademie; 13)

„Wagt weiter!“ Willy Brandt – Europäer und Staats-
mann – eine Ausstellung der FES in Brüssel 

Was hält die Gesellschaft zusammen? – Zur Zukunft
des Europäischen Sozialmodells; Reader zur Sommeruni-
versität 2006 (Abt. Gesellschaftspolitische Information)

Werte und Verantwortung von Eliten in Wirtschaft,
Wissenschaft und Politik (Policy – Politische Akademie;
12)

Publikationen des Thementeams „New Powers for Glo-
bal Change?“

Chris Landsberg – South Africa’s Global Strategy and
Status – FES Briefing Paper 16, FES Johannesburg

Hans J. Giessmann – China’s Role in the Emerging
World Order – FES Briefing Paper 13, FES Beijing

Mohamed Kadry Said – Egypt’s Foreign Policy in Global
Change – The Egyptian Role in Regional and International
Politics – FES Briefing Paper 11, FES Cairo

Olga Pellicer – Mexico – a Reluctant Middle Power? –
FES Briefing Papers, FES New York

Katharina Hofmann – Challenges for International De-
velopment Cooperation: The Case of China – FES Brie-
fing Paper 15, FES Berlin

Weitere „Dialogue on Globalization“-Publikationen:

Tim Murith – Between Paternalism and Hybrid Part-
nership: The Emerging UN and Africa Relationship in
Peace Operations – Briefing Paper, FES New York

Thelma Ekiyor – Implementing the „Responsibility to
Protect Doctrin“ in Africa – FES Briefing Paper 1

Jens Martens – Multistakeholder Partnerships – Future
Models of Multilateralism? – FES Occasional Paper 29,
FES Berlin

Thomas G. Weiss and Peter J. Hoffman – A Priority Agen-
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da for the Next UN Secretary-General – FES Occasional
Paper 28, FES New York

Liangxiang Jin – Understanding Beijing’s Policy on the
Iranian Nuclear Issue – FES Briefing Paper 17, FES New
York

Mahnaz Malik –  Time for a Change – Germany’s Bilate-
ral Investment Treaty Programme and Development
Policy – FES Occasional Paper 27, FES Geneva

Luke Peterson – South Africa’s Bilateral Investment
Treaties – FES Occasional Paper 26, FES Geneva

Catrina Schläger – Herausforderungen für die interna-
tionale Entwicklungszusammenarbeit: Das Beispiel
Brasilien – Briefing Paper 3-07

Matthias Jobelius – Herausforderungen für die interna-
tionale Entwicklungszusammenarbeit: Das Beispiel
Indien – Briefing Paper 5-07

Kurzberichte aus der intern. Entwicklungszusammenarbeit

Referat Asien und Pazifik:

Ursula Koch-Laugwitz – Rückschläge für den Demokratisie-
rungsprozess: Afghanistan zwischen Real- und Re-
formpolitik

Astrid Becker – Kabinettsumbildung in Sri Lanka

Heinz Bendt – Militärputsch in Fidschi 

Mirko Herberg – Das Experiment Akbayan: hat eine
linksdemokratische Programmpartei auf den Philippinen ei-
ne Chance? 

Neue Publikationen der 
Abteilung Wirtschafts- und Sozialpolitik

Ab 2007 hat die Abteilung Wirtschafts- und Sozialpolitik
ihren Publikationsauftritt neu geordnet. Es gibt nun zwei
Reihen: die Reihe „WISO direkt“ mit kurzen Analysen und
Konzepten zur Wirtschafts- und Sozialpolitik und die Reihe
„WISO Diskurs“, in der die längeren Expertisen und Doku-
mentationen erscheinen werden: 

WISO direkt:

Michael Dauderstädt: Die Neuordnung des Niedrig-
lohnsektors in Deutschland

Barbara Stiegler – Vorsorgender Sozialstaat aus der Ge-
schlechterperspektive

WISO Diskurs:

Susanne Koch, Peter Kupka – Geförderte Beschäftigung
für leistungsgeminderte Langzeitarbeitslose?

Aus der Arbeit des Jahres 2006 stammen die folgenden
Expertisen und Dokumentationen, wie sie in Zukunft in der
Reihe „WISO Diskurs“ publiziert werden:

Gesprächskreis Verbraucherpolitik – Was bringt die Re-
form des Versicherungsrechts für die Verbraucher?

Gesprächskreis Migration und Integration – Klaus Peter
Strohmeier: Segregation in den Städten

Gesprächskreis Arbeit und Qualifizierung – Hartmut Sei-
fert: Konfliktfeld Arbeitszeitpolitik: Entwicklungslinien,
Gestaltungsanforderungen und Perspektiven der Arbeitszeit

Gesprächskreis Arbeit und Qualifizierung – Claudia Wein-
kopf, Karen Jaehrling: Kombilöhne in Deutschland –
neue Wege, alte Pfade, Irrweg?

Gesprächskreis Arbeit und Qualifizierung – Gerhard
Bosch, Claudia Weinkopf: Gesetzliche Mindestlöhne
auch in Deutschland?

Gesprächskreis Arbeit und Qualifizierung – Jugendar-
beitslosigkeit: Jugendliche und Hartz IV: was macht
das Fördern? Dokumentation eines Workshops mit dem
DGB-Bundesvorstand, Bereich Arbeitsmarktpolitik

Arbeitskreis Arbeit-Betrieb-Politik – Ralf Greifenstein: Ar-
beitnehmerpolitik zwischen Wunsch und Wirklich-
keit: Beschäftigungsfördernde Lohnpolitik und deutscher
Mindestlohn

Arbeitskreis Mittelstand – Michael Schorn: Eine neue Kul-
tur der Selbständigkeit – Voraussetzung für ökonomi-
schen und sozialen Fortschritt
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Die Befunde machen deutlich, dass der gesellschaftliche Wandel zahlreiche
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Wahrnehmung sozialer Verwerfungen. Ferner enthüllt das Ergebnis ambi-
valente Einstellungen zur Reformpolitik und einzelnen Maßnahmen sowie
erhebliche Kommunikationsprobleme zwischen Politik und Gesellschaft.
Die ermittelten Einstellungen zum Staat und zur Politik stellen die politi-
schen Akteure vor große Herausforderungen, insbesondere dann, wenn sie
Vertrauen in Reformen, in ihre Fähigkeiten zur Lösung von Problemen und
eine an den Bedürfnissen der Bürger orientierte politische Kommunikati-
onsform finden und schaffen wollen.


	Titelthema
	Inhalt
	Deutschland
	Familienpolitik: Schlusslicht Deutschland
	Jugendliche in der Warteschleife

	Die Zukunft des Alterns

	Die Akademie für Soziale Demokratie

	Kann Ungleichheit gerecht sein?

	Auf dem Weg zum gläsernen Verbraucher

	Steuerwettbewerb in Europa: Wer bietet weniger?

	Präimplantationsdiagnostik: Verbot überdenken?

	Gesellschaftliche Verantwortung und Unternehmensführung

	Politik-, partei- oder gar nicht verdrossen?

	Europa auf Kurs gebracht

	Hitzige Debatten über Europa

	Frauendialog: Rollenbilder in den Religionen

	Sprache als Schlüssel für den Schulerfolg

	125 Jahre Verlag 
J.H.W. Dietz Nachfolger
	Kooperationsvertrag mit der ILO

	Gefördert und ausgezeichnet: Stipendiatinnen der FES


	Schwerpunkt

	"Unsicher", "komplex" und "im
 ständigen Wandel begriffen"?
	Szenarien in der internationalen Politik

	Außenpolitische Strategiefähigkeit sichern

	Kompass 2020: Risiken der Weltwirtschaft kontrollieren

	Kompass 2020: Europäische Integration

	Kompass 2020: Krisen in der entgrenzten Welt

	Kompass 2020: Der nahe/mittlere Osten und Nordafrika

	Kompass 2020: Orinetierungspunkte deutscher Rüstungskontrollpolitik

	Kompass 2020: Der Balkan: von Krieg, Frieden und Europa

	Kompass 2020: Zentralasien - Kampf um Macht, Energie und Menschenrechte

	Kompass 2020: Grundzüge einer deutschen Russland-Strategie

	Kompass 2020: Verhütung und Bekämpfung der organisierten Kriminalität

	Kompass 2020: Global Health

	Kompass 2020: Demographische Entwicklung und internationale Migration

	Kompass 2020: Menschenrechte und internationale Sozialpolitik


	International

	Deutsche EU-Ratspräsidentschaft: Große Erwartungen

	Europa muss sich Grenzen setzen

	Erinnerung an Willy Brandt: "Etwas Neues muss her!"

	Arbeitsmarktreformen: Schlachten von gestern"

	FES in Skandinavien: Alles Gute kommt von Norden?

	Rechtspopulismus: Was kann die Linke tun?

	Gegen "Wettbewerbsfetischismus"

	auf dem Weg nach Heiligendamm

	Herausforderungen für UN-Generalsekretär

	Dilemma der Demokratieförderung

	Eine neue EU-Ostpolitik?

	EU-Russland: Gemeinsame Werte für Zusammenarbeit

	Nachfolgestaaten Jugoslawiens: Gefühle wichtiger als der Verstand?

	Makedonien: Empfehlungen gegen den "Brain-Drain"

	Afghanistan: Fähigkeit zur Selbstkritik muss wachsen

	Zentralasien: Keine Stabilität ohne Kooperation

	Johannes Rau und Israel

	Deutsch-israelische Beziehungen: Ein dynamisches Verhältnis

	Palästina: Parlamentarischer Dialog - 
Fortschritte werden sichtbar  
	Palästina: Menschenrechte - 
Drastisch verschlechterte Lage
	Palästina: Frauen zurückgedrängt

	Südasien: Bessere Bedingungen für Heimarbeiterinnen? 

	Südasien: Von der Konfrontation zur Zusammenarbeit

	7. Weltsozialforum: Eine andere Welt ist möglich?

	Côte D'Ivoire: Förderung einer neuen politischen Kultur

	Nigeria: Demokratische Spielregeln für Militär und Polizei

	Togo: Ratschläge für Journalisten

	Benin: Neuer Ratgeber zum Arbeitsrecht

	Guinea: Keine Demokratisierung ohne freie Medien

	Südafrika: Bildungswerk Ditsela - Weit mehr als nur 
Fortbildung
	Mexiko: Kommunikation gegen schlechtes Image

	Guatemala - El Salvador: Nach dem Friedensabkommen

	Kolumbien: Viel Leid, viel Hoffnung

	Chile: Weltmarkt oder regionale Integration?

	Hinter den Kulissen der FES: Auslandsbüros stellen sich vor

	Thailand: Enthusiasten, Visionäre und Profis

	Washington: Im Zentrum der Macht



	Publikationen

	Impressum

	Anzeige des Verlages J.H.W. Dietz Nachfolger


